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Zusammenfassung

Mobilitat, Wohnen, Arbeiten, Wirtschaften und Freizeit sind dréngende Bediirfnisse von
rund drei Millionen Menschen in der Region Wien, einer der sich am dynamischsten ent-
wickelnden Stadtregionen Europas. Als Stadtregion™ erstreckt sie sich grenziiberschrei-
tend auf die Bundesldnder Wien, Niederosterreich und Burgenland. Eine Herausforde-
rung stellen dabei die derzeit vorhandenen informellen Kooperationsstrukturen zwischen
den Bundesldndern und Gemeinden dar, die eine verbindliche und strategische Raumpla-
nung der Region Wien erschweren. In dieser Arbeit werden mittels qualitativer Inhalts-
analyse auf der Basis von Leitfaden-gestiitzten Expert*innen-Interviews die Rahmen-
bedingungen sowie Prioritdtensetzungen und Handlungsmoglichkeiten politischer Ak-
teur*innen im raumplanerischen Kontext erortert. Diese gelten in einem inhaltlich und
institutionell schwach ausgepragten Kooperationssetting als besonders wirkmachtig.

Die Ergebnisse zeigen, dass es trotz dieses Settings viele Austauschbeziehungen in der
Region Wien gibt und Stadt-Umland-Kooperationen auf Basis von gut funktionierenden
Austauschplattformen mit fachlicher Grundlagenarbeit, wie der Planungsgemeinschaft
Ost (PGO) und dem Stadt-Umland-Management (SUM), sowie von engagierten Ak-
teur*innen aus Politik und Verwaltung, thematisch-punktuell stattfinden. Dennoch ist
eine wesentliche Erkenntnis dieser Masterarbeit, dass grenziiberschreitende Kooperati-
onsvorhaben fiir politische Akteur*innen in der Regel eine Fleilaufgabe mit ungewissem
Policy-Output, -Outcome und -Impact sind. Eine auf Rechts- und Planungssicherheit
basierende, verbindliche, formalisierte, vorausschauende und proaktive Stadt-Umland-
Kooperationsarbeit in der Region Wien, unabhéngig vom personlichen Einsatz politi-
scher und administrativer Akteur*innen, scheint bis auf weiteres eine Utopie zu bleiben.
Geschichtlich-legistische Rahmenbedingungen, politisch-ideologische Differenzen und ein
zu geringer Leidensdruck lasst das Beharrungsvermogen der Akteur*innen unverandert.
Einzig externe Faktoren wie Auswirkungen der Wirtschafts-, Klima- oder/und Corona-
Krise konnten als schwarzer Schwan zur Verdnderung der Strukturen in Zukunft maf-

geblich einwirken.
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Abstract

In recent years, the Vienna region has become one of the most dynamically develo-
ping urban regions in Europe. Mobility, housing, labor, the economy, and leisure are
urgent needs of around three million people that need to be addressed. As a so called
Stadtregion™, Vienna extends across the federal states of Vienna, Lower Austria, and the
Burgenland. The currently existing informal cooperation among the federal states and
the municipalities involved poses a challenge as they make binding and strategic plan-
ning of the Vienna region rather difficult. The core interest of this thesis is to investigate
the framework conditions and the setting of priorities and options for action by political
actors in the spatial planning context. To be more precise, the goal is to explore the ac-
tions of political actors which are ascribed to be more powerful within contextually and
institutionally weak cooperation settings. Data for this research were gathered through
qualitative semi-structured in-depth interviews which have been analyzed according to
the principles of qualitative content analysis.

The results show that in spite of the setting described above, there are many inter-
connections in the Vienna region. The existing cross-border cooperations are based on
(a) well-functioning platforms with a good scientific base-work supply, such as the Pla-
nungsgemeinschaft Ost (PGO) and the Stadt-Umland Management (SUM), as well as on
(b) committed actors in politics and administration. A key finding of this thesis, however,
suggests that cross-border cooperation projects are usually a diligent task for politicians
with an often-uncertain policy-output, -outcome and -impact. A binding, formalized,
forward-looking and proactive cooperation in the Vienna region, which is independent
of political and administrative actors as well as based on legal and planning certainty,
seems to remain a utopia for the time being. This is largely because of historical-legal
predispositions, political-ideological differences, and little necessity for change. Only ex-
ternal factors such as the effects of the economic, climate, or corona crisis could have a

decisive influence on the prevailing structures in the future.
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1. Einleitung

Im Kern dieser Masterarbeit steht die Frage, wie Bundesldnder und Gemeinden in der
Region Wien kooperieren, welche Rolle dabei die politischen Akteur*innen einnehmen
und welche Rahmenbedingungen sie fiir ihre Handlungsweisen vorfinden. Dabei geht
es im Grunde darum, den Herausforderungen des sténdig wachsenden Siedlungsdrucks
durch die Verknappung von Raum mit zusammenhédngender Planung und Sicherung von
Siedlungs-, Frei- und Verkehrsraumen zu begegnen (vgl. Priebs, 2019: 8f.). Ein intensiver
Veranderungsdruck und die dynamische Entwicklung — besonders in Stadtregionen mit
starker Wirtschaftsleistung — werden weitestgehend dem freien Spiel der (Markt-)Kréfte
iiberlassen, wenn sie nicht von der (regionszentrierten) Politik offensiv adressiert und
im Sinne einer offentlichen, gemeinwohlorientierten Strategie vorausschauend gestaltet
werden (vgl. ebd.: 127).

Im Laufe der vergangenen 30 bis 40 Jahre hat sich das Verhéltnis von Stadt und Umland
sowohl im globalen Kontext, als auch in Wien verdndert. So wurde ein hierarchisches, von
der Kernstadt dominiertes Abhéngigkeitsverhéltnis von einem Netzwerkgefiige abgelost,
welches sich durch mannigfaltige Austauschbeziehungen kennzeichnet. Der Schwerpunkt
der Entwicklung von Standorten fiir Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeit hat
zunehmend im Umland stattgefunden, wodurch dieses sich gegeniiber der Kernstadt
profilieren konnte (vgl. Beier und Matern, 2007: 1). Diese Entwicklungen fithrten im
Laufe der Zeit zur Herausbildung mehrerer Kooperationsstrukturen und Grundprinzipien
der rdumlichen Entwicklung in der Region Wien.

Raumordnung ist im Idealfall ein Interessensausgleich, der nicht die Wiinsche und Ideen
einzelner (groflerer) Akteur*innen in den Vordergrund stellt, sondern regionale Ziele
verfolgt, die den Biirger*innen eine hohe Lebensqualitit, kurze Wege und Wohlstand
sichert (vgl. Gorgl und E. Gruber, 2015: 278).

1.1. Forschungsinteresse

Die Region Wien ist in den letzten Jahren nicht nur eine der sich am dynamischsten

entwickelnden Stadtregionen Europas (vgl. Gorgl, Doringer und Herburger, 2020: 2),



1. Einleitung

sondern sie ist auch seit meiner Geburt mein Wohnort und geographischer Lebensmit-
telpunkt — zuerst bis zum 10. Lebensjahr im Wiener Umland, in Marienthal (Gramatneu-
siedl) und dann in der Stadt Wien. Alle Themen, wie das regelméBige Uberschreiten der
Stadtgrenze mit dem OPNV oder Auto, Grundstiicks- bzw. Mietpreise, Freizeitangebot,
Naherholung, Bildungsangebot, Gesundheitsversorgung, etc. sind mir aus der person-
lichen Erfahrung bekannt. Bei vielen der genannten Themen erdffnen sich Probleme,
welche die individuelle Lebensgestaltung auf der einen Seite und die Wahrung gesamt-
gesellschaftlicher Interessen auf der anderen Seite herausfordern. Aus diesem Grund will
ich diesen Herausforderungen mit meiner Masterarbeit auf den Grund gehen, indem ich
im Besonderen die Rolle der handelnden politischen Akteur*innen ins Zentrum riicke.
Wie diese Arbeit im weiteren Verlauf zeigen wird, ist die Region Wien in Bezug auf
Stadt-Umland-Kooperationen durch eine gering institutionalisierte und weitestgehend
informelle Organisationsstrukturlandschaft charakterisiert (vgl. Gorgl und E. Gruber,
2015: 272ff.). Die Griinde dafiir, warum eine weitreichende, formelle und mutige Raum-
planung in der Region Wien (noch) nicht umgesetzt wurde, sind vielfiltig und bilden
Rahmenbedingungen fiir die politischen Akteur*innen, deren Entscheidungen die aktuel-
le Raumordnung und ihre strategische Zielsetzung bestimmen. Letztere stehen v. a. auch
deshalb im Zentrum dieser Masterarbeit, da einerseits ihre Rolle in Bezug auf die Stadt-
regionsplanung seltener beleuchtet wird (vgl. Kapitel aufgrund ihrer spezifischen
(partei)politischen Rahmenbedingungen in der Region Wien. Diese sind auch deshalb
interessant, weil sie divers und seit vielen Jahrzehnten mit der sozialdemokratisch ge-
pragten Bundeshauptstadt Wien und dem konservativ-bauerlich/biirgerlich geprégten
Bundesland Niederosterreich gesetzt zu sein scheinen.

Aus diesen Voriiberlegungen und Interessensschwerpunkten ergeben sich folgende drei
Forschungsfragen fiir meine Masterarbeit, auf die folglich in Kapitel noch ausfiihrli-

cher eingegangen wird:

o Welche Rahmenbedingungen liegen den handelnden politischen Akteur*innen fir

Stadt- Umland-Kooperationen in der Region Wien zu Grunde?

o Wie ist die Einstellung von politischen Akteur*innen in Wien und Niederédsterreich

zur Region Wien und welche Tendenzen sind erkennbar?

o Welche Governance-Formen, an denen sich die handelnden politischen Akteur*innen

orientieren kdnnen, sind fir die Region Wien in der Zukunft empfehlenswert?



1.2. Ziele der Arbeit

1.2. Ziele der Arbeit

Das Ziel dieser Masterarbeit besteht darin, ein tiefgreifendes Versténdnis von der Rol-
le der handelnden politischen Akteur*innen in der Region Wien, in Bezug auf Stadt-
Umland-Kooperationen, Raumordnung und Regionalplanung zu bekommen. Dabei dient
der akteurszentrierte Institutionalismus von Mayntz und Scharpf, 1995/ als theoretisches
Grundgeriist, um einerseits den Einstellungen, Motivationen und strategischen Uber-
legungen der politischen Akteur*innen auf den Grund zu gehen und andererseits die
Rahmenbedingungen, Handlungsspielraume und Abhéangigkeiten derselben zu skizzieren
und aufzuzeigen. Dieses Ziel soll methodisch mittels qualitativer Leitfaden-gestiitzter
Interviews mit Expert*innen aus Politik und Verwaltung erreicht werden.

Ein Ziel der Arbeit ist es auch, eine Bestandsaufnahme und Einordnung der aktuel-
len interkommunalen Kooperationsstrukturen vorzunehmen und dabei explizit einen
akteur*innenzentrierten Blickpunkt auf die planungspolitischen Herausforderungen zu
legen. Ausgehend von diesen Erkenntnissen, ist es ein weiteres Ziel, Handlungsemp-
fehlungen und Strategien fiir eine verbesserte zukiinftige Situation bei Stadt-Umland-

Kooperationen in der Region Wien zu formulieren.

1.3. Aufbau der Arbeit

Diese Masterarbeit gliedert sich in fiinf zentrale Kapitel. Einleitend werden in Kapitel
das Forschungsinteresse, Ziele und der Bezug zum Thema umrissen. Im darauffolgenden
Kapitel |2| wird der zu Grunde liegende theoretisch-konzeptionelle Rahmen aufgespannt,
der fiir diese Arbeit forschungsleitend ist. Eine Hinfiihrung zur Forschungs- bzw. Wis-
sensliicke (Kapitel bildet den Ubergang zu Kapitel [3| dessen zentrales Thema die
empirische Vorgehensweise dieser Masterarbeit, also Operationalisierung der Forschungs-
fragen, Methodik und Datenanalyse, ist.

Kapitel [4] ist das Herzstiick der Arbeit und zeigt die Ergebnisse der empirischen For-
schung, mit einer sich an den Forschungsfragen und kategorialen Kodes anlehnenden
Untergliederung. Abschlielend folgt mit Kapitel 5] eine fachliche und persénliche Ein-

ordnung bzw. Kondensation der Ergebnisse.



1. Einleitung

GroB-Enzersdort,
A Stadtmayer

PEZIRKSHAUPTMANNSCHAPT

GANSERNDORF

AUSSENSTELLE GROSS-2NzERSDORY

Abbildung 2.: Schilderwald in Grof-Enzersdorf zeigt unterschiedliche Zugehorigkeiten
der Gemeinde an: Niederosterreichische Gemeinde im Bezirk Génsern-
dorf, Zone 100 mit Wiener Linien-Anschluss, Bezirksstelle des Bereichs-
kommandos Weinviertel des Roten Kreuzes. (Eigene Aufnahme am 22.
Juni 2020)



2. Theoretisch-konzeptioneller Rahmen

2.1. Stadtregionen — Was, Warum, Wieso?

Seit es Stadte gibt, gibt es auch ein Umland und damit einhergehende gegenseitige Ab-
héangigkeitsverhiltnis. Stadte sind Orte, die auf Grund ihrer Biindelung von Wirtschaft,
Infrastruktur, Politik und Kultur eine besondere Anziehung auf Menschen haben (vgl.
Priebs, 2019: 14f). Stadte gelten als Verdichtungsrdume, die eine rdumliche und zeitliche
Persistenz besitzen und heutzutage in Bezug auf ihr Umland einen flieBenden Ubergang
stadtischer und lédndlicher Siedlungen aufweisen (vgl. Heineberg, 2006: 24 und 199).
Somit waren und sind die engen Beziehungen zwischen der Stadt und ihrem Umland
nicht nur bei den Verflechtungen sichtbar, sondern auch, wenn es um die Erweiterung
des Stadtgrundrisses und den Ausbau der Stddte geht (vgl. Priebs, 2019: 15). Global
gesehen ist die Urbanisierung neben dem anthropogen verursachten Klimawandel jener
Prozess, der fiir das spéte 20. und 21. Jahrhundert mafigeblich priagend ist und sein wird.
Stadte sind fiur grofle Teile der Weltbevolkerung jene Orte, die eine Abkehr von Armut,
ein Mehr an Selbststandigkeit sowie Demokratie und Menschenrechten bedeuten (vgl.
Saunders, 2013: 71f.).

In den letzten Jahren und Jahrzehnten hat sich das Verhéltnis von der Stadt zum Umland
stark verdndert, indem ein Netzwerkgefiige an die Stelle eines hierarchisch strukturierten
Abhéangigkeitsverhéltnisses des Umlands von der Kernstadt getreten ist (vgl. Beier und
Matern, 2007: 1). Damit hat die Stadt im Sinne Max Webers als rdumlich integrierte,
sozio-6konomische, politische und kulturelle Einheit aufgehort zu existieren (vgl. Kiibler,
2003: 535). Diese Verdnderungen haben jedenfalls mit der Verbesserung der Mobilitét
breiter Bevolkerungsschichten, der fortschreitenden Trennung von Wohnen und Arbeiten
nach dem Zweiten Weltkrieg (vgl. ebd.: 535) sowie mit der Fragmentierung und funk-
tionalen Spezialisierung der Gesellschaft in einem kapitalistischen Wirtschaftssystem zu
tun (vgl. Stone, 2005: 310).

Stadte und Stadtregionen sind die wirtschaftlichen Zentren von Regionen und Léndern
und befinden sich aktuell in besonderer Weise in einem zunehmend ausgepragten globalen

Wettbewerb um Unternehmensansiedlungen, Arbeitskrafte und Lebensqualitiat. Im Zuge
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der Globalisierung der Wirtschaft wird dieser Wettbewerb nicht mehr nur im nationa-
len, sondern zunehmend auch in einem européischen bzw. globalen Kontext ausgetragen
(vgl. Beier und Matern, 2007: 2). In diesem Sinne sind Stddte und Stadtregionen, nach
Manuel Castells, 2009 (S. 440ff.), als Knotenpunkte von globalen Netzwerken (glocaliza-
tion) anzusprechen. Netzwerke sind dabei nach Castells als eine Metapher zu verstehen,
um die Vorstellung der sozialen Morphologie des Spéatkapitalismus zu erfassen und sie
beschreiben dabei aktuelle soziale Prozesse (space of flows). Dieser Netzwerkgedanke
lasst sich auch im bereits 1991 herausgegebenen Bericht Furopa 2000 wiedererkennen.
Dort werden Stddtenetze erwidhnt und als ein wirksames Instrument im Umgang mit
bestehenden Herausforderungen gesehen (vgl. Européische Kommission, 1991: 10). Acht
Jahre spéater spricht sich die Europédische Kommission im FEuropdischen Raumentwick-
lungskonzept neben dem erwédhnten interstéddtischen Netzwerkgedanken, beispielsweise
auch fir politische Optionen ,,/. .. ] zur Integration des landlichen Umlands grofSer Stadte
in stadtregionale Raumentwicklungsstrategien mit dem Ziel einer effizienteren Fldchen-
nutzungsplanung unter Beriicksichtigung der Verbesserung der Lebensqualitdt im stdd-
tischen Umland [...]* aus (Européische Kommission, 1999: 27). Diese Dynamiken, die
besonders seit den 1990er Jahren in Deutschland und Osterreich bemerkbar sind, fithren
vermehrt zu einer Zusammenarbeit von Stadt und Umland. Zusammengefasst kann von
internen oder externen politischen, wirtschaftlichen, sozialen, 6kologischen oder finanzi-
ellen Erfordernissen bzw. neuen raumordnerischen Leitvorstellungen gesprochen werden
(vgl. Beier und Matern, 2007: 29).

Die erwédhnten, sich in den letzten Jahrzehnten verdndernden und dynamisierenden,
Rahmenbedingungen wie Globalisierung, Digitalisierung, Netzwerkbildung und die so-
ziale Morphologie des Spétkapitalismus sind auch als treibende Kréfte hinter den sich
wandelnden Planungszugéngen zu nennen. Gepaart mit einem sich ebenfalls im Wandel
befindlichen Staatsverstédndnisses, von einem hierarchischen Staat zu einem aktivieren-
den Gewdhrleistungsstaat, wird kommunikative, kooperative, integrative und strategi-
sche Stadtregionalplanung zu einem wichtigen Instrument zur Erfiillung raumordneri-
scher Mafinahmen (vgl. Furkert, 2008: 5).

2.1.1. Organisationsformen und Kooperationsstrukturen

Durch diese enge Verkniipfung von Stadt und Umland, gibt es auch seit jeher die Frage
und den Wunsch nach der geeigneten organisatorischen und politischen Steuerung bzw.
Verwaltung (metropolitan governance) von Stadtregionen (vgl. Kiibler, 2003: 535). Dabei
handelt es sich nicht um eine praktische Frage, die z. B. an einem Punkt in der Geschichte

von einem erlauchten Kreis von Stadtregionspolitiker*innen entschieden wird bzw. wur-



2.1. Stadtregionen — Was, Warum, Wieso?

A B C D1 D2

Regionalkreis mit Regionalkreis mit
starker Kernstadt aufgeteilter Kernstadt

Regionales
Nebeneinander

Verbandsmodell Regionalstadt

------------------------- Grenze unselbststandiger Stadtbezirk
Gemeindegrenze
Grenze auf Kreisebene (Kreis, kreisfreie Stadt)
——————————————— Grenze eines stadtregionalen Verbandes

Abbildung 3.: Schematische Darstellung der Charakteristika von o6ffentlich-rechtlichen
Organisationsstrukturen in Stadtregionen. (nach Priebs, 2019: 118 abge-
dnderte, eigene Darstellung)

de, sondern um eine mit historischen und politikwissenschaftlichen Hintergriinden, die
einem zweckrationalen, wertrationalen, affektuellen und/oder traditionellen Handeln fol-
gen (vgl. Blatter, 2005: 123, nach M. Weber, 1985: 12). Diesen vier Handlungsformen
folgen neben verschiedenen prozessualen Logiken, auch spezifische strukturelle Logiken
der Kooperation, die sehr gut in einer Matrix zusammengefithrt werden koénnen (siehe
Tabelle |1, vgl. Blatter, 2005: 126). Darauf aufbauend koénnen auch Stadtregionen und
ihre Organisations- bzw. Kooperationsformen schematisch eingezeichnet und diesbeziig-
liche zeitliche Entwicklungen dargestellt werden (vgl. ebd.: 149). Ahnlich, aber etwas
starker fokussiert auf Hierarchien, Kérperschaften und Verwaltungsebenen im 6ffentlich-
rechtlichen Kontext, sind die in Abbildung [3| dargestellten Modelle nach Axel Priebs,
2019 Beide Ansétze dienen in erster Linie der Ein- und Zuordnung der Politiken exis-
tierender Stadtregionen und nicht dazu, das allumfassend beste Modell bzw. die beste
Kooperationsform herauszufinden.

Dennoch kann gesagt werden, dass ein Mehr an Kooperation, Verbindlichkeit und In-
stitutionalisierung bei Stadt-Umland- Governanceformen, wie bei Verbandsmodellen,
Regionalstadt-Modellen oder bei Regionalkreis-Modellen (Abbildung Modell B, C
und D1+2), zu einer effizienteren Produktion 6ffentlicher Giiter und einem Niitzen von
Skalenertragen fithrt. Im Gegensatz bedingt eine starke Fragmentierung von Verwal-
tungseinheiten ein regionales Nebeneinander (Abbildung 3 Modell A) und eine damit
verbundene wirtschaftliche Bedeutungslosigkeit sowie einen Wildwuchs an (raumplane-
rischen) Normen und Praktiken (vgl. Kibler, 2003: 536). Weiters fihrt ein Mehr an
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Tabelle 1.: Handlungstypen und die entsprechenden Logiken der regionalen Kooperation.
(aus Blatter, 2005: 126)

‘ Handlungstyp ‘ Strukturelle Logik der Kooperation ‘ P:’iozessut.zle Il}ogik ‘
Feste Lose er regzont.z en
Koppelung Koppelung Kooperation
L Hierarchische Organisation Mehrebenensystem .
Norm-orientiertes Handel Dedukt
orm-orientiertes Handeln Regionalstadt Stadt-Umland- Verband cdution
N Club Verhandlungssystem .
Nutzen-orientiertes Handeln Regionaler Zweckverband Rahmenvereinbarung Evolution
Kommunikatives Handeln Konse.nsorlent. Dialog Dl,s kursives ,Feld Konstruktion
Regionalkonferenz Regionale Allianzen
. Vereinigung Bewegungen .
D t hes Handel Indukt
ramaturglscues Hancem Marke(ting-Gesellschaft) | Reg. Leuchtturmprojekte nduition

demokratisch legitimierten, nach Moglichkeit sogar mit gewédhlten Vertreter*innen aus-
gestatteten, stadtregionalen Governancestrukturen zu erhohter (politischer) Akzeptanz
und anwendbaren Handlungen (vgl. Lefevre, 1998: 12).

Wie bereits erwéhnt, ist aber jede Stadtregion einzigartig. Ihr Gebaren und ihre Ausfor-
mung sind nur in Bezug auf ihre Geschichte, Verfasstheit und (politischen) Pradisposi-
tionen verstdndlich und nachvollziehbar (vgl. Priebs, 2019: 60). Die spezielle Situation
in der Region Wien wird auch im Hinblick auf die Rahmenbedingungen der handelnden
politischen Akteur*innen in Kapitel ausfihrlich thematisiert.

2.2. Akteurszentrierter Institutionalismus

Wie in Kapitel bereits abgesteckt wurde, sind Stadtregionen jedenfalls in ihrem
Inneren sehr heterogen organisierte Verflechtungsrdume und sie unterscheiden sich un-
tereinander nicht nur durch ihre verschiedenen natur- und kulturrdumlichen bzw. wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Rahmenbedingungen, sondern auch nach dem Grad
an Institutionalisierung und Verbindlichkeit (siche Tabelle |1/ und Abbildung . Im Zen-
trum der Region und der Stadt-Umland-Kooperationensstrukturen, stehen Akteur*innen,
die innerhalb bestimmter Rahmenbedingungen handeln. Der fir diese Masterarbeit ge-
wihlte akteur*innenzentrierte theoretische Zugang wurde von Mayntz und Scharpf, 1995
als politikwissenschaftlicher Steuerungsansatz von gesellschaftlichen Teilbereichen unter
dem Namen akteurszentrierter Institutionalismus entwickelt (vgl. Priebs, 2019: 93). Da-
bei handelt es sich nicht um ein Erklarungsmodell im klassischen Sinn, sondern besten-
falls um eine Forschungsheuristik (vgl. Mayntz und Scharpf, 1995: 39).

Besonders reizvoll fiir meine Fragestellung ist an diesem theoretischen Analyseansatz,
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Institutioneller Kontext

Struktur, beteiligte Entschei-

o rl‘;leanntf?é Lrlggg-en Akteur¥innen, dungs-

Wahmehmungen Stratfg/en regfln
Probl kollektive und Akteur*innen- Inter- ‘Eott'sﬁh,e
robleme korporative [—> konstel- — aktions- — ;SC el
Akteur*innen lationen formen ungen

Gesellschaftliche Umwelt

Abbildung 4.: Der akteurszentrierte Institutionalismus im Uberblick (Eigens bearbeitete
Darstellung aus Treib, 2015: 290, nach Scharpf, 2000: 85).

dass dieser das politische Handeln von Akteur*innen im Kontext von Institutionen in
den Mittelpunkt riickt und dabei letztere nicht nur aus ihrer geschichtlichen Entstehung
heraus, sondern v. a. auch als absichtsvoll gestaltete und verdnderbare Strukturen ver-
steht (vgl. Gailing und Hamedinger, 2019: 171). Dabei sind handelnde Akteur*innen
seltener als Individuen und haufiger als Personengruppen gemeint, die je nach dem Grad
ihres strategischen und kollektiven Handelns betrachtet werden und vor allem im Kon-
text der Zielvorstellungen ihrer Mitglieder und der institutionellen Entscheidungsregeln
handeln (siehe Abbildung 4} vgl. Treib, 2015: 279f.). Dennoch miissen auch die individu-
ellen Akeur*innen und die jeweiligen Funktionen, die sie bekleiden, betrachtet werden,
da diese mit bestimmten legistisch festgelegten Vollmachten einerseits und mit dem Grad
an Handlungsautonomie und Verpflichtungsfihigkeit ihrer Organisation gegeniiber ande-
rerseits, ausgestattet sind (vgl. Mayntz und Scharpf, 1995: 51). Des Weiteren ist konkret
und ganz individuell zu betrachten, welche institutionelle Bezugseinheit gewisse Ver-
treter*innen heranziehen, wenn sie mehrere Rollen innehaben und bei Verhandlungen
beispielsweise einmal als SPO Wien-Vorsitzende*r, einmal als Wiener Biirgermeister*in
und ein anderes Mal als Wiener Landeshauptperson sprechen (vgl. Treib, 2015: 281f.).

Ein grofler Vorteil dieses Analysekonzepts ist, dass auch ein Fokus auf die Préferen-
zen der kollektiven und korporativen Akteur*innen, also auf ihre Handlungsinteressen,

gelegt wird. Diese werden in vier Dimensionen unterteilt, ndmlich erstens in das institu-
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tionelle Figeninteresse, dass folglich sowohl Individuum als auch Organisation an einem
unabhéngigen Fortbestand als eigene Einheit interessiert sind. Zweitens sind normative
Rollenerwartungen auszumachen, die zum Wesenskern der Institutionen gehéren und
denen die Akteur*innen folgen. Bei Konflikten zwischen den ersten beiden genannten
Dimensionen, kann die institutionelle Identitdt als dritte Dimension dariiber Auskunft
geben, was den Akteur*innen wichtiger ist. Die vierte Dimension sind die Interaktions-
orientierungen, welche gerade in Bezug auf die Betrachtung politischer Akteur*innen
zentral sind und dariiber Auskunft geben, welchen Vorteil die Akteur*innen in bestimm-
ten Entscheidungskonstellationen im Auge haben. In diesem Zusammenhang erwahnt
Scharpf, 2000 (S. 119ff.) den Individualismus (nur der eigene Vorteil im Blickpunkt), die
Solidaritit (eigener Vorteil und Vorteile anderer sind gleich gewichtet), den Wettbewerb
(besser dastehen als andere ist zentral), den Altruismus (nur auf die Vorteile anderer
wird geachtet) und die Feindschaft (Schadenszufithrung unabhéngig von eigenen Vor-
oder Nachteilen ist wichtig) als zentrale Interaktionsorientierungen von Akteur*innen
(vgl. Treib, 2015: 283).

Ausgehend davon lassen sich auch die Interaktionsformen Einseitiges Handeln, Verhand-
lung, Mehrheitsentscheidung und Hierarchische Steuerung ausmachen, die wiederum eine
wichtige Komponente fiir stadtregionale Kooperationsformen sind. Scharpf, 2000 (S. 91)
nennt hier das Anarchische Feld, das Netzwerk, den Verband und die Organisation als
institutionellen Kontext. Dieser ldsst besonders in der Verkniipfung mit den zuvor ge-
nannten Interaktionsformen Riickschliisse iiber die Art der angewendeten Kooperations-
formen, das Vorhandensein von Strukturen und den Grad an Verbindlichkeit schlieflen.
Methodisch schlagt der akteurszentrierte Institutionalismus v. a. quantitative Verfah-
ren (im Besonderen spieltheoretische Verfahren) vor, welche die Struktureigenschaften
von Beziehungen zwischen Akteur*innen im Blick haben. Dennoch gibt es auch For-
schungsfelder dieses theoretischen Analysekonzepts, die ein explorativ-qualitatives Vor-
gehen nahelegen, wie z. B. das Vergleichen und Abklopfen von Interessensstandpunkten
und Beziehungen innerhalb der Akteur*innenkonstellationen, besonders dann, wenn es
um akzeptable Problemlésungen geht (vgl. Schneider und Janning, 2006: 96).

Hier zeigt sich der besondere Wert dieses theoretischen Zugangs fiir stadtregionale- bzw.
raumplanerische Fragestellungen, da genau diese erwéhnten Verschneidungen und fest-
gestellten Zusammenhange von Interesse sind. Christian Diller, 2013, der 16 Studien mit
dem akteurszentrierten Institutionalismus als Forschungsansatz (je zur Hélfte aus den
Planungs- und Politikwissenschaften) abgeklopft hat, lobt dieses theoretische Analyse-
konzept schon in seinem Studientitel als , ein niitzliches Forschungswerkzeug [... ] in der

Raumplanungsforschung und den Politikwissenschaften®. Er kommt dabei zum Schluss,
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dass der akteurszentrierte Institutionalismus bedeutende Stérken bei der Analyse poli-
tischer Entscheidungen aufweist (vgl. Ko}, 2008: 45), diese aber in den Raumplanungs-
wissenschaften kaum ausgespielt und stattdessen tendenziell komplex-latente Strukturen
analysiert werden (vgl. Diller, 2013: 63). Darauf aufbauend plédiert er fiir eine mutigere
Raumplanungsforschung, die sich gerade mit diesem Analysetool den Politikoutputs und
Entscheidungsprozessen in der Raumplanung widmet (vgl. ebd.: 64). Dabei ist natiirlich
bei der Anwendung aufzupassen, dass das grundsétzliche Institutionenverstindnis we-
niger ein informelles, als ein von beeinflussbaren Regeln geprégtes ist (vgl. Gailing und
Hamedinger, 2019: 172). Gleichzeitig ist aber hervorzuheben, dass der akteurszentrier-
te Institutionalismus grundsétzlich als theoretischer Baukasten konzipiert und offen fiir
Ausdifferenzierung der Kernbegriffe ist (vgl. Diller, 2013: 63).

Aus diesen Griinden schien mir die Verwendung des akteurszentrierten Institutionalis-
mus als theoretisches Analysekonzept fiir meine Forschungsfragestellung iiberzeugend

und gewinnbringend.

2.3. Planungstheorie und Policy-Forschung

Die Stadt- und Regionalplanung ist primér eine angewandte Wissenschaft, die zwar von
der Planungstheorie abhéngig ist und befruchtet wird, aber diese auch gerne auflen vor
lasst (vgl. Wiechmann, 2019: 3). Dennoch sind Theorien als ein System von Aussagen,
welche die Vorgénge und Ausschnitte der Realitdt modellhaft beschreiben, immer auch
Voraussetzung fir das intentionale Handeln in der Praxis (vgl. Wiechmann, 2018: 1772).
Bei allen Theoriekonzepten geht es letztendlich darum, eine Briicke zwischen den ab-
strakten Zugdngen der Ontologie und den konkreten Anwendungen in der Praxis zu
schlagen (vgl. Soja, 2010: 67).Die ist besonders deshalb wichtig, weil oft postuliert wird,
dass praktizierende Planer*innen keine Theorie brauchen, da sie vor allem aus der Praxis
lernen (vgl. Friedmann, 2011: 207).

Bedeutend fiir das Selbstverstindnis der Planungswissenschaften sind die Uberlegungen
von Edward W. Soja, 2010 (S. 70), der in seinen theoretischen Grundannahmen neben
der sozial-gesellschaftlichen und zeitlich-historischen (Foucault, 1986/ folgend) auch eine
raumlich-geografische Dimension benennt. Diese drei Dimensionen, aus denen alles Wis-
sen folgt, sind als grundlegende Eigenschaften der menschlichen Existenz heranzuziehen.
Von dieser Grundlage ausgehend, folgt die Erkenntnis, dass Raumplaner*innen die Rea-
litdt zu abstrahieren und eine Auswahl bzw. einen bestimmten Blickpunkt einzunehmen
versuchen, was zur Folge hat, dass Raumplanung niemals eine wertfreie Disziplin sein
kann (vgl. Friedmann, 2011: 217 und 211).

11
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Gerade vor diesem Hintergrund ist der erwdhnte Briickenschlag zwischen Theorie und
Praxis von Bedeutung, da Planung immer eine humanistische Philosophie zu Grunde
liegen muss, also den Menschen und ihrem Wohlergehen dienen soll (vgl. Friedmann,
2011: 211). Dabei sind fir die Planer*innen nicht nur die Menschen der Stadtregionen
in den Blick zu nehmen, sondern auch immer die Einbettung dieser als Knotenpunkt
in einem globalen Stédtenetzwerk (wie in Kapitel angedeutet) miteinzubeziehen. In
diesem, vom Spétkapitalismus angetriebenen, globalen Wettbewerb um Wissen, Arbeits-
krifte, Giiter und Kapital, sind besonders die Uberlegungen der marxistischen Geogra-
phen Harvey, 1982, Lefebvre, 1991, Massey, 1985, Smith, 1984 und Soja, 1985 heran-
zuziehen, die mit Konzepten wie des uneven spatial developments wegweisende Beitréige
zur global ungleichen Entwicklung von Rédumen lieferten (vgl. Brenner, 2019: 257). Diese
theoretischen Erkldrungen ungleicher Entwicklungen von R&umen sind nicht unmittel-
bare theoretische Basis dieser Forschungsarbeit, da ihre Einbeziehung viel zu weit gehen
wiirde. Dennoch steht die Raum- und Regionalplanung in der Region Wien in einem
unmittelbaren Zusammenhang mit dem wuneven spatial development im Kapitalismus,
da dieses als theoretischer Erklarungsansatz einen Interpretationsrahmen fiir aktuelle
politische Entwicklungen wie den Fléchenverbrauch, die Privatisierung o6ffentlicher Gii-
ter oder die Aneignung von natiirlichen Ressourcen bietet (vgl. Wissen und Naumann,
2008: 391f.) — gerade auch deshalb, weil die Raumordnung das Ziel hat, Interessen aus-
zugleichen (vgl. Gorgl und E. Gruber, 2015: 279). Aus diesem Grund ist es wichtig, diese
Uberlegungen auch bei der Fragestellung dieser Arbeit immer im Hinterkopf zu behalten,
denn selbst die fortschrittlichsten Formen von neoliberaler Planung, die soziales Handeln
im Blickfeld haben, reichen nicht aus, um den fordernden und unsozialen Prozessen, die
dem Kapitalismus zugrunde liegen, entgegenzuwirken (vgl. Soja, 2010: 81 nach Harvey,
1973).

2.3.1. Drei Ebenen der Planungstheorie — Polity, Policy und Politics

Bei dieser Masterarbeit ist nicht nur im Allgemeinen, sondern auch gerade im Speziel-
len ein gefestigter theoretischer Hintergrund von Bedeutung. Dieser ist besonders dann
wichtig, wenn es darum geht politisch-administrative Systeme der Stadt- und Raumpla-
nung zu untersuchen, da hier im Besonderen die Selbstreflexion auf Grund eines hohen
Legitimationsdruckes dringlich erscheint (vgl. Wiechmann, 2019: 3).

An dieser Stelle miissen die unterschiedlichen Dimensionen des Politikbegriffs, ndmlich
Polity (Kontext), Policy (Inhalt) und Politics (Prozess), beleuchtet werden. Mit ,Kon-
text’ sind bei Polity nicht nur die Institutionen oder Organisationen bzw. formale Nor-

men und Regulative gemeint, sondern auch politische Ideen und Ideologien. Policy ist
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Tabelle 2.: Planungstheoretische Grundfragen (vgl. Wiechmann, 2018; 1773)

WARUM WAS WIE
wird geplant? wird geplant? wird geplant

‘ ‘ Legitimitdt von Planung ‘ Substanz von Planung ‘ Rationalitdt von Planung ‘

‘ ‘ Polity ‘ Policy ‘ Politics ‘
Di .

‘ tmension ‘ Kontext ‘ Inhalt ‘ Prozess ‘
Fokus Planung als Planerische Leitbilder Planung als

Offentliche Aufgabe und Inhalte Handlungssystem
Themen Strukturen, Organisationen, | Probleme, Aufgaben, | Konflikt, Konsens, Macht,
Normen, Institutionen Ziele, Werte, Issues Instrumente, Akteur*innen

sicherlich die am meisten beachtete Dimension, da sich diese mit den Inhalten befasst,
die sich in Strategiepapieren, Gesetzen, Verordnungen oder Programmen wiederfinden.
Das starke Interesse an dieser Dimension sieht man auch daran, dass es des Weiteren zu
einer Unterscheidung zwischen Policy-Output (Ergebnis eines Entscheidungsprozesses),
Policy-Outcome (Wirkung der Durchfithrung) und Policy-Impact (langfristige Verdnde-
rung) kommt. Die Dimension Politics wirft einen besonderen Blick auf die politischen
Prozesse, in den die Akteur*innen versuchen auf Basis ihrer Wertvorstellungen, Inter-
essenslagen oder Abhéngigkeiten gestaltend einzuwirken (vgl. Schneider und Janning,
2006: 15).

In Tabelle [2| sind die wichtigsten planungstheoretischen Grundfragen zusammengefasst
und dabei ist gut sichtbar, dass sich diese gegenseitig bedingen: Der Inhalt ist bei-
spielsweise sehr eng mit den Prozessen verkniipft, welche wiederum in unterschiedliche
Kontexte eingebettet sind (vgl. Wiechmann, 2019: 4). Auf die Forschungsfragen dieser
Masterarbeit heruntergebrochen, sieht man, dass fiir die politischen Akteur*innen (Poli-
tics) einerseits die Rahmenbedingungen (Polity), die ihr Handeln abstecken, wichtig sind
und andererseits, dass ihre Ziele und Werte (Policy) zentrale Bedeutung haben. Dennoch
wird der Fokus nicht auf alle planungstheoretischen Aspekte gelegt werden (kénnen), im
Besonderen nicht auf die Strukturen, wie sonst oft in den Raumplanungswissenschaften
iiblich sondern wie schon in Kapitel angedeutet, auf die politischen Akteur*innen,
ihren Entscheidungen und deren Rahmenbedingungen (vgl. Diller, 2013: 64).

Alle drei Politik-Dimensionen hdngen sowohl theoretisch und allgemein, als auch kon-
kret in der Region Wien unmittelbar zusammen. Deshalb wird es bei der Beantwortung
der Forschungsfragen wichtig sein, in welcher dieser Dimensionen die Expert*innen der
Interviews denken. Dabei sollen aber keine deduktiven Schliisse iiber die Wichtigkeit der

Dimensionen abgeleitet bzw. eine Gewichtung vorgenommen werden.
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2.3.2. Policy-Forschung — Politikfelder und ihre Trennlinien

Mit ,, Policy analysis. What governments do, why they do it and what difference it ma-
kes.“ definierte Thomas R. Dye, 1976/ bereits im Titel seines Policy-Forschungsklassikers
die Prioritdten dieser vergleichsweise jungen politikwissenschaftlichen Disziplin. Es geht
also darum zu erklédren, wie es zu politisch-verbindlichen Entscheidungen kommt und
welche Einflussfaktoren wichtig sind fiir den entsprechenden und bereits in Kapitel
erwahnten Policy-Output, -Outcome und -Impact (vgl. Wenzelburger und Zohlnhofer,
2015: 16).

Zentrale Fragen innerhalb dieser Forschungsdisziplin sind die Gewichtung der drei Di-
mensionen von Politik, wobei auch im Namen selbst schon ein gewisser Schwerpunkt in
Richtung Policy festzustellen ist. Noch bis Anfang der 1990er Jahre wurde in deutsch-
sprachigen Fachpublikationen zu diesem Thema noch vielfach von Politikfeldforschung
gesprochen (vgl. Heinelt, 1993: 307). Eingeleitet hat diese Schwerpunktsetzung vermut-
lich Theodore J. Lowi, |1972: 299, der mit seiner These , Policies determine politics“ die
Politikwissenschaft im Allgemeinen und die Policy-Forschung im Speziellen umkrempel-
te, da er sich damit gegen den damals herrschenden politikwissenschaftlichen Mainstream
stellte, der in funktionalistischer bzw. behavioristischer Manier die Politics-Dimension
sehr stark gewichtet (vgl. Schneider und Janning, 2006: 22f.) und das politische System
im Groflen und Ganzen als black box zwischen politischem In- und Output verstanden
hatte (vgl. Heinelt, 1993: 307). Lowi postulierte, dass sich Politics dadurch unterscheidet,
welche Auswirkung Policies haben und ordnete diese nach Politikfeldern oder Grundty-
pen von Policies ein, ndmlich die distributive (Verteilung ohne grofle Verlierer*innen),
redistributive (Umverteilung mit Gewinner*innen und Verlierer*innen), regulative (neu-
trale Regulierung) und spéter auch konstitutive Politiken (Festlegung von Strukturen
und Regulativen) (vgl. Wenzelburger und Zohlnhofer, 2015: 22).

Im Policy-Forschungskanon ist fiir die konkrete Fragestellung dieser Arbeit nach den po-
litischen Akteur*innen in der Region Wien des Weiteren die Parteiendifferenztheorie von
Bedeutung, welche das Handeln und die ideologische Ausrichtung von politischen Partei-
en und ihre institutionellen und sozialokonomischen Rahmenbedingungen ins Zentrum
riickt (vgl. M. G. Schmidt und Ostheim, 2007: 51). Zentrales Forschungsinteresse ist die
Frage nach der Motivation und den Griinden von politischen Parteien, bestimmte Poli-
cies voranzutreiben. Hier stehen in der politikwissenschaftlichen Literatur besonders zwei
primére Ziele im Mittelpunkt, ndmlich vote-seeking (Sicherung der Wiederwahl) oder
policy-seeking (Durchsetzung der préferierten Policy) (vgl. Wenzelburger, 2015: 81f.).

Hervorzuheben ist hier — gerade in Bezug auf vote-seeking — Edward R. Tuftes Partei-
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differenzansatz. In seinem Standardwerk ,, Political Control of the Economy“ postuliert
er, dass die Durchsetzung von Politikinhalten v. a. auch mit dem Wahlkalender und
den damit offenen oder geschlossenen Zeitfenstern im Zusammenhang steht (vgl. Tuf-
te, 1978: 3ff.). Innerhalb der Parteiendifferenztheorie gibt es aber auch Vertreter*innen,
wie die britischen Politikwissenschafter Castles und McKinlay, 1979 welche das policy-
seeking-Ziel von (Partei-)Politiker*innen stérker gewichten und davon iiberzeugt sind,
dass die Ideologie den entscheidenden Einfluss auf die Policy hat (vgl. Wenzelburger,
2015: 85f.).

An diesen Uberlegungen ankniipfend, ist es auch wichtig das Themenfeld zu Strategie
und strategischer Planung miteinzubeziehen. Dieses ist nicht nur in der Raum- und Re-
gionalplanung entscheidend (vgl. Kiithn, 2008: 231), sondern v. a. auch in der Politikwis-
senschaft, wo es als ein vergleichsweise neues, aber intensiv diskutiertes Forschungsfeld
gilt (vgl. Raschke und Tils, 2010: 11). Strategie ist dabei mehr als nur Taktik oder Pro-
gramm: Sie ist ein Weg, um den eigenen Erfolg zu sichern, indem eine Idee konzeptuell so
verfolgt wird, dass dieses erstrebte Ziel situationsiibergreifend erreicht werden kann (vgl.
Tils und Raschke, 2013: 27). Dem zu Grunde liegt eine Analyse des Ist-Zustandes, eine
Definition des Ziels und ein Benennen der Mafinahmen, die getétigt werden miissen, um
dieses zu erreichen, also kurz: Eine Kalkulation der Komponenten Ziele, Mittel und Um-
welt (vgl. Wiesendahl, 2010: 24). Fiir politische Parteien sind Strategien unerlédsslich, um
langerfristige Ziele zu erreichen. Wichtig dabei sind v. a. innerparteiliche Geschlossenheit,
Ubereinstimmung von Fiihrung und Richtung bzw. Programm sowie eine Inszenierung
bei Themen, die emotionalisieren (vgl. V. Schmidt, 2005: 151ff.). Die Raumplanung und
Raumordnung in der Stadtregion ist kein griffiges Thema, auf dessen Basis sich leicht
eine Sieger*innenstrategie formen lassen wiirde, obwohl es in den Wirkungsbereich des
personlichen Lebens jeder Person reicht. Besonders die langfristig angelegten Planungs-
ziele und das teilweise hohe Abstraktionslevel fithren zu Durchsetzungs- bzw. politischen
Verkaufsproblemen (vgl. Kiithn, 2008: 232). Aus diesem Grund sind (gut ausgearbeitete)
politische Strategien unerlésslich fiir die Durchsetzung von kooperativer Stadtregions-
politik.

In diesem Kapitel konnten nun theoretische Zugénge skizziert werden, die fiir diese Mas-
terarbeit v. a. in Bezug auf die Gewichtung und Trennlinien von ideologie-, partei- oder
sachpolitischen Einstellungen und Handlungsmotivationen von politischen Akteur*innen
gewinnbringend sein konnen, ohne dabei zugleich fiir den akteurszentrierten Institutio-

nalismus forschungsleitend sein zu miissen.
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2.3.3. Politische und administrative Akteur*innen im Raumordnungssystem — Ein
(Mis)match

In Kapitel wurde bereits ausfithrlich auf den theoretischen Ansatz des akteurszen-
trierten Institutionalismus eingegangen. In diesem Kapitel soll noch einmal spezieller
auf die unterschiedlichen Akteur*innen und ihre Rahmenbedingungen — innerhalb von
Raumordnungssystemen — eingegangen werden.

Orte an denen Akteur*innen zusammen kommen, um in politischen Prozessen zu be-
stimmten Ergebnissen zu gelangen, werden in der Politikwissenschaft gerne als politi-
sche Arenen oder Policy Arena bezeichnet (vgl. Schneider und Janning, 2006: 671f.). Die-
se sind durchaus als Orte des Konflikts und der Problemverarbeitung anzusehen; Orte,
an denen Akteur*innen oft mit unterschiedlichen Interessen, Zielen, Machtpotentialen,
Vorstellungen der Wirklichkeit und Einflussstrategien zusammenkommen. Die wichtige
Frage ist, ob ein Erzielen des erforderlichen Grads an Handlungskonsens moglich ist, um
einen bestimmten Policy-Output zu generieren (vgl. Scharpf, 1973: 21). Die Politikwis-
senschafter Dohler und Manow, 1997 (S. 21f.) sprechen in diesem Zusammenhang davon,
dass Akteur*innen einerseits in bestimmten Entscheidungsstrukturen und andererseits in
Interessenskonstellationen agieren. Diese beiden Gréflen sind miteinander darin verbun-
den, dass Institutionen dem Verlauf von Verteilungskonflikten vorgreifen und dadurch
selbst zum Zielobjekt konkurrierender (politischer) Akteur*innen werden. Ergo bildet
eine bestehende institutionelle Konfiguration nicht nur den Handlungsrahmen von Ak-
teur*innenzielen, sondern ist gleichzeitig auch selbst ein Interessensgegenstand in der
Policy Arena (vgl. ebd.: 24). Innerhalb dieser Konfigurationen kénnen Akteur*innen
sowohl auf materielle Werkzeuge (hardware), als auch auf bestimmte kognitive Verar-
beitungsformen (software) zuriickgreifen (vgl. Schneider und Janning, 2006: 72). Ein
besonderes Aufmerksamkeitsinteresse haben fiir politische Akteur*innen dabei jene Ent-
scheidungsstrukturen, die informell geprigt sind, da sie mit einem bestimmten Macht-
gewicht viel Gestaltungsmoglichkeiten bei Verdnderungsprozessen vorfinden, wéihrend
Institutionen mit etablierten Strukturen nur bei Systemkrisen verdnderbar sind (vgl.
Déhler und Manow, (1997: 24). In diesem Zusammenhang sind auch die Uberlegungen
des US-amerikanischen Politikwissenschafters John W. Kingdon, 1984/ interessant, die
als Multiple Streams Ansatz zusammengefasst werden. Dieser Ansatz untersucht das po-
litische System als Ganzes und beriicksichtigt die Bedeutung einzelner Akteur*innen,
Ideen, Institutionen und externer Prozesse (vgl. John, 2012: 158). Kingdon stellt dabei
klar, dass die Politikgestaltung sowohl auf Gliick und Zufall, als auch auf Absicht basiert

und misst damit auch jenen Situationen und Akteur*innenkonstellationen Wichtigkeit
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bei, die einen bestimmten Policy-Output in einem bestimmten Zeitfenster (Policy Win-
dows) ermoglichen (vgl. ebd.: 159). Dieses Konzept der sich fiir kurz 6ffnenden Policy
Windows ist v. a. deshalb interessant, da es auch bei politischen Entscheidungen im
Raumordnungssystem der Region Wien zur Anwendung kommt, wie in den folgenden
Kapiteln noch néher erlautert werden wird. Kingdon unterscheidet in einem weiteren
Detaillierungsgrad zwischen Problem- und Politics- Windows, also zwischen Zeitfenstern
die sich vorhersehbar oder unvorhersehbar auf Grund der Dringlichkeit einer Losung
bzw. auf Grund einer Verdnderung in der Akteur*innenkonstellation 6ffnen konnen (vgl.
Herweg, 2015: 332).

Ganz grundsétzlich stellt sich die Frage, inwieweit Individuen und ihr Handeln in der
Politik moderner Industriegesellschaften noch von Bedeutung sind. Auch wenn sie kon-
krete Impulse fiir das Aufgreifen von Problemen, in der Formulierung von Programmen,
im Bespielen von Netzwerken und im Treffen von Entscheidungen geben kénnen, nehmen
sie in erster Linie Funktionen innerhalb von Organisationen ein und handeln als Agen-
ten im Auftrag und Interesse ihrer Prinzipale (vgl. Schneider und Janning, 2006; 73f.).
Dieser damit beschriebene Wandel hat sich nicht nur beim Verstdndnis der Rolle der In-
dividuen und Akteur*innen selbst vollzogen, sondern gerade auch damit, wie Politik an
sich betrieben und rezipiert wird. Besonders in der Raumplanung ist dieser Wandel von
hierarchischen Strukturen mit einem technokratischen Selbstverstindnis, hin zu einem
Mehr-Ebenen-System mit Netzwerk-Charakter und kooperativen bzw. kommunikativen
Ansétzen mit politischem Selbstverstandnis, von wichtiger Bedeutung (vgl. M. Gruber
und Pohn-Weidinger, 2018: 44, Schindegger, 1999: 109, Zimmermann, 2019: 14f.)
Dabei liegt der Fokus bei der Raum- und Regionalplanungsforschung sehr oft auf der
Untersuchung des Zusammenspiels von Akteur*innen unterschiedlicher Ebenen und we-
niger auf dem (Mis)match von politischen und administrativen Akteur*innen einer Ebe-
ne. Beide sind zwei Seiten der einen Regionalplanungsmedaille und diese Konfiguration
in Raum- und Regionalplanung stellt eine Herausforderung fiir alle Beteiligten dar, die
nur zum Teil durch einen passenden Institutionenrahmen entschérft werden kénnen (vgl.
Knieling, Fiirst und Danielzyk, 1999: 198). Das Verhéltnis von Politik und Verwaltung
ist dabei kein spezifisch raumplanerisches und umfasst alle Politikfelder. In den Ver-
waltungswissenschaften geht es somit um die grundsétzliche Frage, ob die Verwaltung
eine reine Funktion in der Politikumsetzung (policy implementation) hat oder auch po-
litikvorbereitend (policy making) aktiv ist (vgl. Schedler und Eicher, 2013: 371). An
dieser Dichotomie, die oftmals mit unklaren Zustédndigkeiten, dem Mitwirken einer Viel-
zahl an politischen und administrativen Akteur*innen und intransparenten Prozessen

gepaart ist, scheitert die Formulierung eindeutiger Ziele und Strategien, was der Politik-
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Tabelle 3.: Rationalitdten von Politik und Verwaltung (aus Schedler und Eicher,

2013: 378).
‘ Rationalitat der Politik ‘ Rationalitat der Verwaltung
Formales Erfolgskriterium ‘ Mehrheiten in formalen Abstimmungen ‘ Aufgabenerfiillung
Koalitionen, Legalitéit und Legitimation,
Tauschprozesse, Image in der Politik,
Kritische Erfolgsfaktoren | Meinungsbildung, Effizienz und Effektivitét,
Image in der Bevolkerung, Schutz des eigenen Handlungs-

Einbezug von relevanten Stakeholdern | freiraums

und Wirtschaftswissenschafter Charles E. Lindblom, 1959 konzeptuell als ,, Muddling
Through“-Phanomen benannte (vgl. Schedler und Eicher, 2013: 372). Die strikte Tren-
nung von Politik und Verwaltung als Dichotomie-Konzept wurde bereits von Max Weber
vertreten, vom US-amerikanischen demokratischen Politiker Woodrow Wilson, |1887 auf-
gegriffen und findet auch noch heute in den sogenannten Clity-Manager-Modellen und in
der Principal-Agent-Theorie ihre Anhénger*innen (vgl. Schedler und Eicher, 2013: 372).
Es gilt aber heute im Sinn einer politisch-pluralistischen Sichtweise grundsétzlich als
iiberholt, da Verwaltungsangestellte administrative Verantwortung tragen und in politi-
sche Prozesse involviert sind (vgl. Fry und Nigro, 1996: 43).

Als einen Hauptgrund fir das (Mis)Match von Verwaltung und Politik nennen Sched-
ler und Eicher, 2013 (S. 378) die unterschiedlichen Rationalitdtskonzepte, Rahmenbe-
dingungen und Handlungslogiken der beiden Aktuer*innengruppen: Somit miissen gut
ausgearbeitete Sachentscheide der Verwaltung noch lange keine Mehrheiten in der Policy-
Arena generieren. Konkret fiir die Raum- und Regionalplanung heifit dies, dass fachlich
orientierte und gut ausgebildete Planer*innen vielfach Probleme haben, den Herausfor-
derungen der unterschiedlichen Rationalititen des Denkens und Handelns gerecht zu
werden (vgl. Knieling, Fiirst und Danielzyk, 1999: 198). Tabelle 3| gibt dariiber einen
guten Uberblick und zeigt in Bezug auf formale Erfolgskriterien und kritische Erfolgs-
faktoren, dass beide oft gleichermaflen zielorientiert sind, aber génzlich andere Wege zum
Ziel haben (vgl. Schedler und Eicher, 2013: 378, nach Schedler und Proeller, 2000: 53).
Dennoch, die Realitéit zeigt, dass es letztendlich nur sehr wenige Beriihrungs- und In-
teraktionspunkte von Politik und Verwaltung gibt und wenn, dass diese innerhalb der
formalen Strukturen v. a. bei den jeweiligen Spitzenakteur*innen liegen (vgl. Jacobsen,
2006: 317). Genau an dieser Stelle verschwimmt jedoch die Trennung zwischen den bei-
den Ebenen, weil Verwaltung einen politischen Charakter bekommen kann und somit
mit der o6ffentlichen Wahrnehmung insofern iibereinstimmt, als diese ein Teil der Politik
ist (vgl. Scheiner, 2003: 4).
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2.3.4. Koordination in der Raum- und Regionalplanung

Gegeniiber anderen Politikfeldern begegnet die Raum- und Regionalplanung besonderen
Herausforderungen. Die involvierten Akteur*innen aus Politik und Verwaltung finden
einerseits vor, dass dem Moment der Abwigung eine gréflere Bedeutung zukommt und
andererseits der Handlungs- und Koordinationsauftrag territorial und nicht funktional
angelegt ist (vgl. Diller, 2015: 116). Geschichtlich gesehen wandelte sich die Raumpla-
nung von einem mafgeblichen Politikfeld mit ressortiibergreifendem Charakter in den
1960er und 1970er Jahren, hin zu einem fragmentierten Politikfeld mit vielen einzelnen
Fachpolitiken und Fachplanungen, die zunehmend an Bedeutung gewannen (vgl. Ritter,
1998: 14f.). Hinzu kommt, dass Raumplanung im Allgemeinen und Regionalplanung im
Speziellen sehr limitiert ist an politischer Macht, rechtlichen Méoglichkeiten und hier-
archischer Wichtigkeit und damit Steuerungsressourcen fehlen (vgl. Diller, 2015: 117).
Die erwéhnten fragmentierten Politik- und Verwaltungsstrukturen in Kombination mit
der groBen Akteur*innen-Diversitit und begrenzten Mitteln fithrt dazu, dass die Fragen
nach Koordination zunehmend an Bedeutung gewonnen und Governance-Diskussionen
dadurch nicht ohne Grund in der letzten Zeit zugenommen haben, in einem Ausmaf,
dass es zu einem Kerngeschaft der Regionalplanung wurde (vgl. Fiirst, 2014: 451). Ko-
ordination gewinnt v. a. deshalb an Bedeutung, da sie in einer Akteur*innenvielfalt mit
unterschiedlich sachlichen, rdumlichen und zeitlichen Beziehungen zueinander, Synergien
nutzen, Kosten vermeiden und einen Mehrwert sichern kann (vgl. ebd.: 452). Sie wird
als ein wohlfahrtstheoretisches Konzept verstanden und in Bezug auf den inhaltlichen
Anspruch und die prozeduralen Anforderungen, ldsst sich Koordination in eine positive
und negative Form unterteilen (vgl. Scharpf, 1993: 58). Konkret bedeutet dies, dass eine
positive Koordination die Synergien gemeinsamer Handlungsoptionen von mehreren Ak-
teur*innen nutzen und einen Mehrwert generieren will, wihrend negative Koordination
v. a. die Vermeidung von Stérungen bei der Umsetzung eigener Ziele hat (ebd.: 69).
Entscheidend, gerade bei positiven Koordinationsformen, ist, dass deren Nutzen oftmals
unklar und diffus erscheint, wihrend die Kosten und der Mehraufwand, den Koordination
verursacht, sehr klar ersichtlich sind und beziffert werden kénnen (vgl. Fiirst, 2014: 452).
Dabei wird hier noch nicht von Kooperation gesprochen, die iiber die Aufgabe, die Ver-
flechtungen von Akteur*innen zu einem gemeinsamem Handeln hin auszurichten, hin-
ausgeht und auch aktive Beitrage von den beteiligten Akteur*innen zum Gelingen einfor-
dert (vgl. ebd.: 452). Die Realitét zeigt, dass Politik und Verwaltung bei koordinierten
Prozessen v. a. Angst vor Autonomie- oder gar Machtverlust haben, was dazu fiihrt,

dass Koordinationsbedarfe gerne mit scheinbar geringen (politischen) Kosten abgedeckt
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werden und damit nach dem ,principle of least effort”, wie es der US-amerikanische
Linguist George Kingsley Zipf, 1949 beschrieb, agiert wird (vgl. Fiirst, 2014: 453). Bei
der negativen Koordination, die folglich oftmals favorisiert wird, beschrinkt sich die
Konsensbildung auf bilaterale Verhandlungen, welche Planer*innen wiederum in schwie-
rige Positionen bringt, da sie hdufig wenig im Aushandlungsprozess anzubieten haben.
Daher muss es fiir Raum- und Regionalplaner*innen das Ziel sein, positive Koordinati-
onsformen zu erreichen. Akteur*innen in Entscheidungspositionen miissen genau davon
iiberzeugt werden, damit Interdependenzen verstanden und die Vorteile von koordinier-
tem Handeln erkannt werden (vgl. ebd.: 453). Als Voraussetzungen fiir das Gelingen
positiver Koordination gilt die Bereitschaft fir Kooperation (problem ownership), das
Zurtickstellen von Eigeninteressen zugunsten gemeinsamer Interessen (Solidaritdt) und
das bindende Anerkennen des Ergebnisses (Konsequenzen mittragen). Wobei in der Pla-
nung besonders letzteres oft keine Selbstverstiandlichkeit ist, da die Planer*innen selten
diejenigen mit finaler Entscheidungskraft sind (vgl. ebd.: 454).

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die Raumplanung in Bezug auf ihre Koor-
dinationsfahigkeit deutlichen Herausforderungen, wie dem Leiden unter Machtasymme-

trien und Limitierungen in der Umsetzung, gegentibersteht (vgl. Diller, 2015: 118).

2.4. Hinfahrung zur Forschungs- bzw. Wissensliicke

Wie die bisherigen Ausfithrungen in diesem Theorie-Teil zeigen, sind Stadt-Umland-
Interaktionen ein gut erforschtes Feld mit einem gefiillten Theorie- und Methodenwerk-
zeugkasten. Aus diesem Grund erfolgte eine sehr enge Zuspitzung des Forschungsinter-
esses auf eine Kombination rdumlicher und theoretischer Grundlagen.

Aus raumplanerischer Perspektive wurden die Stadt-Umland-Interaktionen fir die Re-
gion Wien aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchtet. Ein Forschungsschwerpunkt
in der Region Wien liegt dabei zum Einen auf allgemeine Suburbanisierungs- und Post-
Suburbanisierungsprozessen (vgl. Helbich, 2012; Helbich und Gérgl, 2010) und zum An-
deren auf sehr konkrete Kooperationsprojekte (vgl. Gorgl, 2008; Musil und Pindur, 2008).
Als wichtige Forschungstétigkeit sind dabei auch all jene Publikationen zu nennen, die
im Laufe der letzten 15 Jahre von der Planungsgemeinschaft Ost (PGO) selbst — sprich,
von Offentlicher Stelle — in Auftrag gegeben wurden (vgl. Gorgl, Eder u.a., 2017; Dorin-
ger, Gorgl und Huemer, 2014; Planungsgemeinschaft Ost, |2011; Fassmann, Goérgl und
Helbich, 2009) bzw. in dessen Umfeld entstanden sind (vgl. Eder u.a., 2018; Musil und
Pindur, 2012; Helbich, Gorgl u.a., 2011; Fassmann und Gorgl, 2010). Bei diesen For-

schungsbeitrdgen handelt es sich vielfach um die Erhebung des Status Quos und das
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Aufzeigen von Auswirkungen raumplanerischer Aktivitdten der vergangenen Jahrzehnte
mit Fokus auf die Bevolkerungs- bzw. Siedlungsentwicklung der Region.

Es fehlt in diesem Zusammenhang vor allem an einer Untersuchung der raumplanerischen
Instrumente bzw. ihrer Dynamiken selbst. Dass sich eine 6ffentliche Institution bzw. Or-
ganisation nicht gerne selbst wissenschaftlich untersucht, ist kognitiv nachvollziehbar,
dennoch gibt es auch dazu in Wien Arbeiten, die sich im Besonderen mit der infor-
mellen Kooperationskultur auseinandersetzen (vgl. Schaffer und Zuckerstatter, 2012).
Darauf aufbauend fragen Forschungsbeitrage nach, wie Wien als kooperative Stadt der
Zukunft aussehen konnte (vgl. Gorgl und E. Gruber, 2015) und werden dazu aktuell
konkreter, indem Perspektiven fiir eine verstidrkte stadtregionale Kooperation in der
Stadtregion™ erforscht werden, sowohl zwischen den Niederosterreichischen Umlandge-
meinden, als auch mit Wien selbst (vgl. Gorgl, Déringer und Herburger, 2020; Gorgl,
Déringer, Herburger und Heif}, 2018a; Gorgl, Déringer, Herburger und Heif}, 2018b).
An dieser Stelle muss hinzugefiigt werden, dass Raumplanung und Raumordnung be-
reits seit ldngerem als ein mdogliches Feld fiir interkommunale Zusammenarbeit unter
osterreichischen Gemeinden gilt (vgl. Biwald, Szczepanska und Hochholdinger, 2004).
Ein virulentes Kooperationsthema, dem besondere Aufmerksamkeit widerfahrt, ist da-
bei die Mobilitdt (vgl. Prenner, 2015). Vorteilhaft fiir die Forschungstéitigkeit in der
Region Wien ist einerseits ein ansteigendes Interesse am Thema Stadtregionspolitik und
Stadt-Umland-Kooperationen in einem gesamtosterreichischen-Kontext, welche (politi-
sche) Verdnderungen an Hand von Best-Practices aufzeigen (vgl. Humer, 2018; Zech
und Klingler, 2017). Andererseits findet Wiens Engagement bei cross-border coopera-
tions (CBC) durch seine grenznahe Lage im Herzen Europas international Beachtung
(vgl. Sohn und Giffinger, 2015; Giffinger und Hamedinger, 2013). Die politischen und
administrativen Rahmenbedingungen, unter besonderer Berticksichtigung hierarchischer
Abhéngigkeiten bei Stadt-Umland-Kooperationen in der Region Wien, werden in diesen
genannten Beitrigen zwar thematisiert, doch nicht speziell unter die Lupe genommen,
wie dies anhand internationaler Beispiele gemacht wurde (vgl. beispielhaft Heinz, 2007;
Diller, 2004).

An diesem Punkt mochte diese Masterarbeit ansetzen und auf die Rolle von politischen
Akteur*innen im informell gepragten interkommunalen und bundeslandiibergreifenden
Kooperationssystem der Region Wien blicken. Mittels qualitativer Leitfaden-gestiitzter
Expert*innen-Interviews soll ein Einblick in die Einstellungen und Handlungsspielraume
der politischen Akteur*innen geworfen werden. Die Ergebnisse der in Kapitel |3| ausfiihr-
lich beschriebenen empirischen Vorgehensweise, sollen also einen kleinen Beitrag zum

Schlieflen dieser Forschungs- bzw. Wissensliicke bieten.
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Abbildung 5.: Die ehemaligen Landeshauptleute von Wien und NO, Michael Hiupl
(SPO, links) und Erwin Préll (OVP, rechts) haben jeweils rund 25 Jahre
lang die Geschicke ihrer Bundesldnder und der Region Wien gelenkt. Sie
verband eine Freundschaft abseits unterschiedlicher Weltanschauungen,
die auch zu guten grenziiberschreitenden Kooperationen fiihrte. (Screens-
hot aus der TV-Dokumentation , Dein Land, mein Land“ vom 9. Juli
2020, um 21.05 Uhr in ORF 2, vgl. APA-OTS, D
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Im Anschluss an den theoretisch-konzeptionellen Rahmen dieser Masterarbeit, wird nun
auf die Forschungsfragen nédher eingegangen und das Forschungsdesign, welches zur Be-

antwortung der Fragen herangezogen wird, vorgestellt.

3.1. Forschungsfragen

Wie dem einleitenden Kapitel zum Forschungsinteresse bereits zu entnehmen ist,
stehen die politischen Akteur*innen der Region Wien und die Rahmenbedingungen, in
denen sie handeln, im Mittelpunkt. Die theoretisch-konzeptionellen Ausfithrungen bilden

die Basis, auf denen die nun folgenden Forschungsfragen aufbauen:

o Welche Rahmenbedingungen liegen den handelnden politischen Akteur*innen fiir
Stadt-Umland-Kooperationen in der Region Wien zu Grunde?
Forschungsfrage eins widmet sich den Strukturen, Normen und Institutionen —
also der Polity-Dimension der Planungstheorie. Sie fragt nach dem Setting und
den pradisponierenden Faktoren fiir Stadt-Umland-Kooperationen in der Region
Wien. Im Besonderen sind dabei jene Rahmenbedingungen interessant, welche fiir
die Handlungen von politischen Akteur*innen relevant sind. Bei den qualitativen
Expert*innen-Interviews mit politischen und administrativen Akteur*innen sol-
len deren Selbst- und Fremdwahrnehmung ein moglichst breites Bild der Realitét

erzeugen.

o Wie ist die Einstellung von politischen Akteur*innen in Wien und Niederésterreich
zur Region Wien und welche Tendenzen sind erkennbar?
Die zweite Forschungsfrage moéchte dem Verstandnis, dem Interesse und den Ein-
stellungen von politischen Akteur*innen zur Region Wien und deren Stellenwert in
den Aushandlungsprozessen der Policy Arena auf den Grund gehen. Biographische
Meilensteine der Vergangenheit sollen bei dieser Thematik erfragt werden. Zentral
sind dabei eigene Erfahrungen, Schwerpunktsetzungen und die Identifikation mit

dem Thema Stadt-Umland-Kooperationen.
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3. Empirische Vorgehensweise

o Welche Governance-Formen, an denen sich die handelnden politischen Akteur*innen
orientieren kdnnen, sind fir die Region Wien in der Zukunft empfehlenswert?
Forschungsfrage drei verldsst tendenziell die analytischen Ebene und fragt nach
diesbeziiglichen Moglichkeiten fiir eine bessere Zukunft. Thre Beantwortung fithrt
auch zu Handlungsempfehlungen fiir die Region Wien. Dabei soll bei den qualita-
tiven Expert*innen-Interviews mit politischen und administrativen Akteur*innen
auch ein Blick iiber den Tellerrand und zu anderen stadtregionalen Best-Practice-
Modellen gewagt sowie eine Einschéatzung iiber deren Anwendbarkeit fiir die Region

Wien getroffen werden.

Das nun folgende Kapitel beschreibt den konkrete Ubersetzungsvorgang (Opera-
tionalisierung) der Forschungsfragen zu Fragenkomplexen, die das Grundgeriist des an-

gewandten Leitfadens ausmachen.

3.1.1. Operationalisierung der Forschungsfragen

Eine zentrale Frage der Forschungspraxis ist die Ubersetzung der Forschungsfragen in
Analysedimensionen und bei qualitativen Interviewstudien weiters in sogenannte Fra-
genkomplexe. Diese Ubersetzungsleistung wird auch Operationalisierung bzw. konkret
konzeptionelle Operationalisierung genannt (vgl. Kaiser, 2014: 56), ein wichtiger Vor-
gang, der als unterschétzt gilt (vgl. Gliaser und Laudel, 2009: 113).

Konkret geht es darum, jene Dimensionen zu identifizieren, die das interessierende Ob-
jekt in den Forschungsfragen analysierbar machen und herauszufinden, welche Faktoren
verdndernd einwirken (vgl. Kaiser, 2014: 56). Bei dieser Masterarbeit wurde das Herun-
terbrechen der Forschungsfragen auf Analysedimensionen und weiters zu Fragenkomple-
xen in Abbildung [6] dargestellt. Dieser zweite Schritt bedeutet ein Ausformulieren von
Kriterien der Dimensionen, die erfahren bzw. beobachtet werden sollen (vgl. ebd.: 59).
Es liegt nahe, dass in der Literatur und den theoretischen Grundlagen sehr viel Wissen
tiber Strukturen, den (politischen) Akteur*innen und ihr politisches Handeln (Kontext-
wissen) vorhanden ist, aber es vergleichsweise wenige Erkenntnisse iiber tatsichliche Ab-
laufe im Politikprozess in der Region Wien (Betriebswissen) gibt (vgl. ebd.: 61). Dieser
Umstand spiegelt sich auch in den Forschungsfragen und deren konzeptioneller Operatio-
nalisierung wider. Bei der zweiten Forschungsfrage nach der Einstellung von politischen
Akteur*innen in Wien und Niederdsterreich zur Region Wien und ihren Tendenzen kon-
nen wir in Abbildung [6] beispielhaft sehen, dass diese auf Basis der Beobachtung der
(politischen) Lebensrealitdt und der Herausforderungen im (politischen) Alltag analy-

siert werden kann. Konkrete Fragenkomplexe kénnen sich dann beispielsweise um einen
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Forschungsfrage

Welche Rahmenbedingungen
liegen den handelnden pol-
itischen Akteur*innen fur
Stadt-Umland-Kooperationen
in der Region Wien zu
Grunde?

Wie ist die Einstellung von
politischen Akteur*innen in
Wien & NO zur Region Wien
und welche Tendenzen

sind erkennbar?

Welche Governance-Formen,
an denen sich die handeln-
den politischen Akteur*innen
orientieren kénnen, sind fur
die Region Wien in der
Zukunft empfehlenswert?

Analysedimension

Verfassungsgesetz
(Foderalismus)

Demokratiepolitisches System
in Osterreich (Wahldynamiken)

Politikfeld Raum- und Regional-
planung

(Polit-)Geschichtlicher Kontext

(Politische) Lebensrealitat der
Akteur*innen

Koordination- bzw. Kooperation
in der Raum- & Regionalplanung

Konflikte und Abhangigkeiten
innerhalb der Policy Arena

politische Prioritatensetzung

Zukunftsanalyse der Region
Wien

Stadtregionale Governance-
Formen

Formalisierungsgrad der inter-
kommunalen Zusammenarbeit

<

<

3.1. Forschungsfragen

Fragenkomplexe

Rahmenbedingungen der
Zusammenarbeit in der
Region Wien

— Geschichtlicher Kontext
- Politischer Kontext

- Administrativer Kontext
— Thematischer Kontext

Formen der Zusammenarbeit
in der Region Wien.
Berwertung von:

- existierenden Instrumente

— Formalisierungsgrad

- Wirksamkeit

- Notwendigkeit / Leidensdruck

Ruckblick auf Karriere

in Bezug die Region Wien

- biographische Meilensteine

- positive und negative
Erfahrungen

- |dentifikation mit Thema

Stadt-Umland-Kooperationen
im Vergleich
(Best practices z.B. in DE, CH, ...)
- Anwendbar auf die

Region Wien?

Region Wien 20407?

— Eigene Wunschvorstellung

- Einschatzung der
Entwicklungsdynamiken

Abbildung 6.: Schematisch-graphische Darstellung der konzeptionellen Operationalisie-
rung: Von der Forschungsfrage zu den Analysedimensionen und Fragen-
komplexen. (Eigene Darstellung in Anlehnung an Kaiser, 2014; 57ff.)

Riickblick auf die eigene Karriere drehen, der positive und negative Erfahrungen, Mei-

lensteine und thematische Berithrungspunkte herausgreift.

Diese Fragenkomplexe sind in einem weiteren Schritt einerseits die Basis bei der Kon-
zeptualisierung des Interview-Leitfadens (siche Kapitel und Abbildung (7) und an-
dererseits bei der Erstellung und Ausformulierung von Kategorien und Codes fiir die
qualitative Inhaltsanalyse der transkribierten Interviews (siehe Kapitel .
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3. Empirische Vorgehensweise

3.2. Methodik: Eine qualitative Interviewstudie

In dieser Masterarbeit wird ein interpretativ-verstehendes Verfahren zum Gewinn von
Erkenntnissen herangezogen, die insbesondere Einblick in den Handlungskontext von
politischen Akteur*innen in der Region Wien geben sollen (vgl. Mattissek, Pfaffenbach
und Reuber, 2013: 127f.). Dieser Kontext wird als komplexes Phéanomen wahrgenommen,
welches mittels einer Leitfaden-gestiitzten qualitativen Interviewstudie mit Expert*innen
in diesem Bereich besser verstanden werden soll (vgl. Seidman, 2006: 10). Diese ange-
wandte Methodik steht in einem historischen Kontext. Sie hat sich in den 1970er Jahren
von quantitativ geleiteten Wissenschaftskonzepten abgegrenzt, da in einer neuen Un-
iibersichtlichkeit der Gesellschaft ein anderer Zugang mit dem Blick auf die ,feinen
Unterschiede“ — wie es Pierre Bourdieu, 1984 formulierte — gesucht wurde (vgl. Mishler,
1979: 3, Mattissek, Pfaffenbach und Reuber, 2013: 127).

Diese Form der empirischen Vorgehensweise habe ich deshalb gewéhlt, da mir ein offener
und qualitativer Forschungszugang fiir ein Phénomen der Wirklichkeit, das kaum mit
Zahlen oder Daten zu belegen ist, am treffendsten erscheint. Auflerdem gibt es nur wenige
Personen, die iiber diese zu untersuchenden Verflechtungen Auskunft geben kénnen, wo-
mit der Ansatz des Leitfaden-gestiitzten Expert*innen-Interviews am néchstliegendsten

ist.

3.2.1. Datenerhebung durch Leitfaden-gestiitzte Expert*innen-Interviews

Die Datenerhebung erfolgte in Form von Leitfaden-gestiitzten Interviews. Diese stellen
eine besondere Form von qualitativen Interviews dar, die einerseits durch eine stéarkere
Strukturierung als bei offenen Erzdhlungen und andererseits durch eine weitaus offenere

Zugangsweise als bei Fragebogeninterviews gekennzeichnet sind (vgl. ebd.: 158).

Leitfaden

Dabei ist der Leitfaden nicht mehr als eine hilfreiche Stiitze fir den*die Interviewer*in
und besteht oft nur aus Themenkomplexen und Abfolgehinweisen. Diese dienen als An-
leitung, damit die gewiinschten Informationen moglichst detailliert beantwortet werden
und sind dabei so offen und flexibel gestaltet, dass Platz fiir neue, von den Interview-
ten eingebrachte Aspekte bleibt (vgl. Mieg und Néf, 2005: 12). Der Interview-Leitfaden
ist somit keine unumstoBliche Vorschrift, sondern ein adaptierfihiger Fahrplan, der je
nach Gesprichsverlauf und Interviewpartner*in gedndert werden kann bzw. soll. Den-
noch handelt es sich um eine Art Beispielinterview, dessen Verlauf einer bestimmten
Erwartung folgt (vgl. Glaser und Laudel, 2009: 143f.)
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3.2. Methodik: FEine qualitative Interviewstudie

Gesprachsleitfaden Zentrale Gesprachsthemen
(Dramaturgie) (Fragenkomplexe)

Gegenseitige Vorstellung und Aufklarung
Uber den Ablauf, Rechte und Datenschutz

Rickblick auf Karriere
in Bezug die Region Wien

- Meilensteine
— Positive und negative Erfahrungen
- |dentifikation mit dem Thema

Formen der Zusammenarbeit

in der Region Wien

— Bewertung existierender Instrumente
— Bewertung des Formalisierungsgrads
- Einschatzung der Wirksamkeit

Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit
in der Region Wien

— Geschichtlicher Kontext

— Politischer Kontext

— Administrativer Kontext

— Thematischer Kontext

Notwendigkeit von Zusammenarbeit
in der Region Wien
- Leidensdruck

Stadt-Umland-Kooperationen im Vergleich
(Best practices: Deutschland, Schweiz, ...)

- Anwendbar auf die Region Wien?

Region Wien 20407?

- Eigene Wunschvorstellung
- Einschatzung der Entwicklungsdynamiken

Abbildung 7.: Schematisch-graphische Darstellung des verwendeten Leitfadens, der als
Basis fiir die Expert*innen-Interviews herangezogen und je nach Ge-
spriachspartner*in individuell angepasst wurde. Die Gliederung folgt in
der Zeitachse (von oben nach unten) einer Dramaturgie mit Zuordnung
der Gesprichsthemen. (Eigene Darstellung in Anlehnung an Mattissek,
Pfaffenbach und Reuber, 2013: 171, nach Reuber, 26)

Jeder Leitfaden sollte drei Grundséatzen folgen: Erstens einer gewissen Offenheit, also kein
unerwiinscht starres Festkleben an vorformulierten Fragen. Zweitens der Versicherung,
dass ein gewisses Protokoll und ein bestimmter Standard bei jedem Interview eingehalten

wird und beispielsweise auf eine Aufklarung der Rechte nicht vergessen wird. Drittens
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3. Empirische Vorgehensweise

ist der Leitfaden eine Art Visitenkarte fiir den*die Interviewer*in, der eine eigene Ex-
pertise auf diesen Gebiet dokumentiert (vgl. Kaiser, 2014: 54). Bei dieser Arbeit fiel
die Entscheidung auf die Erstellung eines graphischen Leitfadens fir die entsprechenden
Expert*innen-Interviews, wie er in Abbildung |7| prasentiert wird. Dieser graphische In-
terviewleitfaden nach Mattissek, Pfaffenbach und Reuber, 2013: 171 fungierte als Basis
fiir den Leitfaden eines jeden der acht Interviews, der je nach Expert*in stellenweise an-
gepasst wurde. Dies ist auch deshalb notwendig, um die Forschungsfragen konzeptionell
und instrumentell zu operationalisieren, sprich fiir die Expert*innen nachvollziehbar und
beantwortbar zu machen (vgl. Kaiser, 2014: 57).

Der in Abbildung |7|dargestellte Leitfaden folgt der Absicht zu Beginn wohlwollend und
aufwiarmend in die Thematik mit Meilensteinen und Highlights aus der Vergangenheit
der Interviewten einzusteigen. Diese Anfangsphase gilt als besonders entscheidend, da
sie das Klima des spéteren Interviews pragt (vgl. Glaser und Laudel, 2009: 147). Je nach
Erzahlfreudigkeit und thematischer Schwerpunktsetzung von Seiten der Interviewpart-
ner*innen wurde ein Blick auf die Gegenwart geworfen und damit in einem Hauptteil
versucht jene Themen zu beriihren, die einen Erkenntnisgewinn in Bezug auf die For-
schungsfragen zur Folge haben. Je nach Interview-Situation kénnen gegen Ende noch
heikle oder provozierende Fragen folgen, um zusétzliche Informationen zu erlangen bzw.
das Gegeniiber ein wenig herauszufordern (vgl. ebd.: 149). In diesem Fall wurden Fragen
nach bekannten Best Practices aus dem benachbarten Ausland als geeignet dafiir ange-
sehen. Gegen Ende des Interviews erfolgte noch ein individueller Blick in die Zukunft,
der auch oft nochmals einen anderen Blick auf die Gegenwart ermdoglichte, um auf diese

Weise noch eine Chance auf ein Mehr an Informationen zu erlangen.

Expert*innenauswahl und Sampling

Ein zentraler Punkt bei einer Interviewstudie mit Expert*innen ist deren Auswahl und
Anzahl (Sampling) bzw. die Frage, wer tiberhaupt als solche*r anzusehen ist. Die ein-
schlagige Fachliteratur gibt besonders bei phidnomenologischer Forschung keine engen
Vorgaben, sowohl was Anzahl der Interviewten, als auch deren Zusammensetzung be-
trifft (vgl. Beitin, 2012: 243f.). Zu beachten ist vordergriindig, dass ein*e Expert*in sich
dadurch auszeichnet, dass diese*r nicht nur iiber ein technisches Spezialwissen verfigt,
sondern auch die komplexen Relevanzsysteme versteht, in denen dieses Wissen einzu-
ordnen ist. Dies unterscheidet Expert*innen in erster Linie auch von Spezialist*innen
(vgl. Hitzler, 1994: 26). Zusammengefasst kann diesbeziiglich gesagt werden, dass es
nicht primér darum geht Informationen abzufragen, die vielleicht sogar leicht aus an-

deren Quellen zu erfahren waren (vgl. Helfferich, 2014: 572), sondern darum einerseits
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3.2. Methodik: FEine qualitative Interviewstudie

Tabelle 4.: Interviewte Expert*innen aus Politik und Verwaltung in der Region Wien.

Datum Akteur*innen

(2020) Name Rolle Geschl. Land Zugehorigkeit Status
Klubvorsitzender der SPO Wien,

28. Mai Josef Taucher ehem. Bezirksvorsteher- Stv. von m Wien Politik aktiv
Wien-Donaustadt (2006-2012)

. Renate Stadt-Umland-Managerin (SUM), . ) .
9. Juni Zuckerstatter zustandig fir nérdlich der Donau W (Wien) Verwaltung aktiv
9. Juni Walter Pozarek Geschiftsstelle der PGO a.D. m NO Verwaltung inaktiv

Bezirksvorsteher von Wien-Liesing

10. Juni Manfred Wurm (SPO, 1995-2012) m Wien Politik inaktiv
13. Juni Thomas Madreiter Planungsdirektor der Stadt Wien m Wien Verwaltung aktiv
. Monika Biirgermeisterin von " " .
22. Juni Obereigner-Sivec GroB-Enzersdorf (SPO) W NO Politik akdtiv
. . Wiener Stadtrat fiir Stadt- . - . .
25. Juni Rudolf Schicker entwicklung (SPO), 2001-2010) m Wien Politik inaktiv
2. Juli Ilse Wollansky Abteilungsleiterin Raumordnung w NO Verwaltung inaktiv

und Regionalpolitik a.D. (bis 2019)

dieses sehr spezifische Kontextwissen und andererseits das exklusive Insiderwissen von
Expert*innen abgreifen zu konnen. Dafiir eignen sich in besonderer Weise Leitfaden-
gestiitzte Interviews (vgl. Kaiser, 2014: 41, Meuser und Nagel, 2009: 471).

Ublicherweise werden bei politikwissenschaftlichen Fragestellungen vornehmlich kollek-
tive bzw. korporative Akteur*innen untersucht und daher sind in Frage kommende Ex-
pert*innen haufig Mitglieder politischer oder gesellschaftlicher Organisationen, was zu
einer sehr eingeschrankten Auswahl fithrt (vgl. Kaiser, 2014: 73). Bei der konkreten Aus-
wahl von Expert*innen wurden die von Gliaser und Laudel, 2009 (S. 117) aufgestellten
Kriterien beriicksichtigt, die einerseits ein prézises Profil zeichnen und andererseits den

Personenkreis weiter verkleinern, nadmlich:
1. Wer verfiigt iiber die relevanten Informationen?
2. Wer ist am ehesten in der Lage, prézise Informationen zu geben?
3. Wer ist am ehesten bereit, Informationen zu geben?
4. Wer von den Informant*innen ist verfiigbar?

Um Auskunft iiber die Einstellungen von politischen Akteur*innen und deren Rahmen-
bedingungen zur Region Wien geben zu kénnen, kommen in erster Linie Menschen in
Frage, die einen Einblick in die Policy Arena haben und das sind, wie in Kapitel

ausgefithrt wurde, politische und administrative Akteur*innen im Raumordnungssystem.

29



3. Empirische Vorgehensweise

Nicht jede Person in diesem System ist folglich auch in der Lage prézise Informationen
zu geben, daher sind v. a. jene Akteur*innen in Betracht zu zichen, die entweder in
Leitungsfunktionen sind oder waren oder sehr lange in diesem Feld tatig sind oder wa-
ren, also wie bereits nach Hitzler, 1994/ erwahnt, keine reinen Spezialist*innen, sondern
Expert*innen sind.

Das dritte Kriterium, ndmlich wer am ehesten bereit ist, Informationen zu geben, war
bei den Voriiberlegungen iiber mogliche Expert*innen als Interviewpartner*innen ein
zentrales Thema, da die Annahme besteht, dass diese sich moglicherweise nicht offen
und (selbst-)reflexiv zu dieser Thematik duflern wiirden. Dabei ist zu ergénzen, dass im
Vorfeld der Arbeit beschlossen wurde, diese Masterarbeit nicht nach Universititsgesetz
§86 sperren zu lassen und auch die Expert*innen-Interviews nicht zu anonymisieren.
Dadurch kann nicht anndhernd eine Art vertrauliche Hintergrundgesprichsatmosphére
entstehen, die im giinstigsten Fall Expert*innen veranlasst, sich offener und ohne Angst
vor ungewollten Konsequenzen zu duflern (vgl. Trenkamp, 2008: 74). Die Griinde fiir
das Nicht-sperren-lassen sind einerseits die geringe Sperrdauer von nur fiinf Jahren und
andererseits das Bestreben, die Arbeit so schnell als moglich 6ffentlich zugénglich zu
machen. Die interviewten Expert*innen wurden deshalb nicht anonymisiert, da das Ex-
pert*innenfeld so klein ist, dass mit einer Beschreibung der interviewten Person sehr
schnell auf diese zu schlieflen gewesen wére und da ein Erwéhnen der Namen in diesem
Fall auch Aushédngeschild der Masterarbeit selbst ist.

Nach dem Motto ,Stérungen haben Vorrang“ sind gerade Berichte {iber jene Bereiche des
Systems, die nicht funktionieren bzw. konflikt- oder problembehaftet und herausfordernd
sind, von groflem Interesse, da diese zum Nachdenken iiber die Normalitét anregen (vgl.
Walter, 1994: 275). Daher wurde auf zwei Malnahmen in der Interviewvorbereitung spe-
ziell Wert gelegt: Erstens wurde ein besonderes Augenmerk auf eine transparente und
ordnungsgeméfle Informierte Zustimmung der interviewten Expert*innen gelegt, eine
Praxis die in der Forschung iiber die letzten Jahrzehnte zunehmend formalisiert wur-
de (vgl. Warren, 2001: 8). Die Einholung der Zustimmung und Aufkldrung der Rechte
iiber die Daten erfolgte durch Kommunikation im Vorfeld und konkret iiber eine Zu-
stimmungserklarung, die vor dem Start des Interviews zur Unterschrift vorgelegt wurde
(siehe Anhang und durch eine entsprechende Autorisierungspraxis des danach ange-
fertigten Interview-Transkripts, sodass die Expert*innen nach dem Interview noch selbst
Abédnderungen am Transkript vornehmen konnten. Zweitens wurde bei der Auswahl der
Expert*innen auch nach Menschen gesucht, die zwar lange Jahre Erfahrungen im Raum-
ordnungssystem der Region Wien haben und daher tiber ein Expert*innenwissen verfii-

gen, aber sich gleichzeitig entweder bereits im Ruhestand befinden oder in ihrer Funktion
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oder Rolle nicht mehr aktiv sind. Das geringe Mafl an Abhéngigkeit zum System sollte
die Chance erhohen, bereitwillig offen und selbstreflektiert iiber Meinungen, Handlungs-
weisen und Rahmenbedingungen zu sprechen. Dieser Umstand wurde in Tabelle[4] welche
die interviewten Exptert*innen auflistet, in der Spalte Status entsprechend dargestellt.
Die Verfiigbarkeit von entsprechenden Personen schrankt abschlieffend die Liste der Ex-
pert*innen weiter ein und schafft bei gewissen Merkmalen eine Ungleichverteilung. Dies
ergibt sich aber oft erst nach dem Fiihren der Interviews, da der Prozess des Kontak-
tierens und des Interviewfiihrens parallel stattfindet, sodass sich nach der Zeit eine be-
stimmte Zusammensetzung der interviewten Expert*innen darstellt. Aus diesem Grund
kam es im Vorfeld zu einer Priorisierung der Merkmale, bei denen eine annidhernde
Gleichverteilung als sehr erstrebenswert angesehen wurde. Dies sind in diesem Fall jene
Merkmale, die in Tabelle |4|in Form von eigenen Spalten dargestellt sind: Ein ann&dhernd
ausgewogenes Verhéltnis von Frauen und Méannern, Akteur*innen aus Politik und Ver-
waltung, Akteur*innen mit Wirkungsbereich Wien und Niederosterreich, sowie aktive
und inaktive Akteur*innen. Eine Gleichverteilung bei der Parteizugehorigkeit zum Bei-
spiel wurde im Vorfeld als wiinschenswert, aber nachrangig beurteilt, da dies einerseits
vielleicht gar nicht moéglich und andererseits als nicht zwingend gewinnbringend erachtet
wurde.

Die Identifizierung und Auswahl der konkreten Expert*innen erfolgte in einem ers-
ten Schritt mittels einer kriteriengeleiteten bewussten Auswahlstrategie (vgl. Akremi,
2014: 272). Zusétzlich wurde in einem zweiten Schritt ein Schneeballverfahren ange-
wandt, mit dem Ziel, von bereits befragten Personen auf weitere relevante Personen ver-
wiesen zu werden und bei entsprechender Sympathie, sogar deren Rolle als Gatekeepers
von Netzwerken zu nutzen und von der Notwendigkeit eines Interviews zu iiberzeugen
(vgl. Baur, 2014: 950f., Akremi, 2014: 272f.). Diese Strategie wurde besonders bei den
ersten Interviews verwendet, indem eine abschlieende ,, Mit wem sollte ich zu diesem
Thema noch sprechen?“-Frage gestellt wurde. Die Expert*innen wurden dann durchwegs
mittels Email kontaktiert, da dieser Kommunikationsweg in der Forschungspraxis zwar
als nicht ganz risikobefreit, aber unter der Bedingung eines engen Zeitplans als sehr ge-
eignet angesehen wird (vgl. Kaiser, 2014: 77).

Zusammenfassend ldsst sich festhalten, dass mit acht Expert*innen Interviews gefiihrt
wurden, was als gute Stichprobengréfie im qualitativen Forschungskanon gilt (vgl. Bei-
tin, 2012: 244). Diese von mir interviewten Personen zeichnen sich im Sinne der zuvor
abgesteckten Definition von Expertise aus, da sie entweder teils jahrzehntelange Erfah-
rungen in der Raumordnung der Region Wien haben oder ein grofes Insiderwissen auf

Grund ihrer hohen Position in den Hierarchien von Politik oder Verwaltung der Bun-
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Abbildung 8.: Das Wiener Kaffeehaus ist ein beliebter Interviewort. Die Hélfte der In-
terviews fiir diese Abschlussarbeit fand in Lokalen in Wien statt, im hier
abgelichteten Café FEiles sogar zwei. (Eigene Aufnahme, Kaffee und Ap-
felstrudel im Café Eiles in Wien-Josefstadt.)

deslédnder besitzen oder besessen haben, wie sich gut aus den Rollenbeschreibungen in
Tabelle [4] erkennen lésst.

Interview: Setting und Durchfiihrung

Der Interviewprozess fiir sich gilt als soziale Interaktion zwischen den Teilnehmer*innen
eines Interviews und ist einer der Hauptaufmerksamkeitspunkte in der Interviewmetho-
denliteratur der letzten Jahre (vgl. Warren,[2001t 12). Dabei handelt es sich aber niemals
um eine alltdgliche Gesprachssituation zwischen zwei oder mehreren Personen. Um an
diese Situation moglichst nahe heranzukommen, wird in der Forschungsliteratur v. a.
auch hinterfragt, ob fiir das Gespréach eine Tonaufnahme notwendig ist, da das Wissen
um ein Aufnahmegerét die interviewte Person abschrecken kann, kritische Informationen
preiszugeben (vgl. Gléser und Laudel, 157). Trotz dieses Risikos, wurde bei dieser
Arbeit auf die Verwendung eines Tonaufnahmegeréts gesetzt, da sonst der Informati-
onsverlust durch reine Protokollierung zu grof3 gewesen wére. Als Ort fiir ein Interview

gilt prinzipiell jeder als geeignet, der fiir das Gegeniiber als angenehm und vertrauens-
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voll gilt sowie eine ungestorte Aufmerksamkeit und gute Akustik fiir die Tonaufnahme
zulésst (vgl. Helfferich, 2011: 177). Aus diesem Grund wurde in erster Linie den Inter-
viewpartner*innen die Auswahl des Ortes tiberlassen. Auch wenn die Praxis, der*dem
Interviewten dieses wichtige Recht zuzusprechen, in der Literatur durchaus kritisch ge-
sehen wird, da wichtige analytische Erkenntnisse iiber die Bedeutung der Forschungsteil-
nehmer*innen fiir das Interview verschleiert, die Forschungstitigkeit entpolitisiert und
Machtverhéltnisse ignoriert werden (vgl. Herzog, 2012: 213ff.), habe ich mich fiir die-
se Vorgehensweise entschieden, da fiir mich einerseits nicht die Person im Zentrum des
Interesses stand, sondern das Gesagte. Ferner hétte ich womdoglich mit mehr Absagen
rechnen miissen, die den engen Zeitplan gesprengt héitten. Letztendlich haben sich vier
Personen fiir ihr eigenes Biiro und vier Personen fiir ein vertrautes Lokal in Wien ent-
schieden. Besonders beliebt waren dabei die Wiener Kaffeehduser, wie beispielsweise das
Café Eiles im 8. Wiener Gemeindebezirk (siche Abbildung|g).

Neben dem Interview-Setting ist die Durchfithrung und die Vorbereitung darauf ent-
scheidend. Der Leitfaden wurde vor dem ersten Interview einem Pre-Test unterzogen,
der einige notwendige Verdnderungen aufgezeigt und Kiirzung bzw. Umstrukturierungen
veranlasst hat (vgl. Kaiser, 2014: 70). Die Interaktionssituation selbst ist dann oft als
heikler Drahtseilakt zu verstehen, bei dem die Positionierung und das Rollenverstdandnis
des Interviewers, entweder als (naiver) Laie oder als Quasi- Experte, die Bereitwilligkeit
des Gegeniibers mafigeblich beeinflussen (vgl. Helfferich, 2014: 573f.). Ziel war es, die
Gespréachssituation so natiirlich wie moéglich zu gestalten, den Gesprachsfluss nicht zu
storen, also nicht strikt am Leitfaden zu kleben, sowie ein professionelles, souverdnes und
kundiges, aber nicht iibereifriges und einschiichterndes Auftreten an den Tag zu legen
(vgl. Glaser und Laudel, 2009: 172). Die Interviewfiihrung wurde von mir im Vorfeld als
grofe Herausforderung betrachtet, da dafiir kaum Ubung vorhanden war und jedes ein-
zelne Interview grofien Aufwand bedeutete, sodass es als einziger Versuch ohne Chance
auf Wiederholung wahrgenommen wurde. Letztendlich konnte ich im Groflen und Gan-
zen auf sehr wohlwollende und entgegenkommende Expert*innen treffen, die sich gerne
diesem Aufwand gestellt haben. Dennoch waren die Rollenkonfigurationen in jeder der
acht Interviewsituationen unterschiedlich, wodurch die Selbstpréisentation immer wieder

leicht individuell angepasst bzw. adaptiert werden musste.

Transkription

Zur Transkription von Interviews im Allgemeinen und Expert*innen-Interviews im Spezi-
ellen gibt es viele wissenschaftliche Standards und Praktiken (vgl. Kuckartz, 2018: 166ff.;
Kaiser, 2014; 93ff.; Mattissek, Pfaffenbach und Reuber, 2013; 191ff.; Gladser und Laudel,
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A.1. Interview DI Thomas Madreiter

Interview-Partner: DI Thomas Madreiter

Rolle des Interview-Partners: Planungsdirektor der Stadt Wien

Ort der Aufnahme: Planungsdirektion im Wiener Rathaus, 1082 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 13. Juni 2020, 16.00 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 41min 50sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Neuber: Vielen Dank, dass Sie sich Zeit fiir ein Interview genommen haben! Dlrfte ich sei einladen, sich zu Beginn
des Interviews vorzustellen und einen Blick zurtick auf ihre Karriere als Abteilungsleiter der MA 18 - Stadtent-
wicklung und Stadtplanung und als Planungsdirektor der Stadt Wien zu werfen, mit besonderem Augenmerk

auf die Meilensteine und Highlights der S tadt-Umland-Kooperation?

NN R S

Madreiter: Mein Name ist Thomas Madreiter und ich bin insofern ein typischer Wiener, als dass ich nicht aus Wien
komme, sondern aus dem Bundesland Salzburg. Mit 20 Jahren bin ich gekommen um zu bleiben und habe an
der TU Wien Raumplanung studiert. Die Stadt-Umland-Kooperation ist mir v.a. auch deshalb ein groBes An-
liegen, weil ich aus einer 5.000 Einwohner-Gemeinde komme und mir die Sichtweisen und Befindlichkeiten von
Kleingemeinden daher verstandlich und naheliegend sind. Mittlerweile habe ich mir einen durchaus positiven

10 Blick auf unsere Stadt-Umland-Kooperationen in der Region Wien angeeignet.

© ® N o o

Abbildung 9.: Exemplarische Darstellung des angewendeten Transkriptionsverfahrens
mit graphischer Hervorhebung (Rot) der Zeilennummerierung, des Tran-
skriptionskopfs, der kursiven Schrift bei den Fragen des Interviewers, sowie
der zur besseren Unterscheidung verwendeten anderen Schriftart Helvetica

(siche Anhang bis

2009: 193ff.; Meuser und Nagel, 1991: 451ff.), die auch fiir diese Masterarbeit in un-
terschiedlicher Weise als Mafistab herangezogen werden. Grundsétzlich ist festzuhalten,
dass der Vorgang der Transkription, also die Verwandlung des aufgenommenen Gesag-
ten (Sekunddrdaten) in eine Textform (Tertidrdaten), immer ein interpretatives Verfah-
ren und eine selektive Konstruktion der Wirklichkeit ist (vgl. Mattissek, Pfaffenbach
und Reuber, 2013: 191), ganz egal, ob dabei eine moglichst detaillierte Abschrift des
Gesprichsverlaufs oder ein paraphrasierter Text entsteht. Einfluss darauf, wie viel des
Gesagten bzw. wie detailreich bei Expert*innen-Interviews transkribiert wird, hingt ei-
nerseits davon ab, ob das Gesprach ergiebig und andererseits ob bei der Erforschung mehr
das Betriebswissen oder das Kontextwissen von Interesse war (vgl. Meuser und Nagel,
1991: 455). Vorwegzunehmen ist, dass bei der Auswertung von Expert*innen-Interviews
grundsétzlich der Inhalt und das Thema interessant sind und weniger die Sequenziali-
tat von AuBerungen. Dies bedeutet, dass die Expert*innen von Anfang an im Kontext
ihrer institutionell-organisatorischen Handlungsbedingungen gesehen werden, wodurch
das Was wurde gesagt? deutlich mehr Bedeutung hat, als das Wie wurde etwas gesagt?

und Wann wurde etwas im Interview gesagt? — Dies hat folglich auch auf die gewéhlte
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Transkriptionspraxis eine Auswirkung (vgl. ebd.: 453).

Das Transkriptionsverfahren dieser Masterarbeit lehnt sich sehr stark an den von Kaiser,
2014 aufgestellten Grundregeln fiir die Transkription von Expert*inneninterviews und an
der von Meuser und Nagel, 1991 formulierten Auswertungsstrategie bei Expert*innen-
Interviews an. Dies bedeutet konkret, dass sowohl Fragen als auch Antworten transkri-
biert werden; dass alle Zeilen der Transkription nummeriert werden und dass zur besseren
Lesbarkeit Fragen kursiv dargestellt werden (vgl. Kaiser, 2014: 98). Des Weiteren wird
bei jedem Transkript ein Transkriptionskopf mit allen wichtigen Daten zum Gespréch,
wie ihn Selting u. a., 1998 (S. 4ff.) vorschlagt, aufgesetzt. Fiir die Transkriptionssequenz
im Anhang wird eine andere Schriftart (Helvetica) zur eindeutigen Abgrenzung zu den
sonstigen Inhalten dieser Masterarbeit gewéhlt (siche Abbildung @ In meinem Fall
wird auf die Dokumentation von detaillierten Gesprachsdynamiken, wie die Gespréchs-
lautstérke, Zwischenlaute, Mimik, Gestik, Lautduflerungen, nonverbale Aktivitdten oder
Gedankenpausen, wie sie beispielsweise bei Kuckartz, 2018 (S. 167f.) ausgefithrt werden,
ganzlich verzichtet, da einerseits mit den Expert*innen vereinbart wurde, dass es fiir sie
moglich wire, bei der Autorisierung des Transkripts Anderungen vorzunehmen und da-
bei die Lesbarkeit des Textes so gut wie moglich sein sollte, um eine hohe Riicklaufquote
zu erzielen (Die interviewten Personen bekleiden durchwegs zeitintensive Funktionen).
Andererseits, da dieser Grad an Genauigkeit als nicht gewinnbringend und zu zeitauf-
wéandig fiir diese Masterarbeit erachtet wurde.

Diese gewéahlte Autorisierungspraxis fithrte auch dazu, dass auf den sonst iiblichen Vor-
gang der Anonymisierung bzw. Randomisierung von Interview-Partner*innen bei dieser
Masterarbeit verzichtet werden konnte. Die Moglichkeit der Autorisierung gibt den in-
terviewten Personen iiber das Interview zwar ein hohes Mafl an Kontrolle und fiihrte
auch zu einer Abschwéichung und Verkiirzung der Interview-Transkripte (weit weniger
stark, als angenommen), aber es erhéhte auch die Wertigkeit, da auf eine Anonymisie-
rung und Sperrung der Arbeit verzichtet und eine stirkere Nachvollziehbarkeit erreicht
werden konnte. Weiters sind die im Forschungskanon getéitigten Uberlegungen, dass eine
Anonymisierung von Personen vor dem Hintergrund einer vorhandenen Begrenzung des
Expert*innenfeldes und der thematischen Zuschneidung, als sehr schwierig und sogar
sinnlos erscheint, auch bei dieser Masterarbeit hochst relevant (vgl. Kaiser, 2014: 85f.).
Eine weitere Auswirkung dieser Autorisierungspraxis war, dass eine Mischform aus Tran-
skription und Paraphrase gewahlt wurde (vgl. Meuser und Nagel, 1991: 455ff.). Dies be-
deutet, dass die Gespriche grundsétzlich vollstdndig, wortgetreu und chronologisch tran-
skribiert werden, aber mit stellenweisen redaktionellen Eingriffen, mit dem Ziel, durch

einen verdnderten Satzbau oder dem Ersetzen stark umgangssprachlicher Ausdruckswei-
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se eine bereits erwidhnte bessere Lesbarkeit zu erreichen. Manche Textpassagen werden
stark gegliattet und inhaltliche Wiederholungen bzw. starke thematische Abweichungen
nicht transkribiert. Dennoch kann nicht von einer Paraphrasierung im klassischen Sinn
gesprochen werden, da die Transkripte trotzdem sehr nah am gesprochenen Wort liegen.
Auf interpretativen Verfahren liegt immer eine grofie Beweislast, da die klassischen Gii-
tekriterien quantitativer Forschung, namlich Objektivitat, Reliabilitdt und Validitat, oft
nur schwer anzuwenden sind (vgl. Meuser und Nagel, 1991: 453). Dabei kénnen die von
Miles und Huberman, 1994 neu aufgestellten Gutekriterien flir qualitative Forschung,
namlich Bestitigbarkeit (Objektivitéit), Zuverldssigkeit, Verlasslichkeit, Auditierbarkeit
(Reliabilitiit), Glaubwiirdigkeit, Verlisslichkeit (Interne Validitiit), sowie Ubertragbar-
keit, Passung (Externe Validitét) als Mafistab herangezogen werden (vgl. Kuckartz,
2018: 2014f.).

3.2.2. Datenanalyse mittels qualitativer Inhaltsanalyse

Dieses Kapitel beschreibt folglich das angewendete Analyseverfahren zur Auswertung der
transkribierten Leitfaden-gestiitzten qualitativen Expert*innen-Interviews (siehe Kapi-
tel , welche die Datenbasis bilden. Die verwendete qualitative Inhaltsanalyse und
ihre Kodes bauen dabei auf den in Kapitel erlduterten Analysekategorien auf, die
im Zuge der Operationalisierung der Forschungsfragen (siehe Kapitel entstanden
sind.

Bei dieser Masterarbeit bilden die Transkripte der qualitativen Leitfaden-gestiitzte Expert*innen-
Interviews methodisch die Basis zur Datenerhebung. Fir deren Analyse wird in der Li-
teratur eine grofle Palette an methodischen Zugéngen vorgeschlagen (vgl. ebd.; Mayring,
2015; Glaser und Laudel, 2009; Meuser und Nagel, 1991; zusammenfassend in Kaiser,
2014: 90ff.), die sich mehr oder weniger stark unterscheiden, aber im Groien und Ganzen
unter dem Terminus qualitative Inhaltsanalyse subsumieren lassen. Folgt man Philipp
Mayring, 2015 so gibt es keine allumfassende Definition dieser klassischen Methodik.
Dieses Analyseverfahren nimmt jedenfalls fiir sich in Anspruch, offen, systematisch und
theoriegeleitet zu sein und weist damit die gleichen Giitekriterien, wie jene der in Kapi-
tel dargestellten Datenerhebung auf (vgl. Kaiser, 2014: 92). Grundlegend lasst sich
sagen, dass es um die Analyse von Material geht, die aus irgendeiner Art von Kommu-
nikation entstammt, wobei es auf jeden Fall nicht nur um die Analyse des Kommunika-
tionsinhalts geht (vgl. Mayring, 2015: 11).

Die im Folgenden beschriebene genaue Vorgehensweise richtet sich grundsétzlich am ex-
plizit fiir qualitative Expert*innen-Interviews gewahlten Zugang des Politikwissenschaf-

ters Robert Kaiser, 2014, der sich wiederum an den von Philipp Mayring, 2000/ ent-
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wickelten inhaltsanalytischen Verfahren orientiert. Dabei zeichnet sich Kaisers Ansatz
besonders durch seinen speziellen Fokus auf die politikwissenschaftliche Analyse fiir die
Expert*innen-Interviews aus. Dieser kondensiert Mayrings klassischen, aber komplexen
Ansatz auf die notwendigen Merkmale Zusammenfassung, Explikation sowie Struktu-
rierung und lasst im Besonderen das vielfaltige und aufwendige Instrumentarium mit

kommunikationsorientierter Fundierung beiseite (vgl. Kaiser, 2014: 90f.).

Vom Kategoriensystem und Kodierregeln

Der erste Schritt bei der qualitativen Inhaltsanalyse bzw. der zweite nach der Transkrip-
tion der aufgenommenen Leitfaden-gestiitzten Expert*innen-Interviews ist die Sichtung
und Kategorisierung des Textmaterials. Diese Vorgehensweise wird als Kodierung be-
zeichnet und hat das Ziel, einerseits einen Uberblick iiber die Informationen in den
transkribierten Interviews zu bekommen und andererseits zu iiberpriifen, ob die durch
den Prozess der Operationalisierung entwickelten Analysekategorien ausreichen, um die
Interviewaussagen systematisch zuzuordnen (vgl. ebd.: 99f.). Dabei geht es letztendlich
nicht um eine mogliche Quantifizierbarkeit von Aussagen, sondern um das Markieren
vom Passagen in den Interviews mit eben jenen operationalisierten Hinweisen, die in
Abbildung [10] dargestellt sind. Dabei lasst sich erkennen, dass zu jeder Forschungsfrage
drei Kodes entwickelt wurden, die zu deren Beantwortung beitragen sollen. Es ist wichtig,
dass diese Kodes einerseits ausreichend konkret formuliert sind, damit eine Zuordnung
moglich ist, aber andererseits offen genug, damit keine Festlegung von Merkmalsauspra-
gungen gemacht wird (vgl. ebd.: 105). Als zu kategorisierende Analyseeinheit werden
grundsétzlich Absétze von Interviewaussagen definiert, wie dies auch in der Literatur
vorgeschlagen wird, da sie einerseits genug Informationen fiir eine Kategorisierung bie-
ten, aber andererseits nicht zu viele Informationen enthalten (vgl. ebd.: 102). Dennoch
wurde nicht davon abgesehen, gewissen Absétzen auch mehrere Kategorien zuzuordnen,
da sich diese auch auf mehreren Ebenen analysieren lassen.

In einem weiteren Schritt wurden die kategorisierten Passagen in einer Tabelle (siehe

Anhang ]A.1.2\ bis ]A.S.QD zusammengefasst, um so einen groben Uberblick iiber die ge-

tatigten Aussagen der Interviewpartner*innen zu erlangen (vgl. ebd.: 107). Somit lassen
sich nicht nur die Statements der Expert*innen einander gegeniiberstellen, sondern auch
Aussagen dariiber treffen, auf welchen Ebenen bzw. Fragestellungen die Expert*innen
ihren Schwerpunkt legen. In weiterer Folge werden nun die neun kategorisierten Kodes
kurz einzeln vor- und ein Bezug zu den Forschungsfragen bzw. theoretischen Grundan-

nahmen hergestellt:
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Forschungsfrage

Welche Rahmenbedingungen
liegen den handelnden pol-
itischen Akteur*innen fur
Stadt-Umland-Kooperationen
in der Region Wien zu
Grunde?

Wie ist die Einstellung von
politischen Akteur*innen in
Wien & NO zur Region Wien
und welche Tendenzen

sind erkennbar?

Welche Governance-Formen,
an denen sich die handeln-

den politischen Akteur*innen

orientieren kénnen, sind fur
die Region Wien in der
Zukunft empfehlenswert?

Analysedimension

Bundesverfassung
(Foderalismus)

Demokratiepolitisches System
in Osterreich (Wahldynamiken)

Politikfeld Raum- und Regional-
planung

(Polit-)Geschichtlicher Kontext

(Politische) Lebensrealitat der

Akteur*innen N

Koordination- bzw. Kooperation
in der Raum- & Regionalplanung

Konflikte und Abhangigkeiten
innerhalb der Policy Arena

politische Prioritatensetzung —

Zukunftsanalyse der Region
Wien

<=

Stadtregionale Governance-

<
Formen

Formalisierungsgrad der inter-
kommunalen Zusammenarbeit

—

kategoriale Kodes

Geschichtliche Rahmen-
bedingungen

Gesetzliche Rahmen-
bedingungen

Politikfeld Raumordnung

Prioritatensetzung bei politi-
schen Akteur*innen

Vorhandene (politische) Macht-
strukturen in der Region Wien

Koordination bzw. Kooperation
in der Raum- & Regionalplanung

Formalisierungsgrad bzw. MaRB an
Verbindlichkeit von Instrumenten

Stadtregionale Governance-
Formen (Instrumente)

Leidensdruck bzw. Not-
wendigkeit von Kooperation

Abbildung 10.: Schematisch-graphische Darstellung der konzeptionellen Operationalisie-
rung: Von der Forschungsfrage zu den Analysedimensionen und katego-
rialen Kodes. (Eigene Darstellung in Anlehnung an Kaiser, 2014: 571f.)

1. Forschungsfrage 1

e Geschichtliche Rahmenbedingungen

Geschichtlich gewachsene Strukturen, Gegeben- und Abhéngigkeiten wirken

préadispositiv bis in die Gegenwart. Aussagen, die diese Rahmenbedingungen

ansprechen, fallen diesem kategorialen Kode zu.
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o Gesetzliche Rahmenbedingungen
Gesetzlichen Rahmenbedingungen, besonders auch jenen in Verfassungsrang
(Stichwort: Foderalismus), die Kooperationen zwischen den Bundeslandern

bzw. Gemeinden mafigeblich beeinflussen, wird dieser Kode zugewiesen.

o Politikfeld Raumordnung
Dieser kategoriale Kode hat sicherlich Uberschneidungen mit anderen Ko-
des, wie z.B. der Priorititensetzung oder den gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen, zeichnet sich aber besonders dadurch aus, Aussagen, die interkommunale
Kooperationsmoglichkeiten innerhalb der aktuellen raumordnerischen bzw. -

planerischen Rahmenbedingungen aufzuzeigen.

2. Forschungsfrage 2

o Prioritatensetzung bei politischen Akteur*innen
Dieser Kode wird bei Aussagen angewendet, die sich Fragen der Priorisie-
rung von interkommunaler Zusammenarbeit bzw. Stadt-Umland-Kooperation

durch politische Akteur*innen widmen.

o Vorhandene (politische) Machtstrukturen in der Region Wien
Besonders dann, wenn Aussagen ein (politisches) Machtgefélle oder Macht-
strukturen und Abhéngigkeiten beschreiben, werden sie diesem Kode zuge-

wiesen.

o Koordination bzw. Kooperation in der Raum- und Regionalplanung
Dieser Kode betrifft Aussagen, die sich interkommunalen Kooperations- bzw.

Koordinationsprojekten im Stadt-Umland-Bereich widmen.

3. Forschungsfrage 3

o Formalisierungsgrad bzw. Maf$ an Verbindlichkeit von Instrumenten
Dieser Kode sammelt Aussagen, die sich bei Stadt-Umland-Kooperationen
dem Formalisierungsgrad bzw. dem Maf} an Verbindlichkeit von Instrumenten

bzw. Strukturen widmen.

o Stadtregionale Governance-Formen (Instrumente)
Aussagen, die vergangene, aktuelle und moglich-zukiinftige Instrumente, die
Stadt-Umland-Kooperationen ermdoglichen, besprechen, fallen diesem Kode

ZU.

o Leidensdruck bzw. Notwendigkeit von Kooperation

Oftmals wird in den Interviews das Phénomen des Leidensdrucks erwihnt,
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den es braucht um vorhandene Strukturen zu verdndern. Dieser kategoriale

Kode trigt diesem Umstand Rechnung.

Bevor es zur Analyse der Datenbasis kommt, wird das nun verdichtete und strukturier-
te Material noch durch weitere Informationen ergénzt, die durch die Interviews nicht
vollsténdig in Erfahrung gebracht werden konnten (vgl. Kaiser, 2014: 107). Dabei unter-
scheidet sich Kaisers Ansatz der Erweiterung insofern von der Fxplikation bei Philipp
Mayring, 2015 (S. 90ff.), dass diese nicht nur zum besseren Verstindnis der Daten aus
den Interviews dient, sondern v. a. zur Aufkldrung der in den Interviews erwidhnten Pha-
nomene (vgl. Kaiser, 2014: 108).

Bei dieser Masterarbeit wird die Erweiterung der Datenbasis mit Hilfe einer Literaturre-
cherche umgesetzt. Die Arbeiten von Renner u. a., 2018, Seliger, 1995, Klinger, 1987 und
Riepl, 1974| erweitern das Verstandnis der Auswirkungen der gesetzlichen und geschicht-
lichen Verdnderungen seit 1920 auf die politischen Machtverhéltnisse und Handlungs-
weisen. Die Beitrdge von Ennser-Jedenastik, 2016, Bufijager, 2015, Erk, 2004, Buf3jager,
2003|und Obinger, 2002 kénnen die Aussagen in den Interviews vor dem Hintergrund des
Féderalismus in Osterreich kontextualisieren. In Bezug auf die Instrumente in der Stadt-
Umland-Kooperation der Region Wien sind in besonderer Weise die aktuellen Studien
zu den interkommunalen Kooperationsstrukturen der Region Wien von Gérgl, Dorin-
ger und Herburger, 2020, sowie von Gorgl und E. Gruber, 2015/ bzw. zu internationalen
Vergleichsregionen von Priebs, 2020, Priebs, 2019, und Rumley, 2003 fiir die Einordnung
wichtig. Weiters werden Publikationen von SUM und PGO selbst, wie Stadt-Umland-
Management, 2020, Schaffer und Zuckerstatter, 2012, Planungsgemeinschaft Ost, [2011,
Hacker und Zuckerstéitter-Semela, 2011 und Hacker und Zuckerstéitter-Semela, 2008 zur

Ergénzung der Datenbasis herangezogen.

Interpretation und Auswertung der Datenbasis

Die Analyse der so aufbereiteten Datenbasis ist in gewisser Weise der letzte Schritt der
qualitativen Inhaltsanalyse. Diese (theoriegeleitete) Analyse bzw. Interpretation folgt
der Operationalisierung der Forschungsfragen bzw. dem Prozess der Entwicklung des
Interviewleitfadens mit dem Festlegen von Analysedimensionen ( Was wird beobachtet?)
und dem Formulieren von Fragenkomplexen ( Wie wird beobachtet?), sowie der kategorie-
geleiteten Kodierung des Transkripts. Dies bedeutet, dass aus den durch die Interviews
gewonnenen Informationen Konzepte und Begriffe abgeleitet werden koénnen, die dann
in dem zuvor aufgespannten theoretischen Kontext ihre Einbettung finden (vgl. Kaiser,

2014: 115). Konkret werden Zitate aus den Interviews - wie folgt beispielhaft gezeigt - ein-
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ander gegeniibergestellt, wobei der Kurzbeleg aus dem Namen der Interviewpartnerin®
bzw. des Interviewpartners®, der Kapitelnummer im Anhang und den Zeilennummern
des Zitats besteht.

»Ich habe auf der BOKU Griinraumgestaltung — wie das damals hiefs — stu-
diert. Wir waren glaube ich der zweite Jahrgang, der das zum Regelstudium
machen konnte. Danach habe ich noch ein Jahr in den USA Landschaftsarchi-
tektur studiert und bin dann zurick gekommen, wo ich dann in Niederdster-

reich in der Gesellschaft fiir Regionalforschung begonnen habe zu arbeiten.

(Ilse Wollansky, 4-7).

»Mein Name ist Manfred Wurm, geboren bin ich in Ybbstal in Niederdster-
reich, bin dann nach Perchtoldsdorf iibersiedelt und dann weiter nach Wien
gekommen. Ich habe zehn Jahre als Lehrer fiir Deutsch und Geographie gear-
beitet und bin dann durch Zufall eigentlich in die Politik gekommen. Unter
Bruno Kreisky habe ich im Zentralsekretariat der SPO gearbeitet und 1983,
als er abgetreten ist, wurde ich SPO-Bezirkssekretir in Wien-Liesing. Spd-

ter wurde ich Wiener Gemeinderat und 1995 Bezirksvorsteher in Liesing.”

(Manfred Wurm, 4-9)

Ziel ist es, Ubereinstimmungen und Differenzen der Expert*innen zu den Themen im
Forschungsinteresse zu finden und somit zu einer Interpretation und Auswertung dieser
Datenbasis zu kommen. In einem weiteren Schritt wird es auf einer Meta-Ebene bei-
spielsweise interessant sein, auf welcher planungstheoretischen Ebene die Interviewpart-
ner*innen ihre Aussagen getroffen haben, also ob sie mehr in Richtung Polity, Policy oder
Politics denken und argumentieren. Auflerdem ist es aus dem Blickwinkel des akteurs-
zentrierten Institutionalismus spannend, welche Interaktionsformen die Akteur*innen
wéahlen bzw. welche der vier Dimensionen des Handlungsinteresses bedient werden.

Dieser abschlielende Schritt der qualitativen Inhaltsanalyse ist mit verschwimmenden
Grenzen sowohl theoriegeleitete Analyse als auch Interpretation. Die generierten Da-
ten aus den unterschiedlichen methodischen Zugéngen werden im Hinblick auf die For-

schungsfragen ausgewertet (vgl. ebd.: 123).
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Abbildung 11.: , Die Ketzergasse in Wien-Liesing: Fine Strafle, aber eine Seite gehirt
zu Wien, die andere zu Niederdsterreich. Unterschiedliche Schulsprengel,
unterschiedliche Bauordnungen, etc..., aber kein Unterschied in der Le-
benswelt der Menschen, die dort wohnen* (Zitat: Renate Zuckerstétter,
18-21, Foto: Eigene Aufnahme am 11. Oktober 2020)

42
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Dieses Kapitel bildet den Hauptteil der Abschlussarbeit und beinhaltet die Analyse, In-
terpretation und Diskussion der durch die qualitativen Leitfaden-gestitzten Expert*innen-
Interviews gewonnenen Daten. Diese werden dabei in den aufgespannten theoretischen
Kontext gestellt und mit Daten aus der Literatur erweitert. Am Beginn dieser Abschluss-
arbeit steht die hypothetische Annahme, dass den politischen Akteur*innen in der Re-
gion Wien eine zentrale Rolle bei der Gestaltung derselben zukommt. Die folgenden drei
Kapitel bis versuchen dabei, jeweils analog dazu, die Forschungsfragen eins bis

drei zu beantworten und die genannte Hypothese tiberpriifen.

4.1. Rahmenbedingungen - ,Es herrscht eine starke Kleinteiligkeit!*

Zu Beginn der Auswertung stehen die Rahmenbedingungen, die den politischen Ak-
teur*innen im System der Raumordnung in der Region Wien zu Grunde liegen. Wie
bereits bei der Kodierung (siehe Kapitel der Interview-Transkripte festgestellt
wurde, lassen sich die Rahmenbedingungen in zwei grofle Themenkomplexe aufteilen:
Einerseits geschichtliche und andererseits gesetzliche Rahmenbedingungen. Das eben-
falls ausgewiesene Politikfeld Raumordnung hat insofern eine Sonderstellung bei den
Rahmenbedingungen, da es nicht ganz so eindeutig von den anderen Themenkomplexen
abgrenzbar ist.

Diese Rahmenbedingungen sind nicht nur hilfreich fiir das Verstehen der Handlungen
und Einstellungen der politischen Akteur*innen, sondern auch der aktuell vorliegenden

Raumordnung und ihrer Instrumente im Allgemeinen.

4.1.1. Geschichtliche Rahmenbedingungen

Unter Rahmenbedingungen des politischen Handelns bzw. von politischer Steuerung wer-
den in erster Linie finanzielle oder legistische Grenzen genannt, seltener geschichtliche
(vgl. Buchstein, 2012: 30). Dies liegt auch daran, dass Events in der Geschichte meist
thematisch zuordenbar sind. Dennoch sollen die geschichtlichen Rahmenbedingungen in

diesem Zusammenhang gesondert thematisiert werden. Diese Events werden zwar auch
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oft als gesetzliche Verdnderungen angesprochen, sind aber von jenen im néchsten Ka-
pitel insofern abzugrenzen, da sie als abgeschlossene Events gelten und eine stark
pragende Wirkung auf die Gegebenheiten in der Region Wien hatten.

,Auch wenn der Zerfall des Habsburgermonarchie mehr als 100 Jahre zuriick
liegt, muss man verstehen, dass Wien und seine Verwaltung als Reichshaupt-
stadt fiir eine vier Millionen-Stadt konstruiert war und wir letztendlich noch
heute davon profitieren — Wien ist wohl eine der am besten verwalteten Stid-
te der Welt. Das heifst es gibt mit dem Magistrat einen grofien Apparat, der
sich um alles kiimmert, die Politik trifft die Entscheidungen und teilt die
Gelder und Budgetmittel zu. In Niederdsterreich ist das ganz anders, auch
dort sind die Biirgermeister*innen bzw. der Gemeinderat die Baubehorde ers-

ter Instanz, aber da gibt es in der Regel keinen grofien Magistrat.“ (Renate

Zuckerstétter, 53-59)

Wie hier Renate Zuckerstiatter in ihrem Interview herausstreicht, besitzen nicht nur
Stadtstrukturen und rdumliche Formen eine hohe Trégheit und Persistenz (vgl. Curdes,

1997: 30), sondern auch politische und institutionelle Strukturen.

Trennungsgesetz 1921

Diese Machtposition Wiens fiihrte dann auch in weiterer Folge am 29. Dezember 1921
zum historischen Trennungsgesetz (siche Abbildung, mit dem Wien als selbststandi-
ges Bundesland geschaffen und von Niederosterreich getrennt wurde. Als Griinde nennt
der ehemalige OVP-Politiker Alberich Klinger, 1987 (S. 558) einerseits die Notwendig-
keit, Osterreichs als foderalistisch strukturierten Bundesstaat zu etablieren. Immerhin
héatten Wien und Niederosterreich damals gemeinsam iiber mehr als die Hélfte der Ein-
wohner*innenzahl Osterreichs verfiigt. Andererseits kam es dadurch zur Vereinfachung
der Verwaltungen fiir das urbane Wien und das lédndliche Niederdsterreich und der damit
im Zusammenhang stehenden politischen Krafteverhdltnisse mit einer Mehrheit der So-
zialdemokratischen Arbeiter Partei (SDAP) in Wien und einer Mehrheit der Christlich-
Soziale Partei (CSP) in Niederdsterreich. Ilse Wollansky sieht, dass durch diese Trennung
eine bis heute pragende Moglichkeit geschaffen wurde, um eine auf Abgrenzung basie-

rende Politik zu machen.

»Ja, das Trennungsgesetz 1921, wo sowohl Wien, als auch Niederésterreich
geschaut haben, dass ihre Mehrheitsverhdlinisse nicht durcheinander kom-

men. Das spielt mit Sicherheit noch bis heute eine gewisse Rolle. Um das zu
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Abbildung 12.: Kopf des Niederdsterreichischen Landesgesetzblattes zum Trennungsge-
setz vom 29. Dezember 1921, womit ein selbststdndiges Land Wien ge-

bildet wird. (Screenshot aus Land Niederdsterreich, 1921: 62)

sehen, muss man sich ja nur die Aussagen von Landespolitiker *innen anho-
ren: Wenn eine Wirtschaftslandesrdtin in Niederdsterreich stolz verkiindet,
dass ein Betrieb aus XY nach NO geholt werden konnte, dann spricht das
Bdnde. Man miisste so ehrlich sein und sagen, dass wenn das ein gut ge-
hender Betrieb ist, der Arbeitspldtze schafft, dann kommt das mit den einge-
nommenen Steuern durch den Finanzausgleich sowieso wieder allen zu Gute.
Somit ist es eigentlich egal, ob der Betrieb beispielsweise in der Ketzergas-

auf der einen oder anderen Strafienseite angesiedelt ist.“ (Ilse Wollansky,

127-129)

Die Trennung Wiens von Niederdsterreich stellte sich fiir das neue Bundesland Nieder-

Osterreich bald als grofler Nachteil dar, da dieses ohne die Steuereinnahmen aus Wien

! Anmerkung: Die Ketzergasse ist ein StraBenzug an der Grenze von Wien-Liesing und Niederésterreich,

wo jeweils eine Seite einem der beiden Bundesldnder zuzuordnen ist.
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kaum in der Lage war finanziell zu iiberleben. Diese Rahmenbedingungen waren auf
der anderen Seite auch die finanzielle Grundlage fiir die Stadt Wien, um die intensiven
Wohnbaumafinahmen des Roten Wiens umzusetzen (vgl. Renner u.a., 2018; Klinger,
1987: 558). Die Trennung von Wien und Niederosterreich hatte auch zur Folge, dass
Eingemeindungen in die Stadt Wien, wie sie bereits 1850, 1890/92 sowie 1905 im gro-
Beren Stil stattfanden, verkompliziert wurden und in der 1. Republik nicht stattfanden,
trotz beiderseitigen Interesse (vgl. Seliger, 1995: 210f.). Es wurde beispielsweise auch
der 1930 vorgebrachte Vorstofl des niederdsterreichischen Landesfinanzreferenten Leo-
pold Barsch zur Bildung eines Zweckverbandes Grof3- Wien, der die Umlandgemeinden in
einem Umkreis von 30 km einschlieen sollte, durchwegs negativ aufgenommen. Sein Ziel
war es das Bundesland Wien an den Kosten fiir Infrastrukturmafinahmen im Umland zu
beteiligen, als Ausgleich fiir die finanziellen Verluste, die mit dem Trennungsgesetz 1921
fiir Niederosterreich schlagend wurden (vgl. Riepl, 1974: 218f.).

1929 erlie3 die Stadt Wien eine eigene Bauordnung, die auch fiir die weitere Wiener
Planungstétigkeit nachhaltig pridgend war und bis heute ist, wie der ehemalige Pla-
nungsstadtrat Rudolf Schicker im Experten-Interview ausfithrte und eine Verbindung zu
den aktuellen Stadtentwicklungsplidnen (STEP) herstellte (vgl. Stadt Wien, 1930):

» 1929 wurde die Bauordnung fiir Wien beschlossen, wo im Planungsteil stand,
dass alle vorlaufenden Pldne ab nun als Flichenwidmungsplan gelten. Da-
durch sind in Wien Flichenwidmungs- und Bebauungsplan zu einem Pla-
nungsinstrument zusammengewachsen. Das hat letztendlich auch dazu ge-
fiihrt, dass bei uns der Stadtentwicklungsplan (STEP) ein so wichtiges In-
strument der Planung wurde.“ (Rudolf Schicker, 122-126)

GroB-Wien — Verdnderungen zwischen 1938 und 1954

In den darauffolgenden 1930er Jahren des Standestaates wurde das sozialistisch gepragte
Wien zur Bundesunmittelbaren Stadt — einem entmachteten Bundesland — erklért und
damit Zielscheibe des CSP gefiihrten Dollfufl-Regimes (vgl. Renner u.a., 2018). Diese
Verdnderungen sollten sich aber v. a. deshalb nicht nachhaltig auf die raumplanerische
Zukunft der Region Wien auswirken, da einerseits die Gesetze des nachfolgenden natio-
nalsozialistischen Regimes zwischen 1938 und 1945 noch gravierendere raumordnerische
Umwalzungen mit sich brachten und andererseits nach 1945 wieder die Bundesverfassung
aus 1929 eingesetzt wurde (vgl. Seliger, 1995: 212). Das NS-Regime gliederte mit dem
Gesetz iiber Gebietsverinderungen im Land Osterreich am 15. Oktober 1938 insgesamt

97 Ortsgemeinden des Umlandes in das Wiener Stadtgebiet ein und vergrofierte somit
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Stadtgebiet in den Grenzen vor dem 15.10.1938 )
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Abbildung 13.: Karte iiber die Entwicklung des Wiener Stadtgebiets von 1937 bis 1954
mit den Grenzen der heutigen politischen Gemeinden. (Eigene Darstel-

lung nach dem Entwurf von Maren Seliger, Kartographie: H.-M. Putz
und M. Swoboda aus Seliger,1995: 233 und Land Niederdsterreich, 2019)

die Stadt von 21 auf 26 Gemeindebezirke, von 278,1 km? auf 1.215,32 km? (siche Abbil-
dung[13) und von 1.874.130 (1934)?auf 1.929.976 Einwohner*innen (1939) (vgl. Seliger,
209; Stadt Wien, 7ff.). Nach der Befreiung Osterreichs von den Nationalso-
zialisten 1945 und dem Wiederinkrafttreten der Osterreichischen Bundesverfassung von

1929 wurden auch die Diskussionen iiber die Bundeslandgrenzen Osterreichs laut. Insbe-

’Die Bevolkerungszahl der Stadt Wien 1934 mit dem Gebietsstand nach dem 15. Oktober 1938 betrug
2.091.541 Einwohner*innen (vgl. Stadt Wien, [1948: 71f.)
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sondere die Grenzen von Burgenland und Wiens wurden zwischen den politischen Partei-
en und den alliierten Besatzungsmaéchten intensiv diskutiert, wie Maren Seliger, 1995/ in
hervorragender Weise in ihrem Beitrag Grofs- oder Klein- Wien? darlegt. Aus Angst, dass
nach Ende des Krieges Ungarn Anspriiche auf das Burgenland anmelden kénnte, wurde
iiberlegt dieses auf die Bundesldnder Steiermark und Niederdsterreich aufzuteilen. Das
hiitte wiederum die Position von Wien und der SPO gestéirkt, die stark fiir eine Beibehal-
tung der vom NS-Regime gezogenen Grenzen Grofl-Wiens eintraten. Nachdem allerdings
das Burgenland letztendlich nicht geteilt wurde und das OVP regierte Niederdsterreich
nicht abermals durch den Verlust groflerer Gemeinden fiskalpolitisch geschwécht werden
wollte, war eine Beibehaltung der Grenzen GroB-Wiens nicht konsensféhig. Der in einer
Vereinbarung zwischen Wien und Niederosterreich vom 16. Oktober 1945 festgehaltene
Kompromiss, der im Gebietsinderungsgesetz (Beschluss 26. Juli 1946, in Kraft erst am
1. September 1954, nach einem Einspruchs des Alliierten Rats) iibernommen wurde,
spiegelte im Wesentlichen die Vorstellungen der OVP und Niederésterreichs wider und
miindete in der Abtretung von 17 Gemeinden an Wien im Vergleich zum Status von
vor 1938 (vgl. ebd.: 216 und 240). Diesen Kompromiss, den die Wiener Seite und die
SPO nicht als solchen verstanden hat, war die OVP v. a. deshalb gewillt einzugehen,
da einerseits die 17 Gemeinden mehrheitlich SPO wihlten und dies den Stimmenab-
stand in Niederdsterreich zu Gunsten der OVP vergréfiert bzw. andererseits wollte man
das wackelige Gefiige der Osterreichischen Ubergangsregierung nicht negativ beeinflus-
sen (vgl. ebd.: 214f. und 221). Der niederésterreichische Finanzreferent Viktor Miillner
bezifferte 1954 den Verlust fiir das Land Niederosterreich durch die Eigenstédndigkeit
der Stadt Wien mit der Summe von 600 Millionen Schilling, was den finanziellen Druck
des Landes verdeutlichte (vgl. Klinger, 1987: 559f). Diese Feinheiten werden v. a. auch
deshalb so ausfiihrlich in dieser Arbeit dargestellt, da sie einerseits iiber die Motivation
und Einstellung von politischen Akteur*innen Auskunft geben und andererseits, auch
die Aussagen der Expert*innen in den Interviews kontextualisieren. Sowohl der Wiener
Planungsdirektor Thomas Madreiter als auch der ehemalige niederdsterreichische Raum-
ordnungsexperte Walter Pozarek stellen fest, dass fiir das Regions-Versténdnis ein Blick

in die Geschichte, besonders der NS-Zeit, notwendig sei:

,Ich mdchte voraus schicken, dass es fiir das Verstindnis wichtig ist, in die
Geschichte zu blicken und sich anzusehen, wie sich das Verhdltnis von Wien
und Niederdsterreich entwickelt hat. Hervorzuheben ist hier die Geschichte
der NS-Zeit mit Grof-Wien und auf welchen Uberlegungen dieses Konstrukt

aufgebaut war. Auferdem auf welchen Grundlagen die Abgrenzungsentschei-
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dung nach der Besatzungszeit erfolgt ist, namlich nicht hin auf den Zustand
vor 1938. (Thomas Madreiter, 15-19)

LyAuferdem ist auch ein Blick in die Geschichte wichtig. Grof$-Wien hat eine
unrihmliche Geschichte und die Gemeinden wollen so etwas nicht nochmal.

Die Angst vor dem Abgeben von Kompetenzen hat auch damit etwas zu tun.“

(Walter Pozarek, 190-192)

Dabei ist interessant zu sehen, dass beide den Verdnderungen zwischen 1938 und 1954
eine groflere Wichtigkeit beimessen, als dem Trennungsgesetz 1921, welches der Literatur
folgend, als einschneidendste Verédnderung im 20. Jahrhundert in Bezug auf die Region
Wien anzusehen ist. Auch fiir den ehemaligen Bezirksvorsteher von Liesing, Manfred
Wurm, waren die Grenzverhandlungen in der Besatzungszeit von 1945 bis 1954 ein nen-
nenswertes Ereignis mit prdgender Wirkung fiir die Region, besonders auch deshalb,
weil sein Bezirk im Zentrum des schwierigen Tauziehens zwischen den Bundesldndern
und politischen Parteien war (vgl. Manfred Wurm, 90-102). Dabei deutete er an,
dass diese Umwiélzungen und Verhandlungen zwischen den Bundesldndern und Parteien

in weiterer Folge nicht zu einem regionalen Identifikationsprozess gefithrt haben.

Ich denke, dass wir schon beobachten kénnen, dass es an einem regiona-
len Verstindnis bzw. Bewusstsein bei den Menschen in Wien und Umgebung
mangelt. Auch das Mapping war jahrelang so, dass Karten von Niederdster-
reich mit einem Loch und Pline von Wien als Inselkarte dargestellt wurden.
Das fiihrt letztendlich auch dazu, dass nur kooperiert wird, wenn es wirklich
notwendig ist.“ (Manfred Wurm, 105-108)

Auch Walter Pozarek erkennt einen Identitdtsbildungsprozess bei den Gemeinden und
Regionen abseits der Bundesldnder und sieht neben raumlich-politischen Zuschreibungen

v. a. auch wirtschaftliche Gegebenheiten als einigendes Merkmal an.

sl .. AJuch die einzelnen Regionen im Wiener Umland haben ihr Selbstbe-
wusstsein entwickelt. Die Unterschiede werden oft nicht aufgrund der rdum-
lichen Lage der Region sichtbar, sondern eher dort, wo die Regionen th-

re Schwerpunkte setzen: Fremdenverkehr, Industrie, Landwirtschaft, etc.!“

(Walter Pozarek, 47-50)

Daran ankniipfend, sind die Uberlegungen von Renate Zuckerstéitter beachtenswert, die

sich den grundsétzlichen Stadt-Land-Disparitdten mit einer sehr langen Tradition auf
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einer personlichen Ebene nédhert. Dabei misst sie dem bereits erwdhnten Trennungs-
gesetz eine wichtige Rolle bei, sieht aber den Grundkonflikt — trotz der mittlerweile
hundertjahrigen Geschichte — als bis heute ungelost an. Interessant ist, dass sich der von
Zuckerstétter erwdhnte Neid von Niederosterreich auf Wien durchaus in den zitierten
Ausfihrungen der politischen Gegebenheiten von beispielsweise Seliger, 1995, Klinger,
1987 und Riepl, |1974) wiederfindet.

» Wenn ich ganz persénlich an meine Geschichte denke: Ich bin ein Kind
von Wien, aber meine Familie kommt aus dem Weinviertel, daher kenne ich
beide Kontexte sehr gut. Das Gefiihl, dass Wien alles bekommt und die an-
deren nur zuliefern dirfen ist meiner Meinung nach Jahrhunderte alt und
spielt noch immer eine Rolle, nicht offen ausgesprochen, sondern tradiert
und unterschwellig. Die Bilder voneinander sind auch gepragt von (Boule-
vard)Medien und Erzihlungen. Auch wenn sich die beiden Bundeslinder seit
der Grindung 1922 vom Roten Wien und christlichsozialen Niederdsterreich
bis heute stark verdndert haben, sind all diese erwdhnten Dinge im Hinter-
grund da und haben Einfluss auf das groffe Ganze. Der Grundkonflikt scheint
mir weiterhin ungelost.“ (Renate Zuckerstétter, 95-103)

Foderalismus in Osterreich

Die Auseinandersetzung mit dem Trennungsgesetz und der Debatte um Grof- oder Klein-
Wien zwischen 1938 und 1954 zeigt auch, dass die Schwierigkeiten in der Zusammenar-
beit ganz grundsitzlich im foderalen System Osterreichs liegen. Die Republik Osterreich
mit seinen Bundesldndern fufit auch heute noch im Wesentlichen auf den durch die kaiser-
liche Landesordnung von 1861 eingefithrten Provinzen, die im politischen Vakuum der
Nachkriegszeit des Ersten Weltkriegs in der Konstitution der Republik Osterreich als
Nachfolgestaat der dezentral-einheitsstaatlich organisierten Habsburgermonarchie her-
angezogen wurde. Im Mai 1919 entwarf die CSP einen Bundesentwurf gegen die Idee
eines von der SDAP in Wien vertretenen Zentralstaates. Nach umfangreichen Verhand-
lungen wurde ein bundesstaatlicher Kompromiss erzielt, der die Kronlander des Habs-
burgerreiches als Bundesldnder neu erfand. Die Bundesverfassung (B-VG), die am 1.
Oktober 1920 beschlossen wurde, sah eine parlamentarische Nationalversammlung, den
Nationalrat und eine schwéichere Versammlung von Landervertrater*innen, den Bundes-
rat, vor (vgl.Erk, 2004: 4f.). Genau dieser Kompromiss macht die Einzigartigkeit des
Osterreichischen Foderalismus aus, indem zwar auf der einen Seite mit dem B-VG ein

echtes foderatives System geschaffen wurde, aber auf der anderen Seite die Ausgestal-
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tung sehr starke zentralstaatliche Ziige aufweist (vgl. Obinger, 2002: 239). Beispielhaft
zu nennen ist hier die Kompetenzverteilung von Bund und Léndern, die sich deutlich
an der Verfassung von 1867 orientiert und dadurch dem Bund ein starkes Kompetenz-
Portfolio tibertriagt. Des Weiteren sind die unitarisch konzipierte Abgabenordnung und
der Finanzausgleich sowie die Gerichtsbarkeit zu nennen, welche — fiir foderale Staaten
uniiblich — ausschliellich Bundessache ist. Bereits die ersten Jahre der Ersten Republik
zeigten, dass in Osterreich die parteienstaatliche iiber die bundesstaatliche Policy Arena
dominiert hat. Dies kann besonders auch daran erkannt werden, dass es durch die beiden
ersten wichtigen Novellen des B-VGs, 1925 und 1929 ohne groie Widersténde der mehr-
heitlich CSP-regierten Lénder, zu einer weiteren Zentralisierung kam (vgl. ebd.: 240).
In diesen Kontext sind auch die Beobachtungen von Ilse Wollansky zu stellen, wenn sie

von ,Alle gegen Wien* spricht.

»[- .. Ilch glaube da geht es stark um die Thematik ,Alle gegen Wien‘. Also
nach dem Motto: , Wir lassen uns vom Bund in den Ldindern niz anschaffen,
weil da sind wir die Kaiser.® ...und die EU gibt es auch noch. Ich denke da
steht Wien oftmals stellvertretend fiir die Bundespolitik, denn wenn wir uns

iber die Zeit die Mehrheitsverhdltnisse ansehen, dann waren es tendenziell
die schwarzen Léinder und der rote Bund.“ (Ilse Wollansky, 121-125)

Am FEnde des Zweiten Weltkriegs wurden die Osterreichischen Bundesldnder innerhalb
ihrer Grenzen von vor 1938 nachgebildet. Unter der Fithrung von Staatskanzler Karl Ren-
ner (SPO) wurde am 27. April 1945 eine Koalition zwischen SPO, OVP und KPO und
somit eine provisorische Staatsregierung gebildet, welche die dsterreichische Verfassung
von 1920 mit den umfangreichen Anderungen von 1925 und 1929 wiedereingefiihrt hat.
Entscheidend und prégend bis heute ist das ab 1947 gehandhabte Proportionalitdtssys-
tem (Proporz). Dieses hatte zur Folge, dass die rot-schwarze Teilung zur bestimmenden
politischen Spaltung wurde. Die Offentlichkeit, alle Biirokratien und Kérperschaften des
Offentlichen Rechts, von ihren Verwaltungsriten, bis hin zur Basis, wurden zwischen
den beiden Lagern aufgeteilt (vgl.Erk, 2004: 6f.). Bis auf zwei B-VG-Novellen 1974 und
1984, wo es zu einer Starkung der Lander kam, konnten bis heute nur sehr wenig weitere
Reformvorhaben des Osterreichischen foderativen Systems bzw. des BV-Gs umgesetzt
werden (vgl. Obinger, 2002: 240).

Hervorzuheben sind hier im Besonderen die gescheiterten Bemiihungen der Bundesstaats-
reform von 1994 und des Osterreich-Konvents, welcher zwischen dem 30. Juni 2003 und
dem 31. Janner 2005 iiber Vorschldge fiir eine grundlegende Staats- und Verfassungs-
reform beraten hat (vgl. Osterreichisches Parlament, 2008; Konrath, 2005: 351). Auch
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Renate Zuckerstitter nahm in ihrem Interview Stellung zum Osterreich-Konvent und
leitete von seinem Scheitern ab, dass eine Verdnderung des Status Quo abseits von Kri-
senzeiten eher nicht méglich ist — eine Ansicht die auch der Verfassungsjurist und Justiz-
minister a.D. Clemens Jabloner in einem TV-Interview zu 100 Jahre Bundesverfassung
geteilt hat (vgl. Jabloner, 2020).

wIch glaube, dass die Gemeindeautonomie etwas Heiliges und in der Ge-
schichte bzw. im Denken stark Verankertes ist und niemand von sich aus dar-
an etwas verdndern wirde. Wir hatten ja einen Verfassungskonvent, wo letzt-
endlich auch nichts herausgekommen ist. Ich glaube evolutiondr wird sich die-
se Situation nicht grundlegend dndern.“ (Renate Zuckerstatter, 199-
202)

Letztendlich bleibt, dass vielen rechtlichen Problemen, die dem Féderalismus in Os-
terreich zugeordnet werden, besonders die als veraltet geltende Kompetenzverteilung
zwischen Bund und Léndern zugrunde liegt (vgl. Konrath, 2005: 352; Jabloner, 2020).
Thomas Madreiter, Ilse Wollansky und Renate Zuckerstétter (vgl. 188-191) sehen

darin besonders auch deshalb ein Problem, weil es zu einer starken Kleinteiligkeit fiihrt.

»Eines muss man zu der Thematik noch ergdnzen und das sieht man beson-
ders beim OPNV: Osterreich ist in etwa so groff wie Bayern, hat aber den-
noch neun Bundeslinder und damit neun unterschiedliche Bestellregime — Es
herrscht eine starke Kleinteiligkeit, die bei aller Wertschdatzung des Fédera-
lismus, nicht immer nur Vorteile bringt.“ (Thomas Madreiter, 70-73)

, Oder man schafft die Bundesldnder ab, was ja auch kein Schaden wdre mei-
ner Meinung nach bei einem 8 Millionen-FEinwohner-Land. Niederdsterreich
nimmt sich ja gerne Bayern als Vorbild her, das 8 Millionen Einwohner hat.
Das auf 1,5 Millionen Niederdsterreicher herunter zu brechen ist kiihn meiner
Meinung nach, aber in der Politik geht das.“ (Ilse Wollansky, 112-115)

All diese Problemlagen verdeutlichen auch die spezielle Handhabung des foderativen
Systems in Osterreich. Politische Parteien, Gewerkschaften, Interessengruppen und Be-
rufsverbénde beziehen sich in ihren (politischen) Programmen héufig auf die Zusam-
menarbeit zwischen Bund, Landern und Gemeinden als die drei Regierungsebenen. In
foderalen Gesellschaften wie Kanada, Belgien oder der Schweiz wére es problematisch,
die Gemeinden in eine foderale Ordnung miteinzubeziehen, da dort der Féderalismus

untrennbar mit dem Begriff der Selbstverwaltung in Teileinheiten verbunden ist, und
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die Kommunen daher der Gerichtsbarkeit von Provinzen unterliegen. Der Foderalismus
in Osterreich scheint im Gegensatz zur Vorstellung der Selbstverwaltung von Einhei-
ten in Verbédnden mit foderalen Gesellschaften als ein Top-down-System der 6ffentlichen
Verwaltung auf mehreren Ebenen und als kollektives Handeln der Akteur*innen inner-
halb dieses Systems interpretiert zu werden. Der in der zeitgendssischen Osterreichischen
Politik verwendete Foderalismus-Begriff beschreibt daher eher eine administrative De-
zentralisierung als eine Vereinigung von Selbstverwaltungseinheiten (vgl.Erk, 2004: 10).
Grundsitzlich wurde und wird die Landespolitik in der Offentlichkeit kaum wahrgenom-
men. Landespolitiker*innen sind in der Regel weniger bekannt als nationale. Die Medien
konzentrieren sich selten auf politische Debatten der Linder und Landtagswahlen gelten
in vielen Féllen als Testwahlen fiir die Bundespolitik. Aufgrund der einheitlichen Sozial-
struktur werden alle regionalen Fragestellungen bundesweit interpretiert. Auch politische
Parteien, Gewerkschaften, Interessengruppen und Berufsverbédnde sind in der Regel nach
nationalen Gesichtspunkten organisiert. Des Weiteren tendiert der fiir die Regelung von
Zustandigkeitsfragen zwischen Bund und Landern beauftragte Verfassungsgerichtshof zu
einer zentralistischen Lesart des foderalen Systems (vgliebd.: 7). Die Kompetenzen der
Lénder liegen thematisch v. a. in der Raumordnung sowie mit Abschligen bei Bildung,
Soziales und Gesundheit bzw. im Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung bei der
Vollziehung von Bundesgesetzen (vgl. Obinger, 2002: 242f.; Bufljager, 2003: 80). Thnen
kommt faktisch auch deshalb Bedeutung zu, da die Landesorganisationen der politi-
schen Parteien in Bezug auf ihre Bundesorganisationen stark und wirkméchtig sind (vgl.
Ennser-Jedenastik, 2016).

Im nun folgenden Kapitel folgt eine detailreiche Auseinandersetzung mit den ge-
setzlichen Rahmenbedingungen, die vielfach in diesen verfassungsrechtlichen Grundlagen

ihre Wurzeln haben.

4.1.2. Gesetzliche Rahmenbedingungen

Das Recht ist — wie schon in Kapitel zur Geschichte eingangs genannt — eine klas-
sisch erforschte Rahmenbedingung des politischen Handelns bzw. von politischer Steue-
rung. In diesem Zusammenhang werden aber klarerweise nicht alle rechtlichen Grenz-
pfeiler der politischen Akteur*innen erortert, sondern gezielt jene aufgegriffen, die von
den Expert*innen in den Fokus geriickt wurden. Dabei lasst sich beobachten, dass es im
Allgemeinen um Herausforderungen geht, die in Verbindung mit der féderalen Staatss-
truktur Osterreichs stehen, wie auch schon die Ausfithrungen zum Trennungsgesetz 1921
und die Dynamiken nach Ende des NS-Regimes nahelegen. Das vorangestellte Kapi-
tel zum Féderalismus in Osterreich versteht sich bereits als Hinfithrung zu den nun
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folgenden Auswertungen.

Nicht ohne Grund werden die Legalitdt und Legitimation in Bezug auf Rationalitiaten
von Verwaltung (und Politik) als kritische Erfolgsfaktoren genannt (siehe Tabelle (3| in
Kapitel [2.3.3). Das Gesetz schafft den Rahmen und legt das Maf§ an Verbindlichkeit
von Handlungen politischer und administrativer Akteur*innen fest. Mit einem intensi-
ven Blick auf die Ausfithrungen im Theorie-Teil dieser Arbeit ldsst sich erkennen, dass
ein schwacher bzw. wenig ausgepragter gesetzlicher Rahmen kaum Moglichkeiten fiir
Kooperation bietet bzw. diese sehr erschwert werden. Der Raumplanung fehlen Steue-
rungsressourcen auf Grund ihrer Limitierung bei politischer Macht, Recht und Hierarchie
(vgl. Kapitel [2.3.4). Eine dieser schiefen Machtebenen beschreibt SUM-Managerin Re-
nate Zuckerstitter aus ihrer téglichen Arbeit in der Stadt-Umland-Kooperation, wenn
es um verfassungsrechtlich gesicherte Macht, Hierarchie und Kompetenzen in der Raum-

ordnung geht.

»Der Biirgermeister [einer] 98 Einwohner*innen-Gemeinde ist aber genauso
Baubehdrde erster Instanz, fir die értliche Raumordnung zustindig und soll
im Prinzip die gleiche Art von Entscheidungen treffen wie der Wiener Ge-
meinderat, der einen ganzen Magistrat zur Entscheidungsvorbereitung hinter
sich hat. Das sind schon sehr unterschiedliche Kontexte und eine der Auf-
gaben von Andreas Hacker und mir ist es fiir ein bisschen Augenhdhe zu
sorgen.“ (Renate Zuckerstétter, 62-67)

Diese Wahrnehmung unterstreicht einerseits die Ansicht der niederésterreichischen Biir-
germeisterin der Wiener Umlandgemeinde Grof-Enzersdorf Monika Obereigner-Sivec,
wenn sie kurz und pragnant festhélt: , Mit der Stadt Wien habe ich keine Augenhéhe.”
(Monika Obereigner-Sivec, 63) und andererseits die Meinung der niederosterrei-
chische Raumordnungsexpertin, Ilse Wollansky, die nicht nur iiber die mangelnde Au-
genhohe zwischen Biirgermeister*in von Wien, der gleichzeitig Landeshauptmann*frau
ist (vgl. auch Rudolf Schicker, 74-77), zu Umlandgemeinde anspricht, sondern

auch zwischen Blirgermeister*in und Wiener Bezirksvorsteher*in:

»Klar, zwischen Wien und den Gemeinden gibt es immer eine schiefe Ebe-
ne, weil die Ansprechpartner*innen der Biirgermeister*innen in der Stadt
Wien immer Beamt*innen, in seltenen Fallen Bezirksvorsteher*innen, sind.
Aber selbst Letztere sind — auch wenn sie 300.000 Einwohner*innen haben
— verfassungsrechtlich, planerisch aber auch budgetdr weniger mdchitig, als

beispielsweise der Biirgermeister von Grofhofen mit 98 Einwohner*innen.“

(Ilse Wollansky, 51-56)
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Auch Manfred Wurm hat diese mangelnde Augenhdhe erfahren und grenzt die Proble-
matik auf seine mangelnden Kompetenzen als Bezirksvorsteher von Liesing ein, die eine

Zusammenarbeit mit den Umlandgemeinden verkompliziert.

,Den Biirgermeister*innen muss ich zu Gute halten, dass sie fiir Kooperatio-
nen total offen waren und die Zusammenarbeit hat sowohl auf persénlicher,
als auch auf sachlicher Ebene hervorragend funktioniert. Was Sie richtig an-
sprechen ist, dass die Bezirksvorsteher*innen kaum Kompetenzen haben und
fiir jede Entscheidung den Magistrat brauchen. In grenziiberschreitenden Fra-
gen wurde der Magistrat aber nur auf Weisung von Stadtratsebene aktiv, wo

dann natirlich das erwdhnte politische Spiel wieder begonnen hat.“ (Manfred

Wurm, 123-129)

Besonders interessant sind in diesem Zusammenhang die Ausfithrungen des Wiener Pla-
nungsdirektors Thomas Madreiter, der zwar nicht ganz auf Strukturen und Governance-
Formen verzichten kann und will, aber vergleichsweise wenig von weiteren formellen
Ausdifferenzierungen hélt und den Umgang sowie Ausgleich fehlender Augenhohe als

eine Frage des Mindsets betrachtet.

, Ganz simpel und da werde ich jetzt sehr Hands-on: Personlicher Respekt! In
meinen 15 Jahren, in denen ich hier in Leitungsverantwortung bin, habe ich
— hoffentlich - keinen einzigen Termin mit Biirgermeistern von Umlandge-
meinden ausfallen lassen. Ich nehme alle Anliegen ernst und kimmere mich
darum, auch wenn sie manchmal gar nicht in meinen engeren Einflussbereich
fallen. Das ist eine Frage von Respekt und Wertschdtzung. [...] Klar, kann
ich nicht im Umkehrschluss auf alle Strukturen und jede Governance verzich-
ten, weil ich es im Gefiihl habe, aber nach meiner Erfahrung der letzten Jahre,
kann im Raum Wien mit dieser Organisationslandschaft und den Verantwort-
lichen damit sehr gutes Auslangen gefunden werden. Wir sind gefordert das
Vorhandene mit Leben zu erfiillen und dort wo es Verbesserungsbedarf gibt,

den Werkzeugkasten auch zu erweitern.“ (Thomas Madreiter, 77-19)

Aus seinen Ausfithrungen kann man auch eine gewisse Resignation bzw. Verinnerlichung
des Status Quo herauslesen, v. a. wenn er die Organisationslandschaft und ihre Verant-
wortlichen erwdhnt. Rudolf Schicker, der im Sinne der Erkenntnisse von Kapitel als
ehemaliger Wiener Planungsstadtrat eine durchaus vergleichbare Akteur*innen-Rolle wie
Thomas Madreiter eingenommen hatte (vgl. Kapitel, schlégt in seiner Stellungnah-

me zur mangelnden Augenhdhe in eine dhnliche Kerbe, wenn er einerseits Anwesenheit
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als ein notwendiges politisches Commitment erwéhnt und andererseits vergleichsweise
knapp auf die Frage nach seinen Moglichkeiten, als Stadtrat dieses Problem anzugehen,

antwortet.

SIm SUM war es da wichtig, dass beispielsweise die beiden zustindigen Lan-
desrdte anwesend waren. Es braucht da denke ich auch das Verstindnis der
kleinen Umlandgemeinden, dass der Wiener Birgermeister nicht aus Igno-
ranz schwer greifbar ist, sondern das passiert auch deshalb, weil er ja auch
noch zusdtzlich Landeshauptmann ist.“ (Rudolf Schicker, 74-T77)

Weiters kénnten sowohl ideologische als auch rein pragmatische Griinde ein Ausléser fiir
diese AuBerungen sein. Erstere werden im folgenden Kapitel vertiefend thematisch
behandelt, wenn es darum geht, die Prioritidten von politischen Akteur*innen zu erliu-
tern, und zweitere sind durchaus nachvollziehbar, besonders auch im Kontext von Josef
Tauchers Ausfithrungen zu nétigen Schritten, um ein Mehr an Verbindlichkeit herstellen

zu konnen.

LIch denke, dass es auf Bundesebene eine Verfassungsianderung geben miisste,
doch fiir die Bundesebene und die Parlamentarier sind solche Fragen kaum
etn Thema, da sie auf einer anderen Flughdhe sind. Die Probleme haben die
Kommunen und zwar alle, v. a. die Landeshauptstdadte. Das Speckgiirtelphd-
nomen ist keines alleine von Wien. Uberall konkurrieren Kommunen mitein-
ander um Betriebsansiedelungen. [...] Mein Gefiihl und Hypothese ist, dass
die Parlamentarier fiir diese Herausforderungen nicht die geeignete Flughohe

haben und das daher dort kein Thema ist und wir Kommunalpolitiker*innen

konnen das Problem nicht dndern.“ (Josef Taucher, 100-112)

Raumordnerische Initiativen von der Bundesebene werden von mehreren Interview-Part-
ner*innen gewiinscht, so nennen beispielsweise Thomas Madreiter (vgl. 51-56),
Monika Obereigner-Sivec (vgl. 205-208) oder Manfred Wurm (vgl. 209
212) die aktuelle Initiative des 1-2-3-Tickets der Verkehrsministerin Leonore Gewessler
fiir ein flichendeckendes Ticketsystem im OPNV als einen begriifenswerten Ansatz der
Bundesebene, um bundesldnderiibergreifend etwas voran zu bringen (vgl. Gaul, 2020).
Renate Zuckerstatter und Thomas Madreiter heben die Rolle des Bundes in der Schweizer
Agglomerationspolitik als vorbildhaft und nachahmenswert hervor (siehe Abbildung.
Die Gemeinsamkeit mit der Schweiz, die dieses Konzept beachtenswert macht, besteht in
einer dhnlich foderal ausgeprigten Kompetenzaufteilung, die so wie in Osterreich grund-

sétzlich zu einem Nebeneinander in der Raumplanung einlddt. Ziel der Agglomerations-
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politik ist es, mit konkreten Férdermafinahmen des Bundes Stadtregionen gemeinschaft-
lich zu planen und fiir eine vertikale (Kompetenzebenen Bund, Land und Gemeinden)
und horizontale (Amter mit Raumentwicklungs- und Wirtschaftskompetenzen) Vernet-
zung der Stakeholder zu sorgen (vgl. Rumley, 2003: 2f.). Renate Zuckerstatter spricht
in ihrem Interview die Tatsache und Schwierigkeit an, dass es in Osterreich im Gegen-
satz zur Schweiz keine Raumordnungskompetenz des Bundes, sondern neun unterschied-
liche landesgesetzliche Regelungen gibt (vgl. Kanonier und Schindelegger, 2018: 63f.;
Schindegger, 1999: 74ff.). Thomas Madreiter denkt vom gleichen Ausgangspunkt weiter
und setzt bei moglichen Reformiiberlegungen, die von der Bundesebene initiiert wer-
den koénnten, beim Finanzausgleichsgesetz an, mit dem Ziel, Kooperationsanreize durch

kompetitiv gestaltete Finanzmittelvergaben zu setzen.

»Meiner Erfahrung nach ist es in anderen Staaten oft die Bundesebene, die
eine Kooperation befordert oder will, wie beispielsweise in der Schweizer Ag-
glomerationspolitik, wo ein Bundesraumordnungsgesetz den Rahmen und Zie-
le vorgibt und Geld ausschiittet, wenn ein mdoglichst gutes Agglomerations-
konzept vorgelegt wird. Die Bundesebene gibt es aber in Osterreich in der

Raumordnung nicht, die ist laut Verfassung Gemeindesache mit dem Land

als Aufsichtsbehirde.“ (Renate Zuckerstétter, 70-75)

»[- .. Dfas halte ich fir sehr viel sinnvoller als den Ruf nach einer weiteren
verbindlichen regionalen Planungsebene: Man kénnte nach Schweizerischem
Vorbild wesentliche Finanzausgleichsibertragungen auf die anderen Ebenen
an reale Kooperationserfolge kniipfen. In diesem Zusammenhang wdre es sehr
sinnvoll nachzudenken, wie wir zu einem aufgabenorientierteren Finanzaus-
gleich kommen. Denn die Herausforderungen enden nicht bei der Raumord-
nung, sondern gehen iber beispielsweise zu den Themen Gesundheit oder Bil-
dung. Hier wdre es gut, wenn von Bundesebene aus sinnvolle Kooperations-
anreize gesetzt und Mittelvergaben kompetitiv gestaltet werden. Letztendlich,
dass jene belohnt werden, die kooperativ handeln und gemeinsam agieren, von
der Betriebsfldchenausweisung tiber gemeinsame Infrastrukturen wie Hallen-
bad oder Sportplatz, bis zur Biindelung von Know-how in der Verwaltung und

Planung, wdre hier vieles denkbar, das dadurch angestofsen werden kénnte.”

(Thomas Madreiter, 59-69)

Auch Manfred Wurm und Ilse Wollansky verorten beim Finanzausgleichsgesetz grofien
Reformbedarf, da die aktuelle Praxis tendenziell kein Kooperations-, sondern ein Kon-

kurrenzverhalten bei den Gemeinden beférdert, wie Wurm detailliert ausfiihrt.

57



4. Ergebnisse der empirischen Forschung

»[- - . Unser Osterreichischer Finanzausgleich [ist] so intelligent [...], dass
man pro Kopf Geld bekommt und das noch dazu in Springen. Bei 2.000
Einwohner*innen ist beispielsweise ein so ein Sprung, das heifit, dass es fi-
nanziell einen groffen Unterschied macht, ob man 1.900 oder 2.001 Einwoh-
ner*innen hat. Das bedeutet, dass jede*r Biirgermeister*in daran interessiert

ist mehr Kopfe zu haben, damit die Infrastruktur finanzierbar ist.“ (Manfred

Wurm, 160-164)

Ilse Wollansky kann sich eine tiefgreifende Reform des Finanzausgleichsgesetzes nicht
gegen den Willen der Lander vorstellen (vgl. 145-146) und sieht vor allem die
moglichen politischen Kosten als einen wichtigen Grund fiir Widerstand der Bundeslan-

der bei angedachten Reformvorhaben.

,» Wenn ich den Schliissel fir den Finanzausgleich dndere, dann muss ich
auch die Kriterien dndern und wenn der Bevdlkerungsschliissel beispielsweise
nicht mehr zdhlt, dann gibt es zwangsweise Verlierer und Gewinner. Meine
Erfahrung war aber, wenn immer wir versucht haben irgendwelche Férde-
rungen an die Realitdten anzupassen, dann war die politische Aussage: ,Es
darf niemandem etwas weggenommen werden‘. Da beif$t sich die Katze in
den Schwanz, denn wenn ich etwas wirklich neu denken mdchte, dann gibt es

welche die weniger und andere die mehr bekommen werden.“ (Ilse Wollansky,

149-155)

Abschlieflend bleibt festzuhalten, dass in diesem Kapitel eine Auswertung der von den
Expert*innen angesprochenen geschichtlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen (mit
verschwimmenden Grenzen) getdtigt und diese in den Kontext der theoretischen Grund-
lagen und zusétzlicher einschliagiger Fachliteratur gesetzt wurde. Das folgende Kapitel[4.2]
baut auf diesen Erkenntnissen auf und versucht, der Prioritdtensetzung politischer Ak-

teur*innen auf den Grund zu gehen.

4.2. Prioritatensetzung — ,Nur keine Brosel!*

In der Region Wien und ihrer Stadt-Umland-Kooperationen kommt den politischen Ak-
teur*innen eine wichtige Rolle zu, da sie mit ihren Handlungen in diesem informell ge-
pragten Setting die theoretische Moglichkeiten haben, diese durch ihr Engagement stark
zu beeinflussen. Im Zentrum steht also die Frage nach dem Versténdnis, dem Interesse,

den Einstellungen und Strategien von politischen Akteur*innen in Bezug auf die Region
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WIENER : ZEITUNG B

Vosendorf: Mangel beim Hochhaus?

= Behorde kritisiert geplanten Biiroturm.

= Modling. Der umstrittene "Sud-Tower" in Vosendorf bei Wien steht unter keinem guten Stern. Nach der Kritik von
Wiens Planungsstadtrat Rudolf Schicker beanstandet nun auch die Bezirkshauptmannschaft (BH) Madling die
Bauplane fiir das 160-Meter-Hochhaus.

Abbildung 14.: , Die Politik hasst nichts mehr als Medienberichte, die sie nicht selbst lan-
ctert hat!“ Beispiel eines in den Medien heif3 diskutierten interkommuna-
len Konflikts am Beginn des Wirkens des Stadt-Umland-Managements:
Der Sid-Tower in Vosendorf. (Bearbeiteter Screenshot aus Wiener Zei-
tung, 2020, Zitat: Renate Zuckerstitter, 39-40)

Wien und deren Stellenwert sowie Dynamiken und Strategien in der (raumordnerischen)

Policy Arena, wie sie im Theorie-Teil ausgearbeitet wurden.

4.2.1. Strategien von politischen Akteur*innen

Strategische Uberlegungen von politischen Akteur*innen gibt es viele: Jene, um die ei-
gene Machtposition in der Policy Arena zu stirken, jene, um wiedergewahlt zu werden
oder auch jene, um die eigenen ideologischen Vorhaben umzusetzen. Renate Zucker-
statter kniipft bei ihrer Beschreibung der Rolle und Strategie von Politiker*innen am

politikwissenschaftlichen vote-seeking-Ansatz an.

,Politiker *innen reprisentieren Parteien und miissen eine Vielzahl von In-
teressen vertreten, sind also eher wie ein Softball, der in der Mitte ist und
von allen Seiten Druck und Bewegung bekommt. Die Wihrung ist hier die
Macht. Sie brauchen die Macht, um etwas tun zu kénnen, miissen aber das
tun, was Macht bringt und erhdlt, wm weiterhin aktiv bleiben zu konnen. In
diesem Kreislauf bleibt dann oft liegen, was gesamtgesellschaftlich und fach-
lich verniinftig und notwendig wdre.“ (Renate Zuckerstétter, 144-151)

Auch Ilse Wollanskys erfahrungsgestiitzte und pointierte Zuschreibung der Einstellung
politischer Akteur*innen geht in diese Richtung, wobei klar heraus kommt, dass eventuell

auftretende Probleme bzw. politische Kosten (Brdsel) besonders zu vermeiden sind.
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»Die Einstellung der Politik dazu war:, Wasch mir den Pelz, aber mach mich

nicht nass!‘ und wichtig war die Devise ,Nur keine Brosel!*“ (Ilse Wollansky,
127-129)

Diese Gegebenheit zeigt sich auch in Renate Zuckerstatters Beschreibung iiber die Griin-
dung des Stadt-Umland-Managements (SUM), die ndmlich einerseits durchaus aus fach-
lichen Uberlegungen heraus bzw. aus dem Zeitgeist heraus passierte, aber andererseits

erst durch das Auftreten konkreter Probleme fiir die Politik umgesetzt wurde (siehe

Abbildung .

,Dass zu diesem Zeitpunkt Bewegung in die Stadt-Umland-Kooperation ge-
kommen ist, ist kein Zufall, denn bis zum Fall des Eisernen Vorhangs bzw.
zum EU-Beitritt Mitte der 1990er Jahre war Wien eine stagnierende Stadt
und erst um die Jahrtausendwende kam hier mit Biirogroffiimmobilien, Infra-
struktur und starkem Zuzug Bewegung in die Region Wien. [... D]er Grund,
warum das SUM in dieser Form gegrindet wurde, war Konfliktmanagement.
Denn zu dieser Zeit sind Probleme gerne auch gleich in den Medien thema-
tisiert worden und die Politik hasst nichts mehr als Medienberichte, die sie
nicht selbst lanciert hat.“ (Renate Zuckerstétter, 24-28 und 38-40)

Auch die Schilderungen von Manfred Wurm zu seiner Wahrnehmung bei der Arbeit im
SUM passen in dieses Bild. Sie zeigen, dass es den handelnden politischen Akteur*innen
auf der Landesebene, die das SUM ins Leben gerufen haben, nicht nur um fachpolitische,

sondern auch um polit-strategische Griinde ging.

»Ganz generell hatte ich manchmal das Gefiihl, dass man das SUM eher
als eine Spielwiese fiir Bezirksvorsteher auf Wiener Seite und Biirgermeister
von Umlandgemeinden auf niederdsterreichischer Seite gesehen hat, um sich
gegenseitig den Frust abzubauen, nach dem Motto: ,Die sollen sich dort was
tiberlegen, die sollen was zum Tun haben und was dann konkret umgesetzt
wird, entscheiden dann sowieso wir!‘ Diese Erfahrungen haben sich zu der
an sich guten Kooperation hinzugemischt [...].“ (Manfred Wurm, 41—
46)

Dieses Zitat zeigt auch, dass es die Strategie der politischen Akteur*innen auf Lan-
desebene war, mit der Schaffung des SUMs und seiner Manager*innen so etwas wie
Verbindlichkeit in der Zusammenarbeit von Gemeinden bzw. Wiener Bezirken herzu-
stellen, um grobe Probleme zu vermeiden (die sofort in den Medien landen). Allerdings

war man gleichzeitig nicht daran interessiert, dieses Instrument mit einem adiquaten
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Budget auszustatten, damit (kleinere) interkommunale Kooperationsvorhaben von der
Basis eigenstandig umgesetzt werden kénnen.

Da die Gemeinden besonders in der Raumordnung als Baubehorde erster Instanz ver-
gleichsweise méchtig sind (siehe Zitat von Renate Zuckerstéitter, 6267 in Kapi-
tel , sind auch die Lander und ihre politischen Akteur*innen auf ihre Kooperation
angewiesen, beispielsweise wenn es darum geht, eine regionale, pro-aktive Wohnbaupo-
litik zu betreiben. Diesen Umstand beschreiben Ilse Wollansky 205-214) und

Walter Pozarek in sehr dhnlicher Weise.

LIn den 1980er Jahren gab es Uberleqgungen einen Wohnbaufonds gemeinsam
mit Wien zu grinden. Prinzipiell hat die Idee Anklang gefunden, nur gab
es dann die Angst vor der Zuweisungspolitik, wie man es damals nannte.
In den niederdsterreichischen Gemeinden herrschte die Angst vor dem Zu-
zug von bildungsfernen Schichten und in Wien fiirchtete man den Abzug der
zahlungskriftigeren Bevélkerung. Der schwarze Biirgermeister will natirlich
wieder gewdhlt werden, hat aber Angst davor, dass in seine geplanten neuen
Genossenschaftswohnungen viele Menschen mit anderen Wahlabsichten kom-
men. Diese und dhnliche Gedankengdnge stecken hinter den Entscheidungen,
welche die Raumordnung betreffen.“ (Walter Pozarek, 156-163)

Letztendlich bleibt natiirlich die Frage, wie effektiv eine Politik des Verhinderns von
Veranderungen langfristig sein kann, wenn gleichzeitig Dynamiken wirken, die nicht im
unmittelbaren Einflussbereich der politischen Akteur*innen liegen. Jedenfalls kurzfristig
kann es die eigene Macht und Position der handelnden politischen Akteur*innen sichern.
Josef Taucher beschreibt diese Spannungen gut mit seiner Erzéhlung von einem Gespréch
mit einem Biirgermeister einer Umlandgemeinde und kniipft gleichzeitig auch an die

eingangs zitierte Beschreibung des Kreislaufs der Macht von Renate Zuckerstétter an.

»Da habe ich beispielsweise einmal linger mit einem Bilirgermeister geredet,
der mir erzdhlt hat, dass er einerseits Druck von seinen Bauern, die im Ge-
meinderat sitzen, bekommt, dass ihre Felder zu Bauland umgewidmet werden
und andererseits von den oft neu zugezogenen Menschen aus der Stadt, die
sich eine bessere Infrastruktur, sanfte Mobilitdt, offentlichen Verkehr und
einen neuen Kindergarten winschen. Auch fir die Gemeinden dndern sich
die Mehrheitsverhdltnisse und Rahmenbedingungen mit dem Bevélkerungs-
druck durch den Zuzug.“ (Josef Taucher, 161-167)

In strategischer Hinsicht ist es fiir politische Akteur*innen auch interessant, eigene In-

itiativen zu setzen, um Aufmerksamkeit fiir das eigene Handeln bzw. die eigene Person
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zu gewinnen, beispielsweise um etwas Neues zu versuchen und die eigenen Netzwerke zu
nutzen. Diese Konstellationen kénnen auch zu den bekannten Policy Windows fiihren,
also jenen Situations- und Akteur*innenkonstellationen, die zu einer bestimmten Zeit,

einen bestimmten Policy-Output kreieren, so wie hier von Rudolf Schicker erwéhnt.

»Maria Hampel-Fuchs, die Landtagsprasidentin in Wien, war damals von
der OVP und sie wollte zeigen, dass sie etwas machen kann und hat 1998
Landtage-Arbeitsgruppen zwischen Wien und Niederésterreich eingerichtet.
Thematisch war sie nicht vom Fach, aber sie wusste, dass die Konstella-
tion von einer schwarzen Landtagsprdsidentin in Wien und einem schwar-

zer Landtagsprasidenten in Niederdsterreich Moglichkeiten ercffnet.“ (Rudolf

Schicker, 19-24)

4.2.2. Policy-Windows

Das Phanomen der Policy- Windows, das im Kapitel als Teil des Parteidifferenzan-
satzes von Edward R. Tufte, 1978 oder im Kapitel als Teil des Multiple Stre-
ams Ansatzes von John W. Kingdon, 1984 behandelt wurde, wird in den Expert*innen-
Interviews als gdngiges Modell in der Polit-Praxis angesprochen. Besonders Rudolf Schi-
cker, der als ehemaliger Planungsstadtrat Wiens einen guten Einblick in dieses System

hat, berichtet an mehreren Stellen des Interviews von diesen Realitdten.

,, Grundsdtzlich ist wichtig zu verstehen, dass — wenn Projekte auf politischer
Ebene realisiert werden wollen — am Beginn eine vorbereitende Analyse und
Prognose der Entwicklungschancen stehen muss. Die Ideen muss man dann
auf Halde haben und dann, wenn sich ein Fenster éffnet, weil Politiker *innen

da sind, die vernetzt sind und tiber den Tellerrand blicken, rasch umgesetzt

werden konnen.“ (Rudolf Schicker, 86-90)

Von dieser Praxis des Vorarbeitens auf den Moment, an dem sich ein solches Policy-
Window 6ffnet, berichtet auch Ilse Wollansky, die als niederosterreichische Spitzenbe-
amtin in der Raumordnung dhnliche Erfahrungen gesammelt hat. Dies bedeutet auch,
dass die politischen und die administrativen Akteur*innen Strategien und ein Gespiir
dafiir entwickeln miissen, wann welche Ideen und Konzepte, die auf Halde sind, hervor-

geholt werden kénnen, da eine Umsetzung erfolgversprechend scheint.

,Ja, mit diesem Prinzip leben Beamt*innen. Das heifit wir tiberlegen uns auf
der Fachebene, was wir fir die Zukunft fir sinnvoll erachten und wenn die

politische Konstellation so ist, dass uns jemand zuhort, dann bringen wir
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das vor. Aber wenn man genau weif, dass das Interesse gegen Null tendiert,
dann hat es auch keinen Sinn, weil es verlorene Liebesmiih ist und der Auf-
wand wirklich nicht lohnt. Das kann ich rickblickend sagen, weil wenn mir
jemand nicht zuhort und bei den Besprechungen stindig telefoniert und aus

dem Raum geht, dann weif$ ich, dass das Interesse vielleicht nicht ganz so
grof3 ist.“ (Ilse Wollansky, 64-70)
Renate Zuckerstéatter, die als SUM-Nord-Managerin eine Art Lobbyistin fiir Stadt-Umland-

Kooperationen in der Region Wien ist, verwendet auch den Begriff des passenden Zeit-
fensters und weist so wie auch Schicker und Wollansky auf die Wichtigkeit des be-
standigen fachlichen bzw. fach-politischen Arbeitens hin, die beim Auftreten von diesen
Fenstern zu den in der Literatur beschriebenen ,sudden agenda changes® fiihren kénnen
(vgl. John, 2012: 159).

»Denn man muss dazu sagen, dass das, was wir tun, ein Bohren harter Bret-
ter ist und manches dauert wirklich Jahre, aber dann erdffnet sich oft plotzlich
ein Zeitfenster und es ist sehr schnell etwas maglich. Somit, vielleicht kann es
dann plétzlich auch sehr schnell gehen.“ (Renate Zuckerstétter, 182-
185)

Dabei ist es oft schwer nachzuvollziehen, wann solche Zeitfenster vorkommen und wie
diese ausgestaltet sind bzw. welche Steine ineinander fallen miissen, damit etwas Neues
zustande kommen kann. Das nun folgende lange Zitat aus Rudlof Schickers Interview
zeigt in pragnanter Weise, welche komplexen und unvorhersehbaren Voraussetzungen
vorhanden sein miissen, damit auch durch Zufall und Gliick am Ende gesagt werden
kann: ,Somit haben wir uns zusammengesetzt und das Thema durchgearbeitet.“ und
es nicht so endet wie bei der erwéhnten zweiten Landtags-Arbeitsgruppe zum Thema

Wirtschaft, wo letztendlich /... ] gar nichts gegangen [ist].“

,» Wir hatten das Glick Ende der 1990er Jahre ein Zeitfenster gehabt zu ha-
ben, wihrend der rot-schwarzen-Koalition in Wien und dem schwarz-roten
Pendant in Niederdsterreich. Als Basis hatten wir eine hervorragende Grund-
lagenarbeit von OROK und PGO, auch gerade im Verkehrssektor. Maria
Hampel-Fuchs, die Landtagsprisidentin in Wien war damals von der OVP
und sie wollte zeigen, dass sie etwas machen kann und hat 1998 Landtage-
Arbeitsgruppen zwischen Wien und Niederdsterreich eingerichtet. Thematisch
war sie nicht vom Fach, aber sie wusste, dass die Konstellation von einer
schwarzen Landtagsprasidentin in Wien und einem schwarzer Landtagspra-

sidenten in Niederdsterreich Maéglichkeiten eréffnet. Beide Landeshauptleute
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haben das zugelassen. Die Burgenldnder*innen waren auch dabei und dann
sind zwei Landtage-Arbeitsgruppen geschaffen worden, die eine war Verkehr
und Raumentwicklung und die andere war Wirtschaft. Im Bereich Wirtschaft
ist gar nichts gegangen. Die haben sich einmal getroffen und sind wieder aus-
einander gegangen. Das lag auch an den Personen, die sich nicht wirklich Ar-
beit antun wollten. Bei Verkehr und Raumentwicklung habe ich damals noch
als Gemeinderat den Vorsitz ibernommen. Von Niederdsterreich war u. a. ein
Biirgermeister aus Laa/Thaya und wir haben uns Beamte dazu genommen.
Aus dem Burgenland war der jetzige Landesrat Christian Illedits, der damals
noch Landtagsabgeordneter war sowie Thomas Perlaki, ein Raumplaner, der
ein Biiromitarbeiter von Landeshauptmann Hans Niessl war, dabei. Ich war
damals noch OROK-Geschiftsfiihrer und habe mich auch mit dem niederds-
terreichischen Verkehrsplaner Friedrich Zibuschka gut verstanden, der fach-
lich sehr versiert war. Mit Zibuschka und Perlaki waren gute Kontakte zu den
Landeshauptleuten da, damit war ein Fenster fir Kooperationen offen. So-

mit haben wir uns zusammengesetzt und das Thema durchgearbeitet.“ (Rudolf

Schicker, 16-36)

Auch die Folgeerscheinungen solcher Initiativen sind nicht zu vernachléssigen. So haben
diese gemeinsamen Arbeitsgruppen der Landtage auch zu einem breiteren politischen
Diskurs der stadtregionalen und grenziiberschreitenden Kooperation gefithrt und ermog-
licht, dass mit dem Liberalen Forum (LIF) eine Oppositionspartei in Wien zur gleichen
Zeit eine noch intensivere Zusammenarbeit zwischen Wien und Niederosterreich in Form
»[- .. ] gewdhlter Regionalparlamente mit iberregionalen Aufgaben zur Koordination der
Léinder® als Forderung aufstellen konnte (vgl. APA-OTS, 1999a, APA-OTS, 1999b).
Auch das Stadt-Umland-Management (SUM) ist letztendlich aus dieser Zusammenar-
beit entstanden, wie in Kapitel néher ausgefithrt wird.

In einem weiteren Schritt sehen Rudolf Schicker und Manfred Wurm — dhnlich wie Ed-
ward R. Tufte, 1978 (siehe Kapitel in seinem Parteidifferenzansatz — Wahlen und
ihre Logiken als eine Moglichkeit an, dass sich Policy- Windows 6ffnen und diese in wei-

terer Folge geniitzt werden konnten.

»90 ein Fenster kann auch aufgehen, wenn man den Wahlkalender gut im Au-
ge hat. Jedes Mal wenn in Niederdsterreich Wahlen sind, egal ob Gemeinde

oder Landtag, kommt es zu Beschliissen iber die Verlingerung von Straffen-

bahnen uber die Stadtgrenze.“ (Rudolf Schicker, 41-43)
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»In diesem Zusammenhang ist auch die aktuell durch die Wiener Stadtrdtin
Sitma vorgeschlagene Errichtung der Bahnverbindung nach Kaltenleutgeben
zu erwdhnen. Dieses Thema wurde in den vergangenen 25 Jahren immer
wieder, v. a. vor Wahlen — sowohl in Wien, als auch in Niederdsterreich —

hervorgeholt und dann wegen der hohen Kosten immer wieder fallen gelas-

sen.“ (Manfred Wurm, 81-84)

4.2.3. Wahlen und ihre Logiken

Wahlen sind aber nicht nur im Hinblick auf moglich offene Zeitfenster bei der Priori-
tatensetzung von politischen Akteur*innen wichtig, sondern auch in Bezug auf grenz-
iiberschreitende Kooperationsfreudigkeit und auf den mit Wahlen einhergehenden Wahl-
kampf. Besonders die political moves, die (in Wahlkdmpfen) auf einer Konkurrenz- und
Gegner*innenbildung fufien (vgl. Wiesenthal, 2010: 88), sehen Renate Zuckerstatter und
Manfred Wurm als wichtigen Faktor, welcher interkommunale Kooperationen erschwert

bzw. verzogert.

L, Hinzu kommt, dass wir nach meinem Gefihl ununterbrochen Wahlen ha-
ben und selbst die Bundespraisidentenwahl spielt eine Rolle, wenn es um die
Zusammenarbeit beispielsweise zwischen Wien und Niederdsterreich bzw. den
Gemeinden geht. Im politischen Spiel kann man leider noch immer viel in der

Abgrenzung zum Anderen und im FErzeugen eines , Wir‘-Gefiihls gewinnen.*

(Renate Zuckerstétter, [A.8.1} 139-143)

»Das heifst, dass diese Dinge nicht ausschlieflich Planungstool, sondern auch
Machtinstrumente sind und da immer wieder Wahlen sind, die auf einer Po-
litik des , Wir sind die Stdarkeren, wir bestimmen!‘ aufbaut, stockt das Ganze
immer wieder. Das gibt es natirlich auch im Kleinen, aber da sind die Aus-
wirkungen dann nicht so gravierend.“ (Manfred Wurm, 115-119)

An anderer Stelle bringt es Renate Zuckerstétter noch deutlicher auf den Punkt, wenn

sie die Logiken von politischen Akteur*innen vor Wahlen ausfiihrt.

»[- .. W]enn es zu Wahlen kommt, dann ist es oft schnell vorbei mit der sach-
orientierten Vernunft. Denn dann wird die Wahler*innenstimme plétzlich zur
entscheidenden Wéahrung und die Raumordnung hat selten direkten Finfluss
auf diese Wihrung. Letztendlich muss man es herunterbrechen und sagen,
die Wahler*innen wdhlen den*die Biirgermeister®in in ihrer Heimatgemein-

de und sie wdhlen sie*ihn dafir, dass sie*er das Beste fir ihre Gemeinde
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herausholt und es ist oft schwer zu erkliren, dass das Beste fiir die Gemein-

de eine Kooperation mit den Nachbargemeinden ist.“ (Renate Zuckerstétter,

132-137)

In diesem Zitat wird ebenfalls angesprochen, dass politischen Akteur*innen logischer-
weise in erster Linie dort wirken, wo sie gewahlt wurden und damit den Wahler*innen
verpflichtet sind. Alle weiteren Kooperationen und Austauschplattformen sind aktuell
nach der verfassungsrechtlich vorgesehenen Struktur, also Gemeinden, politischen Be-
zirken und Léndern organisiert, wie hier Biirgermeisterin Monika Obereigner-Sivec aus

ihrer Erfahrung heraus gut erklart.

,Bei den Gemeindekooperationen muss man vorab wissen, dass wir als Ge-
meinden nach Bezirkszugehdrigkeit organisiert sind. Innerhalb eines Bezirks
funktioniert die Kommunikation vergleichsweise gut, bezirksiibergreifend wird
es allerdings schon wieder schwierig. Am Beispiel von Grof$-Enzersdorf ist
dies v. a. bei der Flughafenthematik sichtbar. Wir sind die einzige Flugha-
fenanrainergemeinde im Bezirk Gdinserndorf, alle anderen Gemeinden sind
im Bezirk Bruck/Leitha. Da kann es durchaus vorkommen, dass auf uns
bei der Ubermittlung der einen oder anderen Information vergessen wird,
weil sich die anderen Gemeindevertreter *innen ohnehin in ihrem Bezirk of-
ter austauschen. [...] Auf Bezirksebene gibt es bereits eine vergleichsweise
gute gegenseitige parteitibergreifende Abstimmung zwischen den Gemeinden,
das haben wir jetzt auch wahrend Corona gesehen, wo wir uns beispielsweise
beziiglich der Offnungszeiten der Kindergdrten abgesprochen haben.“ (Monika
Obereigner-Sivec, 142-149 und 52-55)

Dieser Logik folgen auch die politischen Parteien, deren Mitgliederstruktur nach Bun-
desléndern organisiert sind. Dass dieser wichtige Punkt einen Einfluss auf den Hand-
lungsrahmen politischer Akteur*innen hat, zeigt z. B. Josef Taucher in seinem Vergleich

mit der Mitgliederstruktur der Arbeiterkammer auf.

wDer Blick der Arbeiterkammer auf das Thema ist wieder ein anderer und
interessant. Fiir die sind alle Menschen, die in Niederdsterreich wohnen, aber
nach Wien zum Arbeiten pendeln, Mitglieder. Da gibt es als gesetzliche Ver-
tretung eine andere Handlungsmotivation. Das ist bei der SPO anders, da
gehoren die Mitglieder aus Groff Enzersdorf beispielsweise der SPO Nieder-
gsterreich.“ (Josef Taucher, 139-143)

Neben den politischen Zustédndigkeiten, die zum jeweiligen Landtag hin ausgerichtet

sind, und den zugewiesenen Mitgliedsbeitrdgen, kommt es somit auch innerhalb der
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Landesstruktur zu einem regelméfigen Austausch, der iiber die Landesgrenzen hinweg
nicht existiert. Biirgermeisterin Monika Obereigner-Sivec zeigt diese Praxis in ihrem

Interview gut auf.

LAuf Landesebene haben wir zu unseren Landesrdt*innen einen guten Draht,
besonders hervorzuheben ist es beim Thema Gesundheit zu Landesrdtin Ulrike
Kénigsberger-Ludwig. Seit Kurzem und Corona-bedingt haben wir auch eine
SPO-Biirgermeister*innen-Konferenz via Zoom, wo wir uns zu thematischen
Schwerpunkten mit unserem Parteivorsitzenden, Landesrdt*innen und im
Verband sozialdemokratischer GemeindevertreterInnen (GV'V) austauschen
und abstimmen.“ (Monika Obereigner-Sivec, 48-52)

Diese Strukturen sind grundsétzlich nichts Neues und verkniipfen sich hier gut mit
den in Kapitel formulierten Ausfithrungen zu den geschichtlichen und gesetzlichen
Rahmenbedingungen der politischen Akteur*innen in der Region Wien. Aus dieser Lo-
gik heraus lasst sich auch erklaren, warum der Widerstand der niederésterreichischen
Landes-SPO gegen weitreichendere Gebietsabtretungen Niederdsterreichs nach Wien En-
de des NS-Regimes konsequenter war, als jener der niederdsterreichischen OVP, denn es
ging um die Existenz und Bedeutung der SPO-Niederdsterreich als Ganzes (vgl. Seli-
ger, 1995: 220f.). Maren Seliger fasst in exzellenter Weise diese Zerrissenheit zusammen,
wenn sie den Schlagabtausch zwischen dem ehemaligen niederdsterreichischen Landes-
hauptmann Stellvertreter Oskar Helmer und dem ehemaligen Wiener Wohnbaustadt-
rat Anton Weber (beide SPO) skizziert. Wihrend ersterer versuchte, die Enttiuschung
der mehrheitlich sozialdemokratisch wiahlenden Gemeinden, die 1954 in Niederosterreich
verblieben sind, mit dem pathetischen Zuspruch einzufangen, dass , /.. ./ sich der wahre
Kéampfer fir den Sozialismus am wohlsten im Brennpunkt der Kampfe fihlt“, antwortete
Zweiterer, dass ,,/[...] der Sozialismus in Osterreich [...] auch in der 2. Republik nur
in Wien grofie Leistungen vollbringen [kann]“ (ebd.: 222, zitiert aus Helmer, 1945 und
A. Weber, 1945: 8). Auch wenn im Jahr 2020 ein anderer Ton angeschlagen wird und die
Konflikte andere sind, ist die politische Mehrheitsverteilung und die verfassungsrechtlich
bedingte Ausgangssituation in den vergangenen 75 Jahren im Wesentlichen die gleiche
geblieben. Dies fiihrt dazu, dass die Grundprobleme sowie die parteipolitischen Kalku-
lationen und Motivationen der handelnden Akteur*innen von damals auch heute noch
vorhanden sind (dies gilt theoretisch auch mit umgekehrten Vorzeichen fiir die OVP).
Auch der US-amerikanische Politikwissenschafter Paul Pierson, 1995 (S. 465) kntipft mit
seinen Uberlegungen, dass beispielsweise regional konzentrierte (politische) Minderhei-

ten versuchen, politische Regulierungskompetenzen auf lokaler Ebene zu halten, um auf
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Bundesebene wirkméchtiger zu sein, an Anton Webers Argumentation im zuvor gebrach-
ten Zitat an.

Diese Ausfithrungen sollen einen weiteren Erkldrungsansatz bieten, warum die glei-
che Parteizugehorigkeit nicht zwangsweise zu gleichen Interessenlagen und mehr ge-
genseitigem Kooperationswillen fithren muss. Konflikte von Umlandgemeinden mit ei-
ner* /einem* SPO-Biirgermeister*in mit Wien sind einige bekannt, wie beispielsweise
jener mit Vosendorf um einen Wolkenkratzer (siehe Abbildung oder mit GroB-
Enzersdorf mit einer Betriebsansiedelung (vgl. Josef Taucher, 71-82). Diesen Um-
stand bringen Josef Taucher und Rudolf Schicker als (ehemalige) Wiener Politiker in

durchaus diplomatischer Manier mit folgenden Aussagen auf den Punkt.

., [Schwierigkeiten gibt es nicht] nur [...] zwischen unterschiedlichen poli-
tischen Parteien, das habe ich mit dem roten Biirgermeister in Grof$ FEn-
zersdorf genau so.“ (Josef Taucher, 70-71)

»Natirlich bringt es Vorteile, wenn die Person von derselben Partei ist, das
macht einen Unterschied, da redet man anders. Aber wie Sie richtig an-
sprechen: Es kann auch kontraproduktiv sein und die personliche Gesprichs-

basis wiegt die unterschiedliche Parteizugehorigkeit auf.“ (Rudolf Schicker,
93-96)

Der an das Ende dieses Kapitels gestellte Befund von Biirgermeisterin Monika Obereigner-
Sivec, dass es sowohl in der parteiinternen als auch in der parteiiibergreifenden inter-
kommunalen Kooperation noch positives Entwicklungspotenzial gibt, schlégt bereits die
Briicke zu den Governance-Formen mit einer Beschreibung der aktuell vorherrschenden

informellen Strukturen.

,Aber ganz grundsdtzlich glaube ich, dass diesbeziiglich noch wviel Potential
und Luft nach oben da wdre. Aber viele der Dinge g¢ibt es nicht, weil die
Leute nicht wollen, sondern weil Kooperation auch einen zusdtzlichen Ar-
beitsaufwand und eine zusdtzliche Arbeitsbelastung bedeutet. Insofern hat sich
eingebiirgert, dass der Kontakt dann gesucht wird, wenn ein konkretes The-

ma aufpoppt und nicht laufend und regelmdfig.“ (Monika Obereigner-Sivec,

36-60)

4.3. Governance-Formen — ,Derzeit ist es ein informelles Reden!’

Monika Obereigner-Sivec spricht im vorangestellten Zitat die Charakteristik von infor-

mellen Kooperationsstrukturen in zweierlei Hinsicht an: Einerseits bedeutet ein Hinaus-
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blicken iiber den Tellerrand immer auch einen zuséatzlichen Arbeitsaufwand, der — wie
im vorigen Kapitel herausgearbeitet — selten einen konkreten Mehrwert fiir politi-
sche Akteur*innen selbst bedeutet. Andererseits wird der Kontakt meistens erst dann
gesucht, wenn das Thema bzw. Problem bereits virulent ist und nicht in einem strate-
gisch vorausschauend-planerischen Sinn.

Stadtregionen und ihre Organisations- und Kooperationsformen wurden bereits in Kapi-
tel theoretisch besprochen und bilden somit die Grundlage fiir dieses Kapitel, das
sich speziell dem Status Quo und der Entstehungsgeschichte der Region Wien in dieser
Hinsicht widmet. Wie durch die kategorialen Kodes bereits ersichtlich wurde, liegt dabei
ein Schwerpunkt auf dem Formalisierungsgrad der Instrumente sowie auf die Zukunft

der Region vor dem Hintergrund des Leidensdrucks fiir Verdnderungen.

4.3.1. SUM und PGO - Die zwei Instrumente der Region Wien

Die in Kapitel skizzierten Rahmenbedingungen pragen sowohl die Prioritdtensetzung
der handelnden politischen Akteur*innen, als auch die Instrumente, die fiir verstark-
te interkommunale Stadt-Umland-Kooperationen eingerichtet wurden. Planungsdirektor
Thomas Madreiter fasst dabei die beiden wichtigsten Instrumente in der Region Wien

und ihre Geschichte sowie Ausrichtung in folgendem Zitat pragnant zusammen.

»Ja, wir haben selbstverstindlich eine Kooperation, mit Instrumenten, die
Kinder ihrer Zeit sind! Die PGO atmet natirlich in gewisser Weise den Geist
der Zeit von vor ca. 40-45 Jahren, als sie etabliert wurde. Das SUM ist er-
heblich jinger und ihre Fokussierung auf eine Kooperation auf kommunaler
Ebene — im Gegensatz zur PGO auf Linderebene — zeigt auch einen Wan-
del vom Kooperationsverstandnis im Laufe der Zeit, ndmlich weg von einer

strategischen, hin zu einer starker umsetzungsorientierten Ebene.“ (Thomas

Madreiter, 20-25)

Die Planungsgemeinschaft Ost (PGO)

Die Planungsgemeinschaft Ost (PGO) wurde 1978 mit einer 15a—Vereinbarun gegriin-
det. Diese Organisation der Bundesldnder Wien, Niederosterreich und Burgenland fufit
somit auf einer in der Bundesverfassung verankerten Form gebietskorperschaftentiber-

greifender Vereinbarungen.. Diese dadurch vergleichsweise méachtige Grundstruktur wiir-

3 ,Der Bund und einzelne oder alle Bundeslinder kénnen gemaf Art. 15a Bundesverfassungsgesetz
(B-VG) Vereinbarungen iber Angelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schlieffen. Diese
sogenannten 15a-Vereinbarungen (Bund-Lander-Vereinbarungen) binden sowohl den Bund als auch
die Bundeslander hinsichtlich der getroffenen Vereinbarungen.“ (oesterreich.gv.at, 2020)
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Die Flachen uberlagern sich jeweils:

50 km

Karte:

Vorlage:

SUM
Wiener Randbezirke und
60 né. Umlandgemeinden

Stadtregion*
Stadt Wien, 205 né. und
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PGO ~
Bundeslénder Wien, NO & Bgld.
L ] :

David Neuber
(Masterarbeit, 2020)
Stadt Wien

(STEP 2025) T~

Abbildung 15.: Karte der Wirkungsbereiche der wichtigsten Instrumente zur koope-
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de eine intensive Zusammenarbeit in der Region Wien grundsétzlich ermdglichen, aber in
der Realitdt wird die PGO v. a. zur Erarbeitung von Grundlagen, Gutachten und Kon-
zepten zu den Themen Siedlungsentwicklung, Verkehr und Griinraum beauftragt. Diese
dienen den Bundesldndern zur gemeinsamen Orientierung, ohne aber einen bindenden
Charakter zu haben (vgl.Gorgl und E. Gruber, 2015: 274f.). Walter Pozarek, der fiir das
Land Niederosterreich die Planungsgemeinschaft Ost selbst iiber viele Jahre mitgepragt

hat, ordnet die PGO und ihre Kompetenzen wie folgt ein:

,Die PGO ist weder institutionell, noch finanziell, schon gar nicht personell
mdchtig. Sie ist keine eigene Rechtspersonlichkeit und die wenigen Bediens-
teten, die dort arbeiten, sind jeweils von beteiligten Lindern (Wien, NO und
Burgenland) dafiir abgestellt. Ja, man kénnte mit der PG O viel machen, aber
man kinnte ithr jedenfalls nach derzeitiger Rechtslage kaum hoheitliche Auf-
gaben tibertragen. Daher haben wir uns auf konzeptionelle Arbeit beschrinkt,
die lander- und fachiibergreifend war.“ (Walter Pozarek, 32-37)

Um den von Thomas Madreiter angesprochenen verdnderten Zugéngen bei den Stadt-
Umland-Kooperationen in der Region Wien Rechnung zu tragen, wurde 2011 inner-
halb der PGO die sogenannte Stadtregion™ definiert (sieche Abbildung . Durch diese
rdumliche Abgrenzung sollten Grundprinzipien der rdumlichen Entwicklung fiir speziell
stadtregionale Fragestellungen geschaffen werden (vgl.Gorgl, Doringer und Herburger,
2020: 4). Von den beteiligten Bundesliandern der PGO, namlich Wien, Niederosterreich
und Burgenland, wird sie blumig als ,,/. ../ gemeinsame Vision und Aufgabe [...]* be-
schrieben, die ,,[. .. ] durch Kooperation Mehrwerte in der Stadtregion/...]“ schafft (Pla-
nungsgemeinschaft Ost, 2011: 5). Die Abgrenzung selbst erfolgte dann nach Merkmalen
der Raumstruktur (Bevolkerungsprognosen) und der Verflechtung (Pendler*innenstréme
und funktionale Beziehungen) sowie nach politisch vorgebrachten Argumenten der Lén-
der (vgl. ebd.: 8). Renate Zuckerstétter geht in ihrem Interview auf diese Ausdifferenzie-
rung der urbanen und peripheren Rdume innerhalb der PGO, die wohl auf eine Wiener

Initiative hin erfolgte, wie folgt ein:

LSAuf fachlicher Ebene passiert das schon teilweise in der PGO mit Projekten
wie der Stadtregion+ (einem Projekt, wo ich glaube, dass das Land Niederds-
terreich nie die ganz grofie Freude hatte) und dem Gegenstiick PG O peripher.
Aber natiirlich, wenn man ein Projekt zur Férderung der Stadtregion macht,

braucht man jedenfalls ein Spiegelprojekt fiir die peripheren Raume.“ (Renate

Zuckerstatter, 91-94)
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Neben der Vermutung, dass nicht alle Bundesldnder mit gleicher Intensitit hinter dieser
Einteilung stehen, ist auch festzuhalten, dass die Stadtregion™ in keinster Weise iiber
den Status einer Entwicklungsstrategie mit empfehlenden Charakter hinaus geht. Ei-
ne gewisse Ausnahme stellt ihre Erwdhnung im aktuellen Stadtentwicklungsplan STEP
2025 der Stadt Wien dar, wo sie als Bezugsrahmen fiir eine partnerschaftliche stadt-
grenzeniibergreifende Zusammenarbeit schwerpunktméfig Erwahnung findet (vgl.Gorgl,
Déringer und Herburger, 2020: 4 und MA 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung,
2014: 94ff.). Dabei ist wichtig festzuhalten, dass — wie bereits weiter oben angedeutet
— trotz der von Walter Pozarek erwéhnten Grenzen, bei weitem nicht das ganze Poten-
zial dieser Organisation ausgeschopft wird. Ilse Wollansky bringt es in ihrem Interview
auf den Punkt, wenn sie die handelnden politischen Akteur*innen in der Verantwortung
sieht, die Organisation mit Leben zu erfiillen um ihr ein entsprechendes Gewicht zu

verleihen.

»Ich kénnte mir gut vorstellen, dass wenn der politische Wille bei den drei
Landeshauptleuten da wdre und es eine regelmdjfige Mini-LH-Konferenz auf
PGO-Ebene gdbe, dann wdre schon viel gewonnen. Theoretisch ist ja diese
politische Ebene vorgesehen, genauso wie in der OROK, aber ich glaube das
letzte Mal von Bruno Kreisky wahrgenommen wurde. Insofern hat es sicher-
lich auch mit einem gewissen Selbstverstindnis der Politik zu tun, ob solche
Gelegenheiten erkannt und genutzt werden.“ (Ilse Wollansky, 83-88)

Die von Ilse Wollanky aufgestellte Verkniipfung der Osterreichischen Praxis der Landes-
hauptleutekonferenz (LH-Konferenz) mit der PGO ist ein spannender Aspekt, der auf
eine Steigerung der Bedeutung der PGO abzielt, so wie sie auch von Walter Pozarek
(vel. 199-200), Rudolf Schicker, (vgl. 103-104) bzw. Manfred Wurm (vgl.
112-114) gefordert wird. Die Osterreichische Landeshauptleutekonferenz ist nicht
im B-VG verankert und ihre Beschliisse entfalten auch keinerlei rechtliche Bindung und
dennoch haben ihre Entscheidungen eine bemerkenswerte politische Signalwirkung, auch
wenn letztendlich ihre Macht gerne iiberschatzt wird. Sie entfaltet ihre (politische) Wir-
kung besonders in einem negativ-koordinativen Sinn, also im Verhindern von Initiativen
des Bundes und nicht im positiven Beeinflussen bzw. Mitgestalten von Entscheidungen
(vgl. BuBjager, 2003: 84ff.). Eine stérkere gemeinsame politische Positionierung dieser
Lander kénnte durch eine Mini-LH-Konferenz zu einer verdnderten Wahrnehmung der
PGO fiithren — auch deshalb, weil in den drei PGO-Bundeslandern aktuell rund 44 Pro-

zent der Osterreichischen Bevolkerung wohnen und sie damit eine gewichtige Stimme in
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Osterreich sein wiirde (vgl.Statistik Austria, 2019), wie auch Ilse Wollansky im Interview

erwahnt.

»Denn in Wahrheit sind Wien und Niederdsterreich von der Bevilkerungszahl
her die beiden Player in Osterreich.“ (Ilse Wollansky, 120-121)

Das Stadt-Umland-Management (SUM)

Zusétzlich zur Planungsgemeinschaft Ost gibt es das Mitte der 2000er Jahre gegriinde-
te Stadt-Umland-Management (SUM) mit der expliziten Aufgabe der Koordination der
Raumentwicklung der Randbezirke der Stadt Wien und ihrer umliegenden niederdster-
reichischen Gemeinden (siehe Abbildung [15)). Thematisch liegen die Schwerpunkte bei
der Siedlungs- und Standortentwicklung, der Verkehrsentwicklung sowie bei Natur- und
Erholungsrdumen bzw. der Land- und Forstwirtschaft (vgl.Stadt-Umland-Management,
2020). Neben Informationsarbeit und Vermittlung (z. B. die alljahrlich veranstaltete
SUM-Konferenz), hat das SUM auch eine Management-Aufgabe, versucht Prozesse und
Projekte zu koordinieren und steht als Netzwerkplattform fiir ihre Partner*innen zur
Verfiigung (vgl.Gorgl und E. Gruber, 2015: 275; Schaffer und Zuckerstétter, 2012: 15).
Entwicklungsgeschichtlich ist das SUM ein Produkt des schon zuvor von Rudolf Schi-
cker erwdhnten gemeinsamen Landtagsausschusses fiir Verkehrs- und Siedlungspolitik
der Landtage fiir Wien, Niederosterreich und Burgenland, die Ende der 1990er Jahre ge-
tagt haben. Zuerst wurde 1998 Andreas Hacker in Niederdsterreich als Regionalmanager
Wien-Umland eingesetzt, dann wurde 2000 vom Wiener Landtag beschlossen, eine*n Re-
gionsmanager*in fiir das nordostliche Umland einzusetzen (zunéchst Ulla Kremsmayer
und ab 2005 Renate Zuckerstitter). 2006 wurde dieses Konstrukt im Verein Niederds-
terreich/Wien — Gemeinsame Entwicklungsrdume verankert und letztendlich damit in-
stitutionalisiert (vgl.Hacker und Zuckerstétter-Semela, 2011: 1f.). Renate Zuckerstéatter

beschreibt im Interview diese so gebildete Struktur wie folgt:

, Unsere Zusammensetzung und Struktur des SUMs ist komplex. Wir sind
Angestellte des Vereins Niederosterreich/Wien — Gemeinsame Entwicklungs-
rdume, der mit dem Land Wien und dem Land Niederésterreich zwei Mit-
glieder hat. Diesem Verein sitzen Landes- bzw. Stadtrdt*innen aus Wien und
Niederosterreich vor. Ansprechpartner*innen sind aber jeweils die Mitarbei-
ter*innen in der Verwaltung.“ (Renate Zuckerstatter, 29-33)

Ilse Wollansky, die bis zu ihrem Ruhestand als Leiterin der Abteilung RU2 Raumord-

nung und Regionalpolitik in der Niederosterreichischen Landesregierung in der SUM-
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Steuerungsgruppe bzw. im SUM-Beirat aktiv und somit in die Arbeit des SUMs einge-
bunden war (vgl. Hacker und Zuckerstétter-Semela, 2008: 6), wirft einen ausfiihrlicheren
Blick auf diese komplexe Zusammensetzung, wie es Renate Zuckerstiatter zuvor genannt
hat. Wollansky sieht auch hier, wie schon bei der PGO, die politischen Akteur*innen in
der Pflicht, die vorhandenen Strukturen mit Leben zu erfiillen bzw. diese entsprechend

so anzupassen, damit dies optimal mdoglich ist.

»Auch die Zusammensetzung des SUM-Beirats vereinfacht nicht immer al-
les: Die politischen Vertreter*innen darin werden ja in Wien tiber die Klubs
der Regierungsparteien und in Niederdsterreich iiber den NO Gemeindebund
(OVP) und den Verband der sozialdemokratischen GemeindevertreterInnen
in NO (SPO) auf Vorschlag der jeweiligen Bezirksorganisationen der poli-
tischen Bezirke Bruck an der Leitha, Mddling, Sankt Pélten Land, Korneu-
burg und Gdnserndorf bestellt. Ob das dann immer jeweils diejenigen sind,
welche die Chancen des SUMs gut erkennen kdnnen, ist eine andere Frage.
Eine weitere Beobachtung ist, dass jene Gemeinden, die von Anfang an beim
SUM engagiert sind, mehr den Wert des SUMs erkennen, als jene die sehr
viel spater dazu gekommen sind. Und natirlich spielen die handelnden Per-
sonen eine bedeutende Rolle: Wenn Biirgermeister*innen die Chancen des
SUMs erkennen, werden diese das unter den Amtskolleg*innen entsprechend
kommunizieren bzw. umgekehrt. Und diese Dynamiken konnen nicht von den

beiden SUM-Managern aufgefangen werden, auch weil es eine andere Ebene

ist.“ (Ilse Wollansky, 231-243)

Als damals zustédndiger Planungsstadtrat bzw. davor Gemeinderat war Rudolf Schicker
direkt an der Griindung des SUMs beteiligt und nennt es heute ein Herzensprojekt,
welches als eine Fortsetzung der guten Bundesldnder-Zusammenarbeit in den gemeinsa-
men Landtags-Arbeitsgruppen auf Gemeindeebene zu verstehen ist und von wichtigen

Playern in der Fach-Welt geschatzt wird.

wDas Ziel war also, eine Einrichtung zu schaffen, wo Austausch auf dieser
Ebene gut mdglich ist und eine fachliche Begleitung stattfindet. Von der po-
litischen Landesebene in Niederdsterreich gab es ein Commitment und somit
konnte das auf den Weg gebracht werden. U. a. hat auch die OROK diese
Initiative immer wieder als Beispiel hervorgehoben und das zeigt, dass das

eine gute Sache war und auf dieser Ebene eine Gesprdchsbasis entstanden

ist.“ (Rudolf Schicker, 65-70)
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Der von Rudolf Schicker hervorgehobene Aspekt der fachlichen Begleitung wird auch
von llse Wollansky als grofles Plus des SUMs genannt. Sie erwédhnt insbesondere die
Wichtigkeit der jahrlich stattfindenden SUM-Konferenzen, als auch die enge Anbindung
an die (internationale) Fachwelt, die somit fiir die Gemeinden naher heranriickt (vgl. Ilse
Wollansky, 244-251). Generell gesehen bleibt das SUM aber eine auf ein Mindest-
maf} beschrankte informelle, stadtregional agierende Institution (vgl.Gorgl, Déringer und
Herburger, 2020: 5 und 17), die auf Grund dessen auch oft hinter den Erwartungen der

Gemeinden zuriick bleibt, wie Biirgermeisterin Monika Obereigner-Sivec hier anspricht.

»Im Stadt-Umland-Management werden da viele Themen andiskutiert und

besprochen, aber da wdre noch viel mehr moglich.“ (Monika Obereigner-Sivec,

95-96)

4.3.2. Verbindlichkeit — Das Zauberwort in der Policy Arena

Dieses Gefiihl, dass noch viel mehr méglich wére, hat auch mit den vorhandenen Struk-

turen zu tun, wie dies bereits in den Theorie-Kapiteln [2.3.3] und [2.3.4] erortert wurde.

Dort wird klar, dass Raumplaner*innen in der Regel wenig in Aushandlungsprozessen
anzubieten haben und rufen daher nach belastbaren Strukturen mit einem hohen Maf
an Verbindlichkeit. Gleichzeitig ist fiir Raum- und Regionalplaner*innen eine anzustre-
bende positive Koordination mit entsprechendem Mehraufwand und Commitment ver-
bunden, wodurch diese bei Fehlen von Strukturen gerne nach dem ,principle of least
effort” vermieden wird. In den gefiihrten Interviews wird das Thema der Verbindlichkeit
unterschiedlich behandelt und aufgegriffen. Den aktuellen Status Quo beschreibt Josef
Taucher anhand eines Beispiels aus seiner Erfahrung als Bezirksvorsteher-Stellvertreter
in Wien-Donaustadt sehr pragnant. Er zeigt damit auf, dass es derzeit keine belastba-
ren Kooperationsstrukturen gibt, auf die sich die handelnden (politischen) Akteur*innen

verlassen konnen.

,Derzeit ist es ein informelles Reden, ein Wollen, ein Nicht-Wollen, ein
Uberlegen. Da gibt es Vorhaben, die teilweise sogar vereinbart und proto-
kolliert sind, aber gegenseitig gibt es derzeit keine Mittel, um das Vorhaben
auf der jeweilig anderen Seite voranzutreiben. Ja, ich konnte mich mit Vor-
wirfen in die Zeitung stellen, aber das wird die Zusammenarbeit auch nicht
verbessern.“ (Josef Taucher, 93-96)

In gewisser Weise steht dem die Einschitzung des Wiener Planungsdirektors Thomas
Madreiter gegeniiber, der in den erzielten Ergebnissen den Wert an guten Kooperationen

fest macht und weniger an Strukturen, die eine hohe Verbindlichkeit sichern.
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Auch Walter Pozarek und mit Abstrichen Ilse Wollansky — die auch beide einen adminis-
trativen Akteur*innen-Hintergrund haben — betonen in ihren Interviews die Wichtigkeit
eines ergebnisorientierten Zugangs bei grenziiberschreitenden Kooperationen, welcher in-
nerhalb des vorhandenen Systems erzielt werden kann. Letztendlich kénnte man auch
sagen, dass innerhalb der vorhandenen informellen Strukturen nach Moglichkeiten ge-
sucht wurde, um ein hohes Mafl an Verbindlichkeit herzustellen. Pozarek beschreibt in
seinem Interview an Hand des Beispiels des Marchfeldkanals in pragnanter Weise die

giangige und erfolgreiche Praxis, konkrete Projekte zwischen Wien und Niederosterreich

»Ihre Frage nach der Verbindlichkeit scheint mir am Wesenskern vorbei zu
gehen, denn am Ende des Tages ist der Outcome entscheidend. Verbindlich-
keit kann Bedeutung haben, muss es aber nicht. Sie sind hier gefragt dort ge-
nauer hinzusehen, wo der Outcome nicht passt und ob es mit einer nicht vor-
handenen vierten Verwaltungsebene zusammenhdngt, die eine stirkere Ver-
bindlichkeit sichert. Des Weiteren kommen dabei alle Fragen der demokra-

tischen Legitimierung, die diese vierte Ebene sichert, ins Spiel.“ (Thomas

Madreiter, 26-31)

umzusetzen, die einen herzeigharen Outcome liefern.
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»Es braucht vor allem konkrete Projekte, die ein gemeinsames Interesse oder
Betroffenheit auf beiden Seiten der Grenze hervorrufen. Da kann es nicht
genug davon geben! Der Fehler, der meiner Meinung nach bisher bei Uberle-
gungen zu neuen Kooperationsstrukturen gemacht wurde war, dass das Pferd
von hinten aufgezdumt wurde: Man will eine mdglichst makellose Instituti-
on mit Management fir die Stadtregion schaffen, ohne eine konkrete Idee
davon zu haben, wie und zu welchen Themen eine Kooperation auf dieser
Ebene aussehen kénnte. [...] Ein Projekt, das sehr konkret und abgegrenzt
war und auch gut funktioniert hat, war die Errichtung des Marchfeldkanals.
Auch da gab es eine 15a Vereinbarung zwischen Wien, NO und dem Bund.
Es wurde eine Planungsgesellschaft gegrindet, die einen Wettbewerb ausge-
schrieben hat. Spdter wurde diese in eine Errichtungsgesellschaft und dann in
etne Betriebsgesellschaft umgewandelt. Alles nur fiir dieses konkrete Projekt,
fiir dieses abgegrenzte gemeinsame Vorhaben. Ich will gar nicht bewerten, ob
da immer so perfekt zusammengearbeitet wurde oder ob es das beste Ergebnis
ist. Den Kanal gibt es jetzt jedenfalls, das ist ein gemeinsames Projekt iber
die Landesgrenzen hinweg, das umgesetzt wurde. Da konnen die Menschen

mit dem Rad entlang fahren, die Bauern Wasser entnehmen usw. Konkre-
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te Vorhaben, die zu einer Arbeitsgemeinschaft fiihren und umgesetzt werden:

Das sind fiir mich der Wert und Nutzen einer Kooperation.“ (Walter Pozarek,

57-63 und 69-78)

Nach diesem Prinzip der Kooperation mittels gut funktionierender und thematisch ab-
gegrenzter konkreter Projekte wurde auch der Verkehrsverbund Ostregion (VOR) als
GmbH gegriindet (vgl. Ilse Wollansky, 29-32). Da die Mobilitdt und das Ver-
kehrsproblem die driangendste Herausforderung der Region Wien darstellt (vgl. Renate
Zuckerstétter, 110-111), wurde mit dem VOR eine juristische Person geschaffen,
bei der fiir alle Beteiligten Klarheit herrscht (vgl. Josef Taucher, 133-134) und
die sich aufgerufen fithlt und zustédndig ist, Themen politisch aufs Tapet zu bringen und
voranzutreiben (vgl. Walter Pozarek, 169-170).

Fiir Implementierungen wie dem VOR, dem Marchfeldkanal oder dem Biosphérenpark
Wienerwald (siehe Abbildung, gelten grundsétzlich dieselben herausfordernden infor-
mellen gesetzlichen Rahmenbedingungen, aber es wurde mit anderen Mitteln (z. B. mit
eigener 15a-Vereinbarung, Griindung einer GmbH, gemeinsame Planung und Betrieb,
gleichlautende Landesgesetze in beiden Bundesldandern) ein hohes Mafl an Verbindlichkeit
hergestellt, da fiir beide Bundeslénder ein gemeinsames Interesse und Betroffenheit her-
vorgerufen wurde, wie Walter Pozarek dies zuvor beschrieben hat. Auch wenn in weiterer
Folge konkrete Kooperationsprojekte visiondr, ohne Scheuklappen und in Verschriankung
von unterschiedlichen Fachbereichen wie Gesundheit oder Bildung gedacht werden sollte
(vgl. Walter Pozarek, 79-80), bleibt zur grenziiberschreitend-kooperativen Bewél-
tigung komplexer raumordnerischer Zusammenhénge nur der Weg, andere gesetzliche

Rahmenbedingungen zu schaffen, wie dies Ilse Wollansky aufzeigt.

»Rein legistisch ist [ein hoherer Grad an Verbindlichkeit und eine weitere,
dann vierte, Verwaltungsebene] schon miteinander verbunden, besonders fiir
ein Thema wie Planung. Um beim Beispiel des Biospdrenparks Wienerwald
zu bleiben, da gibt es ein gleichlautendes Landesgesetz in Niederdsterreich
und eines Wien. Das ist ein sehr konkretes Thema, aber Planung betrifft
eine Vielzahl an Aspekten und da kann ich mir nicht vorstellen, dass man
die Gesetzgeber*innen dazu bringt, sich ein doch recht unbestimmites Gesetz
zu geben, mit dem sie zur Zusammenarbeit verpflichtet werden. Konkrete und
punktuelle Ubereinkommen mit Gesetzeskraft gibe es noch einige, die ich mir
vorstellen kénnte, wie z. B. zum Thema Logistik, wo gemeinsam Standorte
ausgesucht und ausgebaut werden, aber da sind wir dann wieder bei den schon

erwahnten gemeinsamen Planungs- und Errichtungs-GmbHs, die einen Ge-
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DER VERKEHRSVERBUND Wienerwald

Eine Initiative der Lander |-}
Niederdsterreich und Wien v

Abbildung 16.: Logos der drei bekanntesten konkreten grenziiberschreitenden Koopera-
tionen der Region Wien (v. li. n. re.): Verkehrsverbund Ostregion (VOR),
Marchfeldkanal und der Biosphérenpark Wienerwald (BPWW). Zu se-
hen ist auch das Logo, welches bei gemeinsamen Initiativen der Lénder
Wien und Niederosterreich verwendet wird. (Eigene Darstellung, Logos
aus Verkehrsverbund Ostregion, Klimabiindnis Osterreich,
und Biospharenpark Wienerwald,

sellschaftsvertrag haben, den sie abarbeiten. Sonst bin ich einfach schon in
etner neuen Planungsebene, wo ich Kompetenzen aus den Bundesldndern her-
auslésen und in das neue Gesetz hineinstellen miisste. Da stinde dann, dass
die Planung in der Ostregion XY macht und da sind wir dann schon wieder

sehr nahe an der vierten Verwaltungsebene, die keiner will.“ (Ilse Wollansky,
99-111)

Zwei weitere Aspekte, welche die Umsetzung konkreter Kooperationsprojekte als Stra-
tegie der regionalen Stadt-Umland-Kooperationen betrifft sind erstens, dass diese zwar
konkrete und iibergeordnete grenziiberschreitende Herausforderungen offensichtlich gut
meistern konnen und einen sichtbaren Outcome generieren, aber im Detail oft keine zu-
friedenstellenden bzw. thematisch oder rdumlich nur sehr abgegrenzte Losungen anbieten
(z. B.: VOR: Bereitstellung des OPNV in der Region Wien, Marchfeldkanal: Bewisserung
des Marchfelds und Naherholung, BPWW: Zersiedelung verhindern, Erhalt der Wald-
flachen und Naherholung). Biirgermeisterin Monika Obereigner-Sivec fiithrt dies anhand

einer Bestandsaufnahme der OPNV-Anbindung ihrer Gemeinde Grof-Enzersdorf aus.

»Aus der Geschichte heraus haben wir die giinstige Lage, dass die Zone 10@
bis Grofi-Enzersdorf giiltig ist. Frither fuhr die Straflenbahn, heute die Busli-
nie 26A bis nach GrofS-Enzersdorf Stadt. Fine Ausweitung der Zone 100 bzw.
Verlingerung des 26A in Richtung Katastralgemeinden ist fiir uns schon seit
Langem ein wichtiges Thema, weil die Gemeinde wdchst, speziell die Kata-
stralgemeinde Oberhausen. Rein technisch wdre eine Verlingerung der Bus-

linie eine simple Lésung und der &ffentliche Verkehr wdre stark verbessert,

“ehemalige Bezeichnung fiir die Kernzone Wien, der Tarifzone des VORs fiir die Stadt Wien und einige
wenige Umlandgemeinden in Niederosterreich.
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aber die Uberwindung der Zonengrenze scheint unmdéglich zu sein, da die
Wiener Linien, die den 26A betreiben, nur innerhalb der Zone 100 verkehren
und auferhalb der Zonengrenze sind wir im Bereich des Verkehrsverbunds
Ostregion (VOR), wo wieder ganz andere Rahmenbedingungen gelten. Hier
eine Kooperation bei diesem speziellem Thema zu finden, ist ganz schwierig.
Hinzu kommt, dass bet uns vom VOR ganz viele Bus-Kilometer weggefal-
len sind und Linien eingestellt wurden: Der Postbus fihrt nicht mehr so oft
wie friher und der letzte Bus des VORs in Richtung Osten fihrt um etwa
20.30 Uhr, wihrend der letzte Wiener Linien Bus um etwa 1.00 Uhr fihrt.“
(Monika Obereigner-Sivec, 15-27)

Zweitens sieht man, dass auch diese konkreten Projekte fur die beide Bundesldnder einen
Mehrwert ergeben, eine Initiative und ein gutes Verhéltnis der handelnden politischen
Akteur*innen — letztlich eine Prise Gliick — notwendig ist, um sie umzusetzen. In den
Interviews mit Rudolf Schicker und Manfred Wurm wird das in besonderer Weise in

Bezug auf den Biosphéarenpark Wienerwald erkennbar.

»Das war eines der Projekte, wo Wien auf niederésterreichischer Seite des
Wienerwaldes eine weitere Zersiedelung einbremsen wollte. LH Proll, der
- so wie BGM Hdupl - zuvor Umuweltlandesrat war, hat diesen Schutz fir
den Wienerwald ebenfalls gewollt. Den internationalen Schutz sahen beide
als geeignetes Instrument fiir ihr Anliegen. Herausgekommen ist eine sanf-

te Einschrinkung, aber immerhin eine Einschrankung.“ (Rudolf Schicker,

1-85)

»Bine zweite erfolgreiche Kooperation und ein Lieblingsprojekt von mir war
der Biosphdrenpark Wienerwald, wo ich im Leitungsgremium war. Das war
eine sinnvolle Sache, wo auch die Kooperation sehr gut gelaufen ist. Da war
zwar die Zusammensetzung anders als im SUM, aber dhnlich: Die Schirm-
herrschaft hat die Stadtrdtin und der Landesrat ibernommen, es waren Men-
schen aus den Verwaltungen, wie aus Wien von der MA 49 dabei, es waren
Biirgermeister*innen der Wienerwaldgemeinden dabei und ich fir die Wie-
ner Bezirksvorsteher*innen. Das war eine schone und gute Zusammenarbeit,
wo etwas rausgekommen ist, auch weil der politische Wille da war, dass da
etwas am FEnde als herzeigbares FErgebnis da sein musste. Dieser politische
Wille, der von Anfang an ersichtlich war, hat einen spirbaren Unterschied
zum SUM gemacht [...].“ (Manfred Wurm, 69-77)
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Auch Ilse Wollansky stellt in ihrem Interview nochmals die direkte Verbindung zwi-
schen der Prioritdtensetzung bzw. der Art der Beziehung von handelnden politischen

Akteur*innen zueinander und den realisierten konkreten Projekten her (siche Abbil-
dung [5).

» Wenn man sich die ganzen Kooperationen ansieht, die es zwischen Wien
und Niederdsterreich gibt, wie den Verein Niederdsterreich-Wien und PGO,
dann sind die in der Ara der Landeshauptleute Siegfried Ludwig und Helmut
Zilk entstanden bzw. dann der Biosphdrenpark Wienerwald zwischen Erwin
Proll und Michael Hdupl. Jetzt kann man nur hoffen, dass es wieder ei-
ne Kooperationsbereitschaft gibt, um andere Dinge anzugehen, denn Themen
wie Klimawandel oder Demographie, wie ich mit einer alternden Bevdlke-

rung umgehe, wirden das meiner Meinung nach notwendig machen.“ (Ilse
Wollansky, 88-94)

Dieses Kapitel hat bei der Auswertung der Interviews in Bezug auf die Verbindlichkeit
der aktuellen Instrumente der Region Wien v. a. einen Blick auf den Status Quo und
die derzeit vorherrschende Praxis gelegt. Die von den Interview-Partner*innen vorge-
brachten Ideen zu ihrer (grundlegenden) Verdnderung werden im folgenden Kapitel in
Hinblick auf die Zukunft und den Aspekt der Notwendigkeit bzw. des Leidensdrucks

analysiert.

4.3.3. Zukunft und Entwicklungsméglichkeiten

Die interviewten Expert*innen legen ihren Blick in die Zukunft der Region Wien sehr
ganzheitlich und damit in einem raumplanerischen Sinn sowohl auf systemimmanente,
als auch auf externe Faktoren, welche die Realitdt bis 2040 verdndern konnten. Die
Interviewpartner*innen waren sich jedenfalls darin einig, dass der Leidensdruck grofer
werden muss, damit Verdnderungen stattfinden kénnen. Somit sind externe und interne
Faktoren bei Veranderungsprozessen nur in Kombination zu beriicksichtigen. Renate
Zuckerstétter beispielsweise betrachtet die moglichen zukiinftigen Verdnderungsprozesse
in der Region im Kontext der black swan theory von Nassim Nicholas Taleb, 2007, die
besagt, dass unvorhersagbare und unwahrscheinliche Ereignisse zu starken Konsequenzen

fithren und grundlegende Verdnderungen anstoflen bzw. nétig machen.

»Ich kann natirlich nicht in die Zukunft blicken und weifs nicht, welcher
,schwarze Schwan‘, also unvorhersagbare Dinge mit groffer Verdinderungs-
macht, wie jetzt die Corona-Krise, noch kommen wird bzw. welche krisenhaf-

ten Situationen der Klimawandel noch erzeugen wird. Natirlich kénnte es
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auch zu einer Mittelknappheit der Haushalte kommen, die dann eine ande-

re Form der Mittelverteilung einfordert. Aber ohne diese massiven Einfliisse

sehe ich es nicht kommen.“ (Renate Zuckerstatter, 158-163)

Auch Thomas Madreiter (vgl. Thomas Madreiter, 93-94) und Walter Pozarek se-
hen eine grundlegende Veranderung nicht kommen. Letzterer fasst gut zusammen, warum
eine Veranderung des aktuellen Systems ohne einen solchen schwarzen Schwan sehr un-
wahrscheinlich ist und auch er nicht daran glaubt. Der Mix aus den bereits besprochenen
starren verfassungsrechtlich verankerten Strukturen, die eine grenziiberschreitende Ko-
operation zur Fleiflaufgabe machen, eine schiefe Machtebene erzeugen und die Tatsache,
dass bei Verdnderungen am Ende niemand als Verlierer*in aussteigen darf, verunmogli-

chen diese in gewisser Weise.

»Ich halte wenig davon einfach etwas véllig Neues und Schéneres zu installie-
ren. Vielleicht ist es dafiir auch noch zu friih, weil die Vorstellungen dariber
noch weit auseinanderliegen. Vielleicht ist es auch utopisch, denn ich sehe
es nicht, dass einerseits Gemeinden und das Land NO auf einen Teil ih-
rer verfassungsmdafigen Rechte verzichten und andererseits Wien etwa ihre
Planungsagenda einer neuen regionalen Institution tibergeben wollen, also de
facto die MA 18 aufiost.“ (Walter Pozarek, 200-206)

Dennoch ldge genau in dieser Variante das grofite Verdnderungspotenzial unter aktuell
unverdnderten verfassungsrechtlichen Vorzeichen (im Sinne einer Verédnderung mit einer
Zweidrittel-Mehrheit im Parlament), die Rudolf Schicker, Manfred Wurm und auch Ilse
Wollansky in ihren Interviews als Ideen bzw. Wiinsche fiir die Zukunft vorbringen. Wurm
und Wollansky sehen dabei einen Ubergang zu formelleren und personenunabhéngigeren
Strukturen als notwendig an. Manfred Wurm wartet auf ein Mehr an Verbindlichkeit
in der Regionalplanung, da er sonst ihre Funktionsweise gefahrdet sieht (vgl. Manfred
Wurm, 216-218) und Ilse Wollansky hofft explizit auf mehr finanzielle Mittel fiir
Kooperationsvorhaben und eine gemeinsame Landesplanung fiir die Bundesldnder der
PGO.

»Ich hoffe, dass es bis dahin gelungen sein wird eine tatsdchliche Kooperati-
onskultur zu finden, vielleicht auch etwas formaler als es jetzt der Fall ist.
Nichts gegen die informelle Ebene, die ist gut und richtig und die hat ihre Zeit
und sie ist sicherlich besonders am Anfang eine gute Sache, aber irgendwann
muss es dann ein System geben, das madglichst personen- und besonders poli-

tiker *innenunabhdngig wird. Dass die Realisierung von Kooperationen nicht
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vom Good-Will einzelner Politiker*innen bzw. Beamt*innen bzw. wie gut die-
se miteinander kénnen, abhdingt. Wichtig wird auch sein, dass das Ganze
auf gescheite finanzielle Beine gestellt wird. [...] Und man soll die Hoffnung
nicht aufgeben, vielleicht gibt es wirklich einmal eine Planungsgemeinschaft,
welche die gemeinsame Landesplanung fiir Wien, Niederdsterreich und das
Burgenland macht. Auch die internationale Vernetzung der PGO hat noch
Potenzial und Luft nach oben.“ (Ilse Wollansky, 277-283 und 289-291)

Rudolf Schicker stof3t dabei in eine dhnliche Richtung: Thm schwebt in gewisser Weise eine
light-Variante von Pozareks und Wollanskys Szenario vor, ist aber einer gemeinsamen

Landesplanung auch nicht génzlich abgeneigt.

. Das heifit, wir konnten die OROK unentbehrlich machen und das ist etwas,
was man der PGO auch nahelegen wiirde. Fine Moglichkeit wdre beispielswei-
se, dass die drei Landesplanungsabteilungen jeweils einen Prozentsatz ihres
Budgets der PGO iibertragen, damit diese fiir die drei Linder die gemeinsa-
men Planungsgrundlagen liefert, z. B. das Verkehrsmodell, die Statistik her-
untergebrochen auf die Regionen, die Pendlerstromanalysen, etc... . Dann
wiirde die PGO Bedeutung bekommen und dann hdtte ihre Ezxistenz einen
Sinn. Darauf muss man hinarbeiten und wenn man das tber kurz oder lang
nicht zusammenbringt, dann ist es vielleicht besser, dass man sich einigt, die
PGO aufzulésen. Der andere Ansatz wdre natiirlich jenen Weg zu gehen, den
Berlin gegangen ist, mit der gemeinsamen Landesplanung mit Brandenburg,
aber wie sich das auswirkt, wird man in Wahrheit frihestens in 15 Jahren se-
hen, wenn Berlin sich eine Zeit lang so entwickelt hat, wie man sich das von

einer Hauptstadtregion eines 80 Millionen-Staates erwartet.“ (Rudolf Schi-
cker, 65-70)

Die im Zitat erwdahnte gemeinsame Landesplanung der deutschen Bundeslénder Berlin
und Brandenburg gilt besonders in Bezug auf die Gemeinsamkeit der Bundeslandgren-
zen tiberschreitenden Zusammenarbeit als beachtenswert (vgl. Priebs, 2019: 233ff.). Nach
20 Jahren der gemeinsamen Landesplanungsabteilung der beiden Bundesldnder lésst sich
erkennen, dass das damals als ambitioniert geltende Modell dem starken Entwicklungs-
und Verdnderungsdruck der Region gerecht werden konnte und heute eine solide Koope-
rationsbasis fiir regionalplanerische Weiterentwicklung bietet, die auch Akzeptanz bei
den politischen Akteur*innen beider Bundesldnder findet (vgl. Priebs, 2020: 214).

Des Weiteren ist an Schickers Aussage interessant, dass er eine Verédnderung der PGO als

unerlésslich ansieht, um dieser einen unentbehrlichen Stellenwert zu verschaffen. Auch
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Thomas Madreiter, der sich in seinem Interview fiir eine Starkung bzw. Erweiterung der
vorhandenen Instrumente ausgesprochen hat (vgl. Thomas Madreiter, 88-90),
sieht die Zukunft der PGO im Sinn von Tabelle [1] vermehrt als Marke bzw. als bewéhrte
Kooperations-GmbH, mit Auftrag und Selbstbewusstsein.

»Es kann natiirlich sein, dass es zu Verdnderungen kommen wird. Man konn-
te andenken, die PGO, die heute eine Artikel-15a- Vereinbarungsorganisation
ist, in Form einer GmbH zu organisieren und sie dann in weiterer Folge mit
mehr Auflenwirkung zu versehen, dhnlich dem VOR heute. Das miisste aber

politisch gewollt sein.“ (Thomas Madreiter, 94-98)

FEine Entwicklung der Region Wien hin zu einem stark formalisierten Regionsmodell mit
ausgepragten oOffentlich-rechtlichen Organisationsstrukturen (siche Abbildung , wie in
Stuttgart (Modell B) oder Hannover (Modell D1), scheint fiir die Interviewpartner*innen
teilweise zwar wiinschenswert, aber unrealistisch (vgl. Manfred Wurm, 61-62)
und wird zum Teil auch tendenziell abgelehnt (vgl. Thomas Madreiter, 59-60,
Walter Pozarek, 184-1991). Renate Zuckerstétter zeigt in ihrem Interview die
unterschiedlichen Rahmenbedingungen zwischen der Region Wien und Stuttgart auf
und fasst die fiir eine intensivere Stadtregionspolitik schlechten Vorzeichen wie folgt

zusaminen.

,» Wenn man sich die Geschichte der Region Stuttgart ansieht, wird man fest-
stellen, dass es diese Regionspolitik nicht geben wiirde, wenn es nicht in den
1980er Jahren zu einem massiven Einbruch bei der Industrie gekommen wd-
re. Dort wollte einerseits die Wirtschaft ganz stark diese Zusammenarbeit
und andererseits das Land Baden- Wiirttemberg, dass ihre Hauptstadt gut da
steht. In der Region Wien gibt es aber diese Industrie in der Form mnicht
und Wien ist auch nicht die Hauptstadt von Niederésterreich. Letzteres ist
sicherlich auch nicht ganz unwichtig, denn man hat in den letzten 30 Jahren
versucht, sich selbst eine Identitit zu geben und vom Drumherum von Wien
zu einem eigenen Bundesland mit eigener Hauptstadt zu werden. Somit war
es wohl in dieser Zeit der Identitdtsfindung und des Aufbaus einer eigenen
Landeshauptstadt strategisch auch nicht forderlich, Mittel in die Region einer
Millionenstadt zu geben.“ (Renate Zuckerstétter, 163-172)

Einer Meinung sind sich die Interview-Partner*innen jedenfalls in Bezug auf die kom-
menden Herausforderungen, welche auf die Region Wien zukommen. In diesem Zusam-
menhang werden einhellig die Klima- und die Corona-Krise sowie ihre jeweiligen Aus-

wirkungen auf die Lebensumstédnde der Menschen als externe Faktoren genannt (vgl.
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Thomas Madreiter, 100 und 111, Walter Pozarek, 176, Rudolf Schicker,

136-137, Ilse Wollansky, 92, Renate Zuckerstétter, 160). Dabei wird

v. a. eine durch voranschreitende Digitalisierung (Stichwort: Home-Office, vgl. Walter
Pozarek, 173, Rudolf Schicker, 146, Ilse Wollansky, [A.6.1} 286) und Ausbau
der Schiene (vgl. Thomas Madreiter, 103-104, Rudolf Schicker, 144-145)
eine verdnderte Verkehrssituation prognostiziert.

Konkret sieht Walter Pozarek den Druck fiir eine verstiarkte Kooperation zwischen den
Bundesléndern in der Region Wien wachsen, besonders auch deshalb, weil grundlegen-
de Fragen der Zukunft dieser Region noch zu l6sen sind. Wichtig ist auch sein Hinweis
auf die Nicht-Kalkulierbarkeit der Zukunft, besonders in einem System, dessen mogli-
che Verdanderungen so stark von externen Faktoren, politischen Akteur*innen und einem

gewissen Leidensdruck abhéngig sind.

»Aber am Ende ist es Kaffeesudlesen, denn als ich als Kind auf der Brinner
Strafe Autos nach Typen gezdhlt habe, hdtte ich mir nicht vorstellen kénnen,
dass ich das heute nicht mehr schaffen wiirde. Jedenfalls wird der Drang und
Zwang zum Zusammenarbeiten grofier werden, denn woher soll der Schotter
kommen, der in Wien verbetoniert wird oder woher das Wasser, wo wird der
MAll hingefiihrt? Und umgekehrt, wo und wie werden die Menschen arbei-

ten?“ (Walter Pozarek, 178-183)

Am Ende dieses Kapitels steht Rudolf Schickers Schlusssatz in seinem Interview. Es ist
ein Pliddoyer fiir ein Mehr an Kooperation, das in Zukunft nétig sein wird, unabhingig

der konkreten Instrumente, die dieses ermdglichen kénnen, sollen bzw. miissen.

wEs wird jedenfalls einen intensiven Austausch und Kooperation zwischen
Gemeinden der Region mit Unterstiitzung durch Bund und Ldnder brauchen.
Ob das in Form der vorhandenen oder mit neuen Instrumenten erfolgt, ist
dabei zweitrangig.“ (Rudolf Schicker, 148-150)
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Nachdem in Kapitel [2| die theoretischen Grundlagen des Themas dargelegt und in Kapi-
tel [4] die praktischen Erfahrungen und Einblicke aus den Interviews analysiert wurden,
verschrankt dieses Kapitel die Erkenntnisse beider, um in prignanter Form zu einer
Quintessenz der Forschungsarbeit zu kommen.

In Bezug auf Forschungsfrage 1 ist dabei festzustellen, dass die legistischen Rahmen-
bedingungen, die durch Entscheidungen in der Geschichte gepragt wurden, die aktuelle
Policy Arena der politischen Akteur*innen absteckt. Die bei der Formierung der Ersten
Republik entstandenen féderalen Strukturen mit starkem Hang zum Unitarismus sowie
die sich durch den Proporz manifestierende Dichotomie zwischen OVP und SPO im Zuge
der Griindung in der Zweiten Republik nach dem Zweiten Weltkrieg, waren dabei fiir die
heutige Situation entscheidend. Des Weiteren gab es letztendlich fiir die bis zum Ende
der k.u.k.-Monarchie iibliche Praxis der Eingemeindungen von Umlandgemeinden, um
stadtplanerische Herausforderungen der wachsenden Region Wien zu meistern, bis heute
keine vergleichbare Alternative mit dhnlich verbindlichem Charakter (Die letzten Einge-
meindungen fanden 1954 nach dem Ende des NS-Regimes statt). Somit konnen wir mit
einem reinen Blick auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen von einem regionalen Ne-
beneinander (siche Modell A in Abbildung[3) von Gemeinden und Bundeslédndern in der
Region Wien ausgehen. Dennoch zeigen die Interviews und die Fachliteratur, dass mit
den eingesetzten Instrumenten der vergangenen 50 Jahre fiir die drangendsten regional-
planerischen Herausforderungen grob-schematisch Antworten gefunden werden konnten.
Allen voran Planungsgemeinschaft Ost und Stadt-Umland-Management, die zwar mit
schwachen Ressourcen und kaum Kompetenzen ausgestattet wurden, aber in Verbindung
mit realisierten konkreten Kooperationsinitiativen, wie dem Verkehrsverbund Ostregion
(VOR), dem Marchfeldkanal oder dem Biosphérenpark Wienerwald (BPWW).

Mit einem Blick auf die Zweite Forschungsfrage wird erkennbar, dass das foéderal struk-
turierte osterreichische Raumordnungssystem formal keine grenziiberschreitenden Stadt-
Umland-Kooperation vorsieht und damit fiir politische Akteur*innen zu einer Fleiflauf-
gabe werden. Folglich werden tendenziell individualistisch orientierte Interaktionen im

Sinne des akteurszentrierten Institutionalismus begiinstigt (vgl. Kapitel . Dennoch
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wurde wertvolle gemeinsame Kooperationsarbeit zwischen den Bundesldndern und zwi-
schen den Gemeinden bzw. den Wiener Gemeindebezirken geleistet. Es zeigt sich, dass
die aktuellen Rahmenbedingungen eine verstéirkte grenziiberschreitende Zusammenar-
beit grundsétzlich auch nicht verhindern. Trotzdem miissen in diesem informell struk-
turierten Kooperationssystem offene Policy Windows (vgl. Kapitel, also geeignete
Konstellationen von interessierten Akteur*innen, abgewartet und genutzt werden, damit
ein addquater Policy-Output bzw. Policy-Outcome zu erwarten ist (vgl. Kapitel .
Nicht zu iibersehen ist auch, dass es trotz der beschriebenen herausfordernden Rahmen-
bedingungen, zu einer soliden faktenbasierten Grundlagenarbeit kommt, allen voran in
der PGO. Sie hat zwar keine strategische Raumplanung mit einem Blick auf langfristi-
ge Veranderungen (Policy-Impact) ermoglicht, wie sie innerhalb der Bundesldnder selbst
gemacht wird, aber den ganz groben Wildwuchs an Mainahmen verhindert. Dies ist auch
deshalb moglich, da die komplexen Strukturen von SUM und PGO eine Einbindung von
moglichst vielen politischen und administrativen Akteur*innen sicherstellen. Somit neh-
men diese beiden Instrumente eine wichtige Scharnierfunktion zwischen den Planungs-
abteilungen und Biirgermeister*innen bzw. Bezirksvorsteher*innen der betroffenen Bun-
deslander, Gemeinden und Gemeindebezirke ein. Hinzu kommt, dass die Raumordnung
als Querschnittsmaterie im Allgemeinen und regionale Kooperation und Koordination
im Speziellen tendenziell ein Politikfeld ist, womit politische Akteur*innen oftmals eher
Probleme und Herausforderungen sehen, als Chancen, Synergien und Mé&glichkeiten as-
soziieren, da sie auf Grund der mangelnden Verbindlichkeit auf offene Policy- Windows
hoffen und auf das Wort von interessierten Kooperationspartner*innen vertrauen miis-
sen.

Auf die dritte Forschungsfrage fokussiert, zeigen die Interviews mehrheitlich, dass ei-
ne verstéirkte Verbindlichkeit notwendig wére, v. a. fir ein proaktives Kooperieren von
Gemeinden und Bundesldndern. Einerseits durch das Installieren einer weiteren Verwal-
tungsebene, die eine gemeinsame Planung mehrerer Bundeslédnder iibernimmt (vgl. die
Regionsmodelle von Stuttgart, Hannover oder Berlin in Kapitel oder andererseits
durch finanzielle Anreizmodelle wie einem kompetitiv gestalteten Finanzausgleich, der
kooperative Gemeinden belohnt (vgl. das Modell der Schweizer Agglomerationspolitik
in Kapitel [4.3.3). Wobei hinzugefiigt werden muss, dass das Modell der Schweizer Ag-
glomerationspolitik durchaus als Ubergangsmodell mit einem Blick hin auf formalere
Organisationsstrukturen, eingehdngt wurde (vgl. Rumley, 2003: 4). Pradispositiv und
deterministisch wirkt dabei die Gsterreichische Foderalismus-Variante, welche die Bun-
desldnder ohnehin mit wenig Kompetenzen ausstattet und damit fiir diese eine Kom-

petenzabgabe an eine weitere Verwaltungsebene unattraktiv macht. Weiters lésst sich
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als Ergebnis der Interviews festhalten, dass die bereits vorhandene starke Kleinteiligkeit
Osterreichs (ca. 9 Millionen Einwoher*innen, neun Bundeslinder, Raumordnungskom-
petenzen sowohl auf Gemeinde-, als auch auf Bundesland-Ebene) das Installieren einer
weiteren Verwaltungseinheit als schwierig erscheinen lasst. Letztendlich muss aber her-
vorgehoben werden, dass eine verbindlichere Stadt-Umland-Kooperation in der Region
Wien notwendig sein wird, um den Herausforderungen der Zukunft begegnen zu kénnen.
Dafiir muss sich aber nicht zwangsweise etwas in der Verfassungskompetenz zur Raum-
ordnung dndern.

Der bei dieser Masterarbeit vorgenommene Fokus auf die Bedeutung von politischen Ak-
teur*innen in der Raumplanung der Region Wien hat somit auch gezeigt, dass ihre Posi-
tion in einem informell gepragten Kooperationssystem durchaus eine (macht)gewichtige
Rolle bei der Realisierung von Vorhaben entfaltet (vgl. Dohler und Manow, 1997: 24 in
Kapitel . Dieses Gewicht entfalten eigentlich nie Individuen alleine, sondern nur in
Verbindung mit gleichgesinnten weiteren Personen, die idealerweise mit einem &hnlichen

Kompetenzportfolio ausgestattet sind.

5.1. Personliche Bewertung und Handlungsempfehlungen

Wie einleitend festgehalten, ist Raumordnung im Idealfall ein Interessensausgleich, der
nicht die Wiinsche und Ideen einzelner (grofierer) Akteur*innen in den Vordergrund
stellt, sondern regionale Ziele verfolgt, die allen Einwohner*innen eine hohe Lebens-
qualitat, kurze Wege und Wohlstand sichert (vgl. Gorgl und E. Gruber, 2015: 278 in
Kapite. Das Ziel fiir die Region Wien muss es letztendlich sein, dass eine Form der
positiven Koordination erreicht und damit eine proaktiv-strategische Raumplanungspra-
xis etabliert wird (vgl. Scharpf, 1993; 58 in Kapitel, welche die drdngenden sozialen
und wirtschaftlichen Probleme der Menschen im Blick hat. Diese Situation starkt lang-
fristig gesehen auch die Position der Raum- und Regionalplaner*innen in der Policy
Arena.

Ebenso wichtig ist hervorzuheben, dass jegliche ernstzunehmende zukiinftige Initiative,
die fiir eine verbesserte grenziiberschreitende regionale Kommunikation, Koordination
und Kooperation sorgt, ein Gewinn fiir die Region im Sinne eines kollektiven Lernprozes-
ses ist und es letztendlich zu in immer grofleren aufeinanderzufithrenden Schritten kommt
(wie beispielsweise die regionale Leitplanung oder die Wirtschaftskooperation Marchfeld
in Niederosterreich) (vgl. Gorgl, Doringer und Herburger, 2020: 18, nach Danielzyk und
Sondermann, 2018: 971). Die aktuelle Konfiguration in der Region Wien mit informel-

len Strukturen in der grenziiberschreitenden Kooperationsarbeit, welche Verbindlichkeit
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und Vertrauen schaffen und somit den handelnden politischen und administrativen Ak-
teur*innen materielle Werkzeuge (hardware) zur Verfiigung stellen (vgl. Schneider und
Janning, 2006; 72 in Kapitel , fiihrt letztendlich auch zu einem Machtungleichge-
wicht innerhalb des Systems. Es bevorzugt die méchtigeren kollektiven Akteure, da sie
mehr im Aushandlungsprozess anbieten konnen. Damit kénnte aufbauend auf Basis der
bereits weit entwickelten grenziiberschreitenden Kommunikationskultur auf kommuna-
ler und foderaler Ebene in der Region Wien, eine Verdnderung der Rechtsnormen (in
Verfassungsrang) zu einer merklich verstérkten Kooperationskultur fithren. Denn Rechts-
normen sind die Basis fiir unser gesellschaftliches Zusammenleben und regeln letztendlich
unsere politischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhéltnisse sowie den Ausgleich von
Interessen. Die Wichtigkeit dieses Zusammenspiels von verbindlichen Rechtsnormen und
guter Kommunikationsarbeit fiir die grundlegende Verdnderung sozialer Prozesse zeigen
v. a. auch die Erkenntnisse der Forschung in Bezug auf Minderheitenrechte (allen voran
feministischer Forschungsarbeiten, Cordes, 1996: 33ff.).

Die jiingste Vergangenheit ist geprigt von einer dynamisierten weiteren Offnung der
Schere zwischen Arm und Reich (vgl. Hall, Massey und Rustin, 2013: 9f.), die mit einer
politischen Polarisierung einher geht (siehe z. B. die Wahl von Donald Trump, 2017 oder
den Brexit, 2020) und somit tendenziell ein konfrontatives und weniger ein kooperatives
Klima schafft (vgl. Florida, 2017: 17). Ein personlicher Blick in die Zukunft zeigt, dass
formalere und verbindlichere Strukturen in der Stadt-Umland-Planung zumindest re-
gional diesen polarisierenden Entwicklungen entgegenwirken und eine Kommunikation,
Koordination und Kooperation auf Augenhohe schaffen koénnen. Insofern darf grenziiber-
schreitende Kooperation aber nie nur Mittel zum Zweck sein und formellere Strukturen,
nie nur ,zum Quatschen“ geschaffen werden, wie Walter Pozarek 206) dies im
Interview pointiert auf den Punkt gebracht hat. Auch eine Schaffung einer Region Wi-
en Kooperations-GmbH (in Anlehnung an die Best practice-Stadtregionsbeispiele aus
Deutschland bzw. an die Idee der PGO als Marke) mit dem Ziel der Steigerung von
privaten Partikularinteressen in Form von Kapitalakkumulation, der Schaffung weiterer
Spiralen wirtschaftlicher Instabilitét, territorialer und politischer Polarisierung, oder der
stadtisch-sozialrdumlichen Fragmentierung ist fiir die Zukunft der Region Wien abzu-
lehnen und eine Verbesserung der Lebenssituation aller Menschen, im besonderen jener,
die im Zuge des kapitalistischen uneven spatial developments zuriickgelassen werden, zu
unterstiitzen (vgl. Brenner, 2019: 228f. und 256ff.).

Zusammenfassend und auf die Titelfrage abschlieend eingehend, ob die Region Wien ei-
ne Utopie ist, bleibt festzustellen, dass es einerseits sehr wohl eine Region Wien mit man-

nigfaltigen Austauschbeziehungen gibt und Stadt-Umland-Kooperationen durch enga-
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5.1. Personliche Bewertung und Handlungsempfehlungen

gierte Akteur*innen der Politik und Verwaltung stattfinden. Diese werden vom Leidens-
druck besonders bei Verkehr und Erhalt von Griin- und Agrarraum sowie von einer Pri-
se Zufall angetrieben. Andererseits ist eine wesentliche Erkenntnis dieser Masterarbeit,
dass eine auf Rechts- und Planungssicherheit basierende, akteur*innenunabhéngige, ver-
bindliche, formalisierte und vorausschauende Stadt-Umland-Kooperationsarbeit, bis auf
weiteres eine Utopie bleibt, sofern externe Faktoren wie Auswirkungen der Wirtschafts-,
Klima- oder /und Corona-Krise, nicht auf den Leidensdruck zur Verdnderung der gesetz-

ten Strukturen mafigeblich einwirken.
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5. Quintessenz der Ergebnisse

Abbildung 17.: Vorbild Schweizer Agglomerationspolitik? Der Bund gibt Rahmen und
Ziele fiir regionale Kooperationen vor. (Eigene Aufnahme vom 9. August
2020, Blick vom Chiiemettler, 1.704 m ii. M. auf den durch Zersiedelung
gepragten Ziiricher Agglomerationsraum mit dem Ziirchersee im Hinter-
grund (v. Ost n. West))
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A. Anhang

A.1. DI Thomas Madreiter

A.1.1. Interview

Interview-Partner: DI Thomas Madreiter

Rolle des Interview-Partners: Planungsdirektor der Stadt Wien

Ort der Aufnahme: Planungsdirektion im Wiener Rathaus, 1082 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 13. Juni 2020, 16.00 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 41min 50sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Neuber: Vielen Dank, dass Sie sich Zeit fiir ein Interview genommen haben! Diirfte ich sei einladen, sich
zu Beginn des Interviews vorzustellen und einen Blick zuriick auf ihre Karriere als Abteilungsleiter
der MA 18 - Stadtentwicklung und Stadtplanung und als Planungsdirektor der Stadt Wien zu werfen,
mit besonderem Augenmerk auf die Meilensteine und Highlights der Stadt-Umland-Kooperation?

Madreiter: Mein Name ist Thomas Madreiter und ich bin insofern ein typischer Wiener, als dass ich nicht
aus Wien komme, sondern aus dem Bundesland Salzburg. Mit 20 Jahren bin ich gekommen um zu
bleiben und habe an der TU Wien Raumplanung studiert. Die Stadt-Umland-Kooperation ist mir v. a.
auch deshalb ein groBBes Anliegen, weil ich aus einer 5.000 Einwohner-Gemeinde komme und mir
die Sichtweisen und Befindlichkeiten von Kleingemeinden daher versténdlich und naheliegend sind.
Mittlerweile habe ich mir einen durchaus positiven Blick auf unsere Stadt-Umland-Kooperationen in
der Region Wien angeeignet.

Neuber: Bleiben wir gleich bei den Stadt-Umland-Kooperationen in Wien. Die Planungsgemeinschaft Ost
(PGO) oder das Stadt-Umland-Management (SUM) sind Instrumente der Zusammenarbeit die v. a.
auf der informellen Ebene wirken, wére eine stérker verfasste Kooperation nicht zielfiihrender?

Madreiter: Ich méchte voraus schicken, dass es fir das Versténdnis wichtig ist, in die Geschichte zu bli-
cken und sich anzusehen, wie sich das Verhaltnis von Wien und Niederdsterreich entwickelt hat.
Hervorzuheben ist hier die Geschichte der NS-Zeit mit GroB-Wien und auf welchen Uberlegungen
dieses Konstrukt aufgebaut war. AuBerdem auf welchen Grundlagen die Abgrenzungsentscheidung
nach der Besatzungszeit erfolgt ist, ndmlich nicht hin auf den Zustand vor 1938.

Ja, wir haben selbstverstandlich eine Kooperation, mit Instrumenten, die Kinder ihrer Zeit sind! Die
PGO atmet natlirlich in gewisser Weise den Geist der Zeit von vor ca. 40-45 Jahren, als sie etabliert
wurde. Das SUM ist erheblich jlinger und ihre Fokussierung auf eine Kooperation auf kommunaler
Ebene — im Gegensatz zur PGO auf Léanderebene — zeigt auch einen Wandel vom Kooperations-
verstandnis im Laufe der Zeit, ndmlich weg von einer strategischen, hin zu einer stérker umset-
zungsorientierten Ebene.

Ihre Frage nach der Verbindlichkeit scheint mir am Wesenskern vorbei zu gehen, denn am Ende
des Tages ist der Outcome entscheidend. Verbindlichkeit kann Bedeutung haben, muss es aber
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nicht. Sie sind hier gefragt dort genauer hinzusehen, wo der Outcome nicht passt und ob es mit
einer nicht vorhandenen vierten Verwaltungsebene zusammenhéngt, die eine starkere Verbindlich-
keit sichert. Des weiteren kommen dabei alle Fragen der demokratischen Legitimierung, die diese
vierte Ebene sichert, ins Spiel.

Neuber: In unserer aktuellen Verfasstheit spielt der politische Wille, das Interesse und Engagement der

handelnden Akteur*innen eine grof3e Rolle. Wahlkdmpfe, regionale Dynamiken usw. tiben sténdig
Einfluss auf die Kooperationsbereitschaft. Wie ist dazu ihre Wahrnehmung in ihrer tdglichen Arbeit?

Madreiter: Ja, das merkt man, aber nicht wesentlich anders als in jeder anderen demokratiepolitischen

Zusammensetzung im Ringen um Kompromisse und Zustimmung. Ich finde das ist systemimma-
nent und ich habe auch Uberhaupt kein Problem damit, dass wir bei diesem Thema geschérfte
Rollendiskurse haben. Etwas holzschnittartig gesagt, nehmen die Kolleg*innen aus Niederdster-
reich und dem Burgenland die Anwaltsrolle fiir Positionen aus dem ruralen Bereich und wir fir
Themen aus dem stadtischen Bereich wahr. Besonders im Bereich der Mobilitdt werden diese un-
terschiedlichen Zugéange und Sichtwiesen bemerkbar. Aber natirlich sind auch hier die Grenzen
verschwimmend und mit einem Blick auf die funktionale Stadtregion, merkt man, dass die Verwal-
tungsgrenzen nicht mehr die zentrale Bedeutung haben.

Besonders im Kontext von ganz Osterreich wiirde ich sagen, dass wir das im GroBen und Ganzen
gut meistern. Im Tiroler Inntal oder im Steirischen oberen Miirztal bilden sich bandstadtartige Agglo-
merationszonen aus und im Gegensatz zur funktionalen Region Wien, sehe ich das Bewusstsein,
dass eigentliche stadtrdumliche Fragestellungen zu I6sen, sind dort viel geringer ausgebildet.

Neuber: Wenn wir diese Herausforderungen in einem gesamtdsterreichischen Kontext sehen, kénnten

nicht auch Initiativen von Bundesebene — wie aktuell das 1-2-3 Ticket eines ist'] — zu Verbesserun-
gen der Kooperation flihren?

Madreiter: Grundsatzlich, ja. Das 1-2-3 Ticket ist eine Initiative, wo man weiterarbeiten kann, der Weg

zum Ziel ist allerdings noch ein weiter. Jenseits des begriBenswerten Umstands, dass es zu einer
starken Vereinfachung der Tarifstruktur sowie in der Mehrzahl zu erheblichen Preisreduktionen fir
die Pendler*innen fiihrt, stellt sich natirlich die Frage, ob dieses Konzept hinreichend differenziert
ist. Zusatzlich mlssen wir festhalten, dass vielfach nicht der Tarif, sondern das mangelnde Angebot
das Problem ist, von der oft problematischen Siedlungsstruktur einmal ganz abgesehen.

Neuber: Gébe es Ihrer Meinung nach andere Initiativen von Seiten der Bundesebene, die sich unterstit-

zend auf die Stadt-Umland-Kooperation auswirken kénnten?

Madreiter: Ja, absolut und das halte ich fiir sehr viel sinnvoller als den Ruf nach einer weiteren verbind-

lichen regionalen Planungsebene: Man kénnte nach Schweizerischem Vorbild wesentliche Finanz-
ausgleichsiibertragungen auf die anderen Ebenen an reale Kooperationserfolge knupfen. In diesem
Zusammenhang ware es sehr sinnvoll nachzudenken, wie wir zu einem aufgabenorientierteren Fi-
nanzausgleich kommen. Denn die Herausforderungen enden nicht bei der Raumordnung, sondern
gehen Uber beispielsweise zu den Themen Gesundheit oder Bildung. Hier wére es gut, wenn von
Bundesebene aus sinnvolle Kooperationsanreize gesetzt und Mittelvergaben kompetitiv gestaltet
werden. Letztendlich, dass jene belohnt werden, die kooperativ handeln und gemeinsam agieren,
von der Betriebsflachenausweisung iber gemeinsame Infrastrukturen wie Hallenbad oder Sport-
platz, bis zur Bindelung von Know-how in der Verwaltung und Planung, wére hier vieles denkbar,
das dadurch angestof3en werden kénnte.

Eines muss man zu der Thematik noch ergénzen und das sieht man besonders beim OPNV: Os-
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terreich ist in etwa so gro3 wie Bayern, hat aber dennoch neun Bundeslander und damit neun
unterschiedliche Bestellregime — Es herrscht eine starke Kleinteiligkeit, die bei aller Wertschétzung
des Fdderalismus, nicht immer nur Vorteile bringt.

Neuber: Ein Thema, das in diesem Zusammenhang oft angesprochen wird ist die Schwierigkeit Augen-

héhe herzustellen, z. B. zwischen der 2 Millionen Stadt Wien und einer 200 Einwohner Umland-
Gemeinde. Welche Ansétze gibt es da von Seiten der Stadt Wien um diese herzustellen?

Madreiter: Ganz simpel und da werde ich jetzt sehr Hands-on: Persdnlicher Respekt! In meinen 15 Jah-

ren, in denen ich hier in Leitungsverantwortung bin, habe ich — hoffentlich - keinen einzigen Termin
mit Birgermeistern von Umlandgemeinden ausfallen lassen. Ich nehme alle Anliegen ernst und
kiimmere mich darum, auch wenn sie manchmal gar nicht in meinen engeren Einflussbereich fal-
len. Das ist eine Frage von Respekt und Wertschétzung. Ich finde es z. B. sehr wichtig, dass wir
uns alle zwei Jahre in einen Bus setzten und durch das Umland fahren, um uns erklaren zu las-
sen, welche neuen Entwicklungen es gibt. Es ist eine Frage des Mindsets, dass beispielsweise
selbstverstandlich nicht jede Besprechung zu diesem Thema hier in Wien statt zu finden hat. Das
halte ich fiir viel wichtiger, als Fragen nach weiteren formellen Ausdifferenzierungen. Klar, kann ich
nicht im Umkehrschluss auf alle Strukturen und jede Governance verzichten, weil ich es im Geflhl
habe, aber nach meiner Erfahrung der letzten Jahre, kann im Raum Wien mit dieser Organisati-
onslandschaft und den Verantwortlichen damit sehr gutes Auslangen gefunden werden. Wir sind
gefordert das Vorhandene mit Leben zu erflllen und dort wo es Verbesserungsbedarf gibt, den
Werkzeugkasten auch zu erweitern.

Neuber: Aufbauend darauf: Wie wird die Region Wien im Hinblick auf die Stadt-Umland-Kooperation in

20 Jahren, also 2040, aussehen?

Madreiter: Also was die Grundverfasstheit anbelangt, glaube ich, dass es gleich wie heute aussehen

wird. Was die Kooperation anbelangt, kann ich es in Wahrheit nicht sagen. Es kann natdrlich sein,
dass es zu Verdnderungen kommen wird. Man kdnnte andenken, die PGO, die heute eine Artikel-
15a-Vereinbarungsorganisation ist, in Form einer GmbH zu organisieren und sie dann in weiterer
Folge mit mehr AuBenwirkung zu versehen, ahnlich dem VOR heute. Das musste aber politisch
gewollt sein.

Ganz grundsatzlich glaube ich, dass die nachsten Jahrzehnte ganz massiv vom Kampf gegen den
Klimawandel gepragt sein werden. Dazu wird man Strukturen benétigen, die kompakter und schlag-
fertiger sind sowie stérker kommunikative Aufgaben Ubernehmen kénnen, als dies bisher der Fall
ist. Rein inhaltlich sehe ich im Bezug auf die Verkehrssituation massive Veranderungen auf uns
zukommen. Also, der derzeitige Zustand, dass der Modal Split, der die Stadtgrenzen Uberschreitet
in etwa umgekehrt ist, wie jener innerhalb der Stadtgrenze, wird nicht zu halten sein. Bereits jetzt
erkennen wir einen gesamtgesellschaftlichen Trend zu urbanen Siedlungsstrukturen, sprich, das
freistehende Einfamilienhaus wird es in Zukunft immer weniger geben. In diesem Zusammenhang
sehe ich einen hohen Reparaturbedarf der Siedlungsentwicklung der 1970er- und 1980er-Jahre,
gerade auch im Hinblick auf den Klimawandel. Weiters bin ich davon tiberzeugt, dass in 20 Jahren
die spurbaren Unterschiede zwischen Wien und den Gemeinden in Niederdsterreich abnehmen
werden, da die Angebote, die wir der Bevdlkerung machen miissen weniger damit zu tun haben
werden auf welcher Seite der Grenze jemand wohnt. Gerade auch im Hinblick auf die Corona Pan-
demie, werden wir in 20 Jahren andere Arbeitsformen haben und weniger Menschen werden finf
Mal die Woche in die Arbeit pendeln. All diese Dinge werden aber nicht zwangsweise deshalb pas-
sieren, weil wir eine weitere Verwaltungsebene haben werden, sondern intelligent unsere Kanale
bedienen.
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Neuber: Herr DI Madreiter, ich danke Ihnen fiir das Interview!

A.1.2. Kategorisierte Zusammenfassung

Kategorie Zusammenfassung Zeilennr.
Politische
Prioritdtensetzung
(Raumordnungspolitik)
Machtstrukturen
Auf Goveranance-Strukturen kann man nicht ganz verzichten, 7700
Koordination und zentral sindaber Respekt und Wertschatzung.
Kooperation Gescharfte Rollendiskurse sind wichtig um weiter zu kommen 35-43
Fiir das Verstdndnis des Heute ist ein Blick in die Geschichte
wichtig. Besonders wichtig ist die Entstehung Wien nach dem
2. Weltkrieg. 15-25
Die heutigen Instrumente wie PGO und SUM sind Kinder ihrer
Zeit,.
Geschichte In der Zukunft: Reperaturbedarf der Siedlungsentwicklung 100-115
der 1970er und1980er Jahre
Initiativen zu mehr inter-Bundesldndlicher Zusammenarbeit
vom Bund sindSinnvoll, besonders finanzielle Anreize wie in 51-69
der Schweiz.
Gesetzlicher Rahmen Grundverfasstheit wird sich nicht &ndern in absehbarer
93-98
Zukunft.
Raumordnung ist ein demokratiepolitischer Prozess, wie
. 35-43
jeder andere auch.
Wien nimmt eher stddtische Position, Burgenland und
Niederosterreich eherEine rurale Position ein. 35-43
Politikfeld RO / RP — - — ——
Foderalismus: Qsterrelch ist sehr kleinteilig, merk man 70-73
besonders beimOPNV.
Frage nach Verbindlichkeit geht am Wesenskern vorbei, 26-31
der Outcome istEntscheidend.
Formalisierung Kooperatives Mindset ist wichtiger als formalisierte 81-90
Strukturen
Die heutigen Instrumente wie PGO und SUM sind Kinder
ihrer Zeit — Wandel von strategischer Kooperation hin zu 15-25
konkreter Umsetzung
Instrumente Instrumente sollen verandert werden, bspw. PGO zu
. 93-98
einer GmbH
Leidensdruck / Klimawandel und Autoverkehr in die Stadt sind die 93-08

Notwendigkeit

grofiten Herausforderungen

112




A.2. Dipl. Piad."™ Monika Obereigner-Sivec

A.2. Dipl. Pad." Monika Obereigner-Sivec

A.2.1. Interview

Interview-Partnerin: Dipl. Pad.i™ Monika Obereigner-Sivec

Rolle der Interview-Partnerin: Biirgermeisterin von Grof-Enzersdorf (SPO)
Ort der Aufnahme: Rathaus, Rathausstrafie 5, 2301 Grof-Enzersdorf
Aufnahmezeitpunkt: 22. Juni 2020, 9.05 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 56min 27sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Anmerkungen: Nur die folgenden Passagen des Interview

wurden zur Veroffentlichung autorisiert!

,Mit der Stadt Wien habe ich keine Augenhéhe.” (Zeile: 66)

,Bei den Gemeindekooperationen muss man vorab wissen, dass wir als Gemeinden nach
Bezirkszugehdrigkeit organisiert sind. Innerhalb eines Bezirks funktioniert die Kommunikati-
on vergleichsweise gut, bezirksibergreifend wird es allerdings schon wieder schwierig. Am
Beispiel von GroBB-Enzersdorf ist dies v. a. bei der Flughafenthematik sichtbar. Wir sind die
einzige Flughafenanrainergemeinde im Bezirk Gadnserndorf, alle anderen Gemeinden sind
im Bezirk Bruck/Leitha. Da kann es durchaus vorkommen, dass auf uns bei der Ubermittlung
der einen oder anderen Information vergessen wird, weil sich die anderen Gemeindevertre-
ter*innen ohnehin in ihrem Bezirk éfter austauschen. [. .. ] Auf Bezirksebene gibt es bereits
eine vergleichsweise gute gegenseitige parteitibergreifende Abstimmung zwischen den Ge-
meinden, das haben wir jetzt auch wdhrend Corona gesehen, wo wir uns beispielsweise
beztiglich der Offnungszeiten der Kindergérten abgesprochen haben.“ (Zeilen: 147-154 und
55-58)

LAuf Landesebene haben wir zu unseren Landesrét*innen einen guten Draht, besonders
hervorzuheben ist es beim Thema Gesundheit zu Landesrétin Ulrike Kénigsberger-Ludwig.
Seit Kurzem und Corona-bedingt haben wir auch eine SPO-Biirgermeister*innen-Konferenz
via Zoom, wo wir uns zu thematischen Schwerpunkten mit unserem Parteivorsitzenden, Lan-
desrét*innen und im Verband sozialdemokratischer Gemeindevertreterinnen (GVV) austau-
schen und abstimmen.” (Zeilen: 51-55)

LAber ganz grundsétzlich glaube ich, dass diesbezliglich noch viel Potential und Luft nach
Oben da wére. Aber viele der Dinge gibt es nicht, weil die Leute nicht wollen, sondern weil
Kooperation auch einen zusétzlichen Arbeitsaufwand und eine zusétzliche Arbeitsbelastung
bedeutet. Insofern hat sich eingebdrgert, dass der Kontakt dann gesucht wird, wenn ein
konkretes Thema aufpoppt und nicht laufend und regelménBig.” (Zeilen: 58-63)

»Im Stadt-Umland-Management werden da viele Themen andiskutiert und besprochen, aber
da wére noch viel mehr méglich.” (Zeilen: 99-100)

LAus der Geschichte heraus haben wir die glinstige Lage, dass die Zone 100 bis GroB3-
Enzersdorf gliltig ist. Friher fuhr die StraBenbahn, heute die Buslinie 26A bis nach Grof3-
Enzersdorf Stadt. Eine Ausweitung der Zone 100 bzw. Verldngerung des 26A in Richtung
Katastralgemeinden ist fiir uns schon seit Langem ein wichtiges Thema, weil die Gemeinde
wéchst, speziell die Katastralgemeinde Oberhausen. Rein technisch wére eine Verldngerung
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der Buslinie eine simple Lésung und der éffentliche Verkehr wére stark verbessert, aber die
Uberwindung der Zonengrenze scheint unméglich zu sein, da die Wiener Linien, die den
26A betreiben, nur innerhalb der Zone 100 verkehren und auBerhalb der Zonengrenze sind
wir im Bereich des Verkehrsverbunds Ostregion (VOR), wo wiederum ganz andere Rahmen-
bedingungen gelten. Hier eine Kooperation bei diesem speziellem Thema zu finden ist ganz
schwierig. Hinzu kommt, dass bei uns vom VOR ganz viele Bus-Kilometer weggefallen sind
und Linien eingestellt wurden: Der Postbus fahrt nicht mehr so oft wie friher und der letzte
Bus des VOREs in Richtung Osten fahrt um etwa 20.30 Uhr, wéhrend der letzte Wiener Linien
Bus um etwa 1.00 Uhr féahrt.” (Zeilen: 16-29)
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A.3. DI Walter Pozarek

A.3.1. Interview

Interview-Partner: DI Walter Pozarek

Rolle des Interview-Partners: Geschiiftsstelle der PGO fiir NO (a.D.)

Ort der Aufnahme: Café Eiles, Josefstadter Strafie 2, 1080 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 9. Juni 2020, 14.00 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 01h 07min

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Neuber: Vielen Dank, dass Sie sich Zeit fir ein Interview genommen haben! Ich steige gleich direkt
ins Thema ein und stelle fest, dass der groBe Wurf bei einer raumplanerischen Kooperation zwi-
schen Wien und Niederdsterreich in der Region Wien noch nicht passiert ist. Woran liegt das? An
parteipolitisch-strategischen Differenzen der beiden Lédnder, am Willen der handelnden Personen
oder an einem ganz anderen Grund?

Pozarek: Sehr gerne! Ich stelle fest: Die Region Wien gibt es und zwar in einer sehr engen und starken
funktionellen Verflechtung. Auch die Planungsgemeinschaft Ost (PGO) gibt es seit etwa 40 Jahren,
das Stadt-Umland-Management (SUM) seit 15 Jahren, es gibt Wirtschaftsagenturen in Wien und
Niederdsterreich, die mit einander kooperieren. Und wenn Sie heute Uber die Stadtgrenze fahren,
werden sie nicht genau definieren kdnnen wo Wien aufhért und NO anfangt, trotz unterschiedli-
cher Bauordnungen und anderer Gesetze. Was es nicht gibt, ist eine Organisation, die man als
Planungsverband bezeichnen kann.

Politisch ist eine Kooperation manchmal gewlinscht und manchmal nicht. Wenn man vom Anderen
etwas braucht, dann kooperiert man gerne, umgekehrt Gberlegt man sich das genau. Die parteipo-
litische Situation in Wien und NO ist seit Jahrzehnten wie sie ist, gesetzt mit Schwarz und Rot. Je
nachdem wie die Chemie zwischen den handelnden Akteuren ist, findet Kooperation statt oder auch
nicht. Zwischen Michael Haupl und Erwin Préll hat es natirlich auch geknirscht, aber grundsatz-
lich war immer eine Basis und ein guter Umgang miteinander da. Die jeweilige politische Situation
schlagt dann in weiterer Folge Uber die hohe Beamtenschaft bis in die Verwaltungsstrukturen durch.

Neuber: Dazu kommt ja dann noch die Gemeinde-Ebene...

Pozarek: Die Gemeinden sind einer Kooperation alles andere als abgeneigt, sie wollen nur nicht jeman-
den, der ihnen sagt wie und wobei sie kooperieren sollen. Jahrliche Treffen mit Schulterklopfen und
betonter Wertschéatzung kann man machen, aber meiner Erfahrung nach sind die Gemeinden dann
umso kooperativer, desto konkreter die Projekte oder Anliegen sind. Ein Beispiel eines solchen kon-
kreten Projektes war das Aktionsprogramm Raum Wien Simmering — Schwechat, wo in der PGO
ein Masterplan fir ein interkommunales Entwicklungsgebiet Ailecgasse — Liesingtal unter Einbe-
ziehung der Gemeinden, Bezirke und der Wirtschaftsagenturen der beiden Lander erstellt wurde.
Sobald der Masterplan aber fertig war, erlosch das politische Interesse flir das Projekt und gebaut
wurde nie. Eine Begrundung fir diese Entscheidung blieb ebenfalls aus.

Neuber: Bleiben wir doch gleich bei der PGO, die wére doch eigentlich ein méchtiges Instrument fir
wirksame Kooperation, mit einem Gesetz in Verfassungsrang als Basis oder wie sehen sie das?

Pozarek: Die PGO ist weder institutionell, noch finanziell, schon gar nicht personell machtig. Sie ist kei-
ne eigene Rechtspersonlichkeit und die wenigen Bediensteten, die dort arbeiten, sind jeweils von
beteiligten Landern (Wien, NO und Burgenland) dafiir abgestellt. Ja, man kénnte mit der PGO viel
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machen, aber man kénnte ihr jedenfalls nach derzeitiger Rechtslage kaum hoheitliche Aufgaben
Ubertragen. Daher haben wir uns auf konzeptionelle Arbeit beschrénkt, die Iander- und fachiber-
greifend war. Man kann auch sagen, dass es ein wunderbarer Freiraum zum gemeinsamen Nach-
denken abseits des téglichen Trubels war. Mit — wie ich glaube — herzeigbaren Ergebnissen.

Auch der Name und seine Geschichte ist interessant und sagt viel aus. Die PGO hat sich um ge-
meinsame raumliche Anliegen der Ost-region (also der Bundeslander Wien, NO) und Burgenland)
zu kimmern.

Im Zuge der Erstellung der Strategien zur rdumlichen Entwicklung der Ostregion (SRO) kam es zu
Diskussionen dariber, wie das Werk den benannt werden soll. Stadtregion Wien wurde abgelehnt.
Auch Stadtregion Ost. Dann einigte man sich letztlich auf SRO+....

Neuber: AuBerdem gibt es ja mit Niederdsterreich ein Bundesland, dass auch dabei war und ist sich eine
eigene Ildentitét zu finden und aufzubauen, mit eigener Landeshauptstadt z. B.!

Pozarek: Ja nicht nur das, auch die einzelnen Regionen im Wiener Umland haben ihr Selbstbewusst-
sein entwickelt. Die Unterschiede werden oft nicht aufgrund der rdumlichen Lage der Region sicht-
bar, sondern eher dort, wo die Regionen ihre Schwerpunkte setzen: Fremdenverkehr, Industrie,
Landwirtschaft, etc.! Letztendlich haben wir in der PGO versucht Grundprinzipien der rdumlichen
Entwicklung zu formulieren, die fir alle Giltigkeit haben. Diese sollten dann in der gesamten Stadt-
region in Wien, NO und Burgenland Anwendung finden. Heute beispielsweise in den regionalen
Leitplanungen in NO.

Neuber: Gut, es gibt also Grundprinzipien und ein Grundkonsens ist da. Es gibt, wie Sie gesagt haben,
sehr enge und starke Verflechtungen. Man kénnte auch sagen, ein Mehr an Kooperation braucht
es dann gar nicht?

Pozarek: Nein, da gibt es einen Unterschied! Es braucht vor allem konkrete Projekte, die ein gemeinsa-
mes Interesse oder Betroffenheit auf beiden Seiten der Grenze hervorrufen. Da kann es nicht genug
davon geben! Der Fehler, der meiner Meinung nach bisher bei Uberlegungen zu neuen Koopera-
tionsstrukturen gemacht wurde war, dass das Pferd von hinten aufgezdumt wurde: Man will eine
mdoglichst makellose Institution mit Management fir die Stadtregion schaffen, ohne eine konkrete
Idee davon zu haben, wie und zu welchen Themen eine Kooperation auf dieser Ebene aussehen
kénnte.

Neuber: Mit der Konzentration auf konkrete Projekte habe ich aber noch nicht das Problem der Verbind-
lichkeit geldst. Letztendlich kénnen sich beide Seiten auf eine Vorgehensweise einigen, aber nie
etwas davon umsetzen und es gibt auch kein gegenseitiges Druckmittel um dies beim jeweils ande-
ren durchzusetzen. Da wére doch eine Ebene sinnvoll, wo man sich verbindlich etwas ausmachen
kann oder?

Pozarek: Ein Projekt, das sehr konkret und abgegrenzt war und auch gut funktioniert hat, war die Errich-
tung des Marchfeldkanals. Auch da gab es eine 15a Vereinbarung zwischen Wien, NO und dem
Bund. Es wurde eine Planungsgesellschaft gegriindet, die einen Wettbewerb ausgeschrieben hat.
Spéter wurde diese in eine Errichtungsgesellschaft und dann in eine Betriebsgesellschaft umge-
wandelt. Alles nur fir dieses konkrete Projekt, fir dieses abgegrenzte gemeinsame Vorhaben. Ich
will gar nicht bewerten, ob da immer so perfekt zusammengearbeitet wurde oder ob es das beste
Ergebnis ist. Den Kanal gibt es jetzt jedenfalls, das ist ein gemeinsames Projekt Uiber die Landes-
grenzen hinweg, das umgesetzt wurde. Da kdnnen die Menschen mit dem Rad entlang fahren, die
Bauern Wasser entnehmen usw. Konkrete Vorhaben, die zu einer Arbeitsgemeinschaft fihren und
umgesetzt werden: Das sind fir mich der Wert und Nutzen einer Kooperation.

Solche Kooperationsprojekte sollte man visionar und ohne Scheuklappen denken und sie bediirfen
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A.3. DI Walter Pozarek

oft einer Verschrankung von unterschiedlichsten Fachbereichen, wie Gesundheit oder Bildung. Es
gibt durchaus Ideen, die tber eine StraBenbahnverlangerung hinaus gehen. Diese Kooperationen
missen zwar einerseits konkret sein, aber bei den Ideen muss man offen, kreativ, visionar und
ganzheitlich im Sinne der Lebensgestaltung und Lebensformen der Menschen sein.

Neuber: Kénnte eine Austauschplattform bzw. ein Ort wo man sich regelméBig treffen muss, nicht auch
dazu fiihren, dass man gegenseitige Interessen entdeckt?

Pozarek: Diese Plattformen gibt es ja bereits: Auf Landesebene ist das die PGO und auf Gemeindeebe-

ne das SUM. Diese Instrumente kénnen und sollen ja gerade bei der Umsetzung und Vorbereitung
gemeinsamer Projekte unterstiitzend aktiv sein und die entscheidenden Stakeholder zusammen-
bringen. Eine engere Vernetzung der beiden Instrumente kénnte man jedenfalls andenken, obwohl
es hier bereits schon gute Voraussetzungen gibt. Die Chefs von PGO und der SUM sind ja die
gleichen.
Die Voraussetzungen sind fir beide Bundeslander allerdings sehr unterschiedlich. Wien hat die
charmante Situation Kommune und Bundesland gleichzeitig zu sein. Bau- und Aufsichtsbehdérde in
Personalunion. Das trifft in weiterer Folge auch flr die Magistratsmitarbeiter*innen zu. In Nieder-
Osterreich gibt es 573 Biirgermeister*innen und dann gibt es noch die Landesebene als Aufsichts-
behérde. Zusétzlich besitzt Wien im Gegensatz zu NO eine signifikante Anzahl an Grundstiicken.
Wenn ich also als Stadt Wien Grundeigentiimer bin, Uber alle Instanzen der Projektgenehmigung
verflge und zuséatzlich eine starke Verwaltung habe, kann ich vergleichsweise schnell und sicher
planen.

Neuber: Wenn ich mir all diese komplexen Rahmenbedingungen ansehe, kann ich mir gut vorstellen,
dass der Wille zur Kooperation von den handelnden politischen Akteurinnen und Akteuren eher
enden wollend ist, v. a. weil die Notwendigkeit (noch nicht) besteht.

Pozarek: Sie werden vermutliche keinen Politiker treffen, der Ihnen sagt ,/ch will nicht kooperieren!’, nur
probieren Sie das einmal anhand eines konkreten Projekts. Lippenbekenntnisse haben wir genug
und das ganze Jahr héren wir Ansprachen, die einer Umarmung des Nachbarn gleichkommen,
doch bei den konkreten Projekten und deren Umsetzung trennt sich die Spreu vom Weizen.

Neuber: Mein Eindruck ist Weiters, dass jene gemeinsamen Projekte, wo es wirklich ums Geld geht, wie
Siedlungsentwicklung oder Betriebsansiedlungen nur sehr schwer umsetzbar sind und Projekte die
den Griinraum betreffen oft leichter einen Anklang finden.

Pozarek: Da gebe ich ihnen grundséatzlich recht, aber ich denke auch hier geht es um eine fehlende
Konkretisierung! Es muss von Anfang an klar sein, wer welchen Part Gbernimmt. AuBerdem muss
auch die Chemie zwischen den fachlichen Projektpartnern stimmen, damit etwas zustande kommt,
Gdenn auf Basis deren Meinung fallen die Politiker*innen ihre Entscheidungen. Ja, und oft weil3
man am Anfang gar nicht wohin die Reise geht und welche Projekte erfolgreich werden oder einen
Einfluss haben. Etwas, wobei Kooperation auch auf Programmebene in der PGO sehr gut funktio-
niert hat, war die Wienerwald Deklaration, die von den Landeshauptleuten unterschrieben wurde
und der die meisten Wienerwaldgemeinden beigetreten sind. Kein verbindliches Papier, aber et-
was das bis heute Einfluss auf Entscheidungen hat. Auch die Initiative der SRO und SRO+ hatte
einen Einfluss, z. B. sind die regionalen Leitplanungen in NO daraus entstanden. Ein sehr sinnvoller
Ansatz, weil es die Grundprinzipien auf Gemeindeebene herunter bricht.

Neuber: Wenn Sie jetzt noch einmal Ihre Karriere Revue passieren lassen, was waren die Meilensteine
in der Stadt-Umland-Kooperation zu ihrer Zeit?
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Pozarek: Das erste war der Landschaftsrahmenplan Wien-Umland. Damals war es noch so, dass Wien

ein weiBer Fleck in mitten NOs auf der Landkarte war. Das néchste war der Marchfeldkanal, wo
ich als junger Beamter in der Jury sitzen durfte. Danach kam die Abfallwirtschaft, wo ich als Ge-
schaftsfiihrer einer gemeinsamen GesmbH von NO und Wien Sonderabfalldeponien in NO geplant
habe. Hier war die Kooperation gut, solange nicht ein politisches Problemfeld in einem anderen Be-
reich aufgebrochen ist, weil dann ist einer auf dem Gas und der andere auf der Bremse gestanden.
Wir haben mit intensiver Blrgerbeteiligung geplant und sind bis zu positiven UVPs gekommen.
Gebaut wurde aber dann aber nicht. Kooperation gab es dann auch im Eisenbahnwesen, wo ich
vom Verkehrsministerium zu Koordinator der UVP-Verfahren flr die Giiterzugumfahrung St. Pélten
und die Strecke Wien - St. Pélten bestellt wurde. Besonders spannend war da der Austausch und
die Kooperation mit den Sachversténdigen u. a. der Lander. Ja und dann kam die PGO mit vielen
gemeinsamen Projekten und Konzepten.

Neuber: Ist es eine Schwierigkeit der Raumordnung / Raumplanung, dass man sehr oft keine sichtbaren

Ergebnisse hat?

Pozarek: Mit Raumordnung kann kein Politiker etwas gewinnen. Der Grund dafir ist, dass die Raumord-

nung — zumindest in NO — so ausgelegt ist, dass es Sachverstindige und Aufsichtsbehérde gibt,
die zulassen oder nicht. In der Raumplanung passiert auf L&nderebene kaum aktives Bodenmana-
gement. Wir sind hauptséachlich reaktiv tétig, v. a. dann, wenn jemand dort widmen und bauen will,
wo es nicht zulassig ist. Aktive Standortsicherung und -planung passiert aber wenig, da misste
sich auch etwas im Verstandnis verédndern.

In der Regel passiert das also so, dass wir warten, bis jemand einen Antrag einbringt und wir dann
zu prifen beginnen, ob dieses Vorhaben allen (gesetzlichen) Anforderungen entspricht. Wenn wir
diese Logik umdrehen wirden und vorgeprilfte Standorte den Interessenten vorlegen kdnnten,
dann kdénnten wir aktiv planen und Angebote machen und ein Interessent kdnnte sein Vorhaben
vielleicht um zwei Jahre schneller umsetzen. Die regionale Leitplanung macht jetzt so etwas in
Ansétzen in dem die Gemeinden kooperieren, aber so lange solche Flachen nicht gesichert und
Verfugbar gemacht sind, wird es schwierig. Noch in jedem Landesentwicklungskonzept wurde ein
Baulandfonds bzw. Grundstiicksfonds erwéhnt, es gibt ihn aber bis heute leider nicht. Die ecoplus
kann das in gewissen Maf3e flr Industrieflachen, aber flir Wohnbau gibt es so etwas in NO nicht.

Neuber: Dass es so etwas nicht fiir Wohnbau gibt, kénnte ja auch an einer weltanschaulichen Uberzeu-

gung der handelnden politischen Akteur*innen liegen?

Pozarek: Ja, natlirlich kdnnte das sein. Dann darf ich mich aber nicht wundern, wenn ich auf die Entwick-
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lung des Wohnbaus wenig Einfluss habe.

In den 1980er Jahren gab es Uberlegungen einen Wohnbaufonds gemeinsam mit Wien zu griinden.
Prinzipiell hat die Idee Anklang gefunden, nur gab es dann die Angst vor der Zuweisungspolitik, wie
man es damals nannte. In den niederdsterreichischen Gemeinden herrschte die Angst vor dem Zu-
zug von bildungsfernen Schichten und in Wien flrchtete man den Abzug der zahlungskraftigeren
Bevolkerung. Der schwarze Birgermeister will natirlich wieder gewéhlt werden, hat aber Angst
davor, dass in seine geplanten neuen Genossenschaftswohnungen viele Menschen mit anderen
Wahlabsichten kommen. Diese und &hnliche Gedankengénge stecken hinter den Entscheidungen,
welche die Raumordnung betreffen. Natirlich wéare es charmant wenn es da eine gemeinsame In-
itiative gabe, aber wenn man ins Detail schaut, wei3 man woran es scheitert. Hier geht es viel um
Befindlichkeiten und um Vertrauensbildung.
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A.3. DI Walter Pozarek

Neuber: Ein Thema, bei dem meiner Meinung nach die Stadt-Umland-Kooperation einigermal3en gut
funktioniert, ist die der OPNV. Da gibt es mit dem Verkehrs Verbund Ostregion (VOR) eine eigene
Rechtsperson, die das (ber hat, wie sehen sie das?

Pozarek: Ja, das sehe ich dhnlich. Mit dem VOR gibt es eine Institution, die sich aufgerufen fihlt und
zustandig ist, die Themen politisch aufs Tapet zu bringen und voranzutreiben.

Neuber: Blicken wir in die Zukunft: Wie wird die Region Wien 2035 bzw. 2040 aussehen?

Pozarek: Wien, NO und die Region Wien wird komplett anderes aussehen, aber das wird nicht an der

Raumordnung liegen. Der Unterschied wird v. a. beim Verkehr sein, wenn z. B. Home-Office ein
relevantes Arbeitsmodell sein wird. Die Platzknappheit von Wien ist heute schon ein Thema, dass
sich in 20 Jahren verschérft haben wird. Es wird Ihnen in Wien niemand sagen, aber der heuti-
ge Kooperationswille kommt vermutlich von dieser zunehmenden Platzknappheit. Der Klimawandel
wird ein groBBes Thema sein, nicht umsonst boomen auch heute wieder die Sommerfrische-Orte.
Hitzeflucht und Dichteflucht kdnnten zum Thema werden. Aber am Ende ist es Kaffeesudlesen,
denn als ich als Kind auf der Briinner StraBe Autos nach Typen gezahlt habe, hétte ich mir nicht
vorstellen kénnen, dass ich das heute nicht mehr schaffen wiirde. Jedenfalls wird der Drang und
Zwang zum Zusammenarbeiten gréBer werden, denn woher soll der Schotter kommen, der in Wien
verbetoniert wird oder woher das Wasser, wo wird der Mill hingefihrt? Und umgekehrt, wo und wie
werden die Menschen arbeiten?
AbschlieBend noch ein Wort zu den deutschen Stadtregionen, die oftmals als gut funktionieren-
de Beispiele herangezogen werden. Ich glaube, dass einerseits auch dort nicht alles reibungslos
lauft und andererseits sind die Strukturen komplett andere. In diesen Stadtregionen gibt es oftmals
sehr groBBe Stadte im Umland, die als adaquate Gegengewichte funktionieren. Im Wiener Umland,
besonders im Osten der Stadt, gibt es diese Gegengewichte nicht. Die Gemeinden flihlen sich er-
driickt. Die Augenhdhe ist nicht gegeben. AuBBerdem ist auch ein Blick in die Geschichte wichtig.
GroB-Wien hat eine unrihmliche Geschichte und die Gemeinden wollen so etwas nicht nochmal.
Die Angst vor dem Abgeben von Kompetenzen hat auch damit etwas zu tun.

Neuber: Vielleicht noch anschlieBend daran: Gibt es ihrer Wahrnehmung nach Blirgermeister*innen, die

Instrumente (VOR)

Foderalismus,
Zukunft

eine Multiplikator*innen-Rolle in ihrer Region einnehmen, was das Thema Stadt-Umland-Kooperationen

anbelangt?

Pozarek: Ja, die Regionen in NO wahlen eine Art Komitee, in dem sich Burgermeister*innen, die sich

dafir interessieren, engagieren. Diese sprechen dann auch fir die Region gegenuber dem Land,
das ist eine gute Sache. Solche regionalen Multiplikatoren kénnen schon etwas bewirken, wenn sie
sich etwas trauen.
In diesem Sinne halte ich das SUM fir ein gutes Service und die PGO fur eine leider Gottes viel
zu wenig genutzte Plattform etwas zu bewegen, der auch die entsprechenden Mittel fehlen. Ich
halte wenig davon einfach etwas véllig Neues und Schéneres zu installieren. Vielleicht ist es daflir
auch noch zu frih, weil die Vorstellungen dariiber noch weit auseinanderliegen. Vielleicht ist es
auch utopisch, denn ich sehe es nicht, dass einerseits Gemeinden und das Land NO auf einen Teil
ihrer verfassungsmaéBigen Rechte verzichten und andererseits Wien etwa ihre Planungsagenda ei-
ner neuen regionalen Institution Gbergeben wollen, also de facto die MA 18 auflést. Ein Ort zum
Treffen, der ohne Kompetenzen ausgestattet ist, nur zum Quatschen, ist aber auch nicht zielfih-
rend. Es sollte derzeit also eher daran gedacht werden, flir einzelne, konkrete Kooperationsprojekte
gemeinsame Organisationen oder Arbeitsgemeinschaften zu schaffen die ihre Aufgaben privatwirt-
schaftlich erledigen.

Neuber: Vielen Dank fiir das Gesprédch!
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A.3.2. Kategorisierte Zusammenfassung
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Kategorie

Zusammenfassung

Zeilennr.

Politische
Prioritatensetzung
(Raumordnungspolitik)

Politisch ist eine Kooperation manchmal
gewlinscht und manchmal nicht.

Wenn man vom Anderen etwas braucht,
dann kooperiert man gerne, umgekehrt
iiberlegt man sich das genau.

13-17

Diskussion tiber den Namen hat hohe Prioritéat.

43-45

Lippenbekenntnisse gibt es geniigend aus
der Politik, bei der konkreten Umsetzung
trennt sich die Spreu vom Weizen.

104-107

Mit Raumordnung kann kein*e Politiker*in
etwas gewinnen.

138

Ideologische Prioritdtensetzung der politischen
Parteien haben einen Einfluss auf die
Tagespolitik, auch in der Raumordnung

155-156

Machtstrukturen

Zwischen Michael Haupl und Erwin Proll hat
es natiirlich auch geknirscht,aber grundsétzlich
war immer eine Basis und ein guter Umgang
miteinander da. Die jeweilige politische
Situation schlidgt dann in weiterer Folge tiber
die Hohe Beamtenschaft bis in die
Verwaltungsstrukturen durch.

17-20

Koordination und
Kooperation

Die Gemeinden sind einer Kooperation alles
andere als abgeneigt, sie wollen nur nicht
jemanden, der ihnen sagt wie und wobei sie
kooperieren sollen.

22-23

Es braucht konkrete Projekte, kein jahrliches
Schulterklopfen

23-26

Es braucht vor allem konkrete Projekte, die
ein gemeinsames Interesse oder Betroffenheit
auf beiden Seiten der Grenze hervorrufen.

58-60

Wenn keine Kooperation zustande kommt
fehlt es oft an der Konkretisierung

11-121

Geschichte

Die einzelnen Regionen im Wiener
Umland haben ihr Selbstbewusstsein
entwickelt. Die Unterschiede werden

oft eher dort sichtbar, wo Regionen ihre
Schwerpunkte setzen: Fremdenverkehr,
Industrie, Landwirtschaft, etc.

48-51

In den 1980er Jahren Absicht einer
Griindung eines Wohnbaufonds
gemeinsam mit Wien, ist an der
Autonomie der Gemeinden gescheitert.

157-166

Unrihmliche Geschichte von Grof-Wien
will niemand mehr

189-192

Gesetzlicher Rahmen

Ungleichgewicht bei den Voraussetzungen
in der Raumordnung fiir Wien und
Niederosterreich.

NO: Gemeinden+Land getrennt,

Wien: Gemeinde+Land ist vereint.

93-100
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Politikfeld RO / RP Proaktive Raumplanung ist das Ziel,

braucht aber Kooperation & Koordination 144-152

Mulitplikator*innen sind beim Vorantreiben
der Themen entscheidend.

Formalisierung Vorstellungen iiber ein Mehr an Formalisierung
ist utopisch

196-199

200-210

Die Region Wien gibt es und zwar in einer

sehr engen und starken funktionellen
Verflechtung. Auch die Planungsgemeinschaft
Ost (PGO) gibt es seit etwa 40 Jahren, das
Stadt-Umland-Management (SUM) seit

15 Jahren, es gibt Wirtschaftsagenturen in
Wien und Niederdsterreich, die mit einander
kooperieren.

Die PGO ist weder institutionell, noch finanziell,
schon gar nicht personell méchtig. Sie ist keine
eigene Rechtspersonlichkeit und die wenigen 33-35
Bediensteten die dort arbeiten, sind jeweils

von beteiligten Landern abgestellt.

Mit PGO + SUM gibt es bereits gute Instrumente,
die man mehr verbinden koénnte, aber es braucht 87-92
nichts Neues.

Eine makellose institutionalisierte Stadtregion
ohne konkrete Idee kann nicht Funktionieren
VOR ist eine Institution fiir ein Thema, die sich
auch aufgerufen fithlt seinThema voranzutreiben.
Best-Practice-Beispiele aus Deutschland sind nicht
anwendbar auf Wien, andere Voraussetzungen, 185-192
Osterreich ist kleinteiliger.

62-64

Instrumente

Die Platzknappheit von Wien ist heute schon ein
Thema, dass sich in 20 Jahren verschérft haben 175-176
wird.

Leidensdruck / Klimawandel mit Themen wie Hitze- und
Notwendigkeit Dichteflucht werden wichtig. 173-184
Stichwort: Sommerfrischeorte
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A.4. DI Rudolf Schicker

A.4.1. Interview

Interview-Partner: DI Rudolf Schicker

Rolle des Interview-Partners: ehem. Wiener Stadtrat fiir Stadtentwicklung (SPO, 2001-2010)
Ort der Aufnahme: Café Englander, Postgasse 2, 1010 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 25. Juni 2020, 11.00 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 01h 14min 22sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

1 Neuber: Vielen Dank, dass Sie sich Zeit fiir ein Interview mit mir genommen haben! Welche Faktoren

2 sind in der politischen Arbeit im Bezug auf Raumordnung im Allgemeinen und auf Stadt-Umland-
3 Kooperationen im Speziellen wichtig?
Politikfeld RO, 4 Schicker: Der entscheidende Punkt ist, dass es eine solide, durchgearbeitete und faktenbasierte Grund-
Instrumente 5 lagenarbeit gibt, sonst kommt es wie hier zu politischen Hau-Ruck-Aktionen. In der Ostregion gibt
6 es eine gute faktenbasierte Arbeit: Es gibt die Planungsgemeinschaft Ost (PGO), die sogar mit
7 einer 15a-Vereinbarung zwischen den Landern geschaffen wurde, es gibt eine gute kooperative
8 Arbeit in der Osterreichischen Raumordnungskonferenz (OROK), wo auch der Bund dabei ist und
9 somit gibt es eine Chance etwas umzusetzen, wenn man das mdochte. Letzteres ist das grof3e
Machtstrukturen 10 Thema. Normalerweise sind die Herausforderungen zwischen einem stédtischen Bundesland oder
(Politics), 11 einer verstadterten Region und einem eher landlichen Bundesland sehr unterschiedlich und bei
Foderalsmus 12 Kooperation sind Konflikte systemimmanent. Der springende Punkt ist, dass willige Kooperations-
13 partner*innen vorhanden sein missen.
Geschichte, 14 Ich kann mich noch sehr gut erinnern, wie Fritz Schindegger, der damals das Zentrale-Orte-Konzept
Politische 15 far die Ostregion gemacht hat, dieses solange umformulieren musste, bis es so abgerundet war,
Prioritédtensetzung, 1 dass die Politik dem zustimmen konnte. — Das ist schlecht! Wir hatten das Gliick Ende der 1990er
Biographie 17 Jahre ein Zeitfenster gehabt zu haben, wahrend der rot-schwarzen-Koalition in Wien und dem
18 schwarz-roten Pendant in Niederdsterreich. Als Basis hatten wir eine hervorragende Grundlagenar-
19 beit von OROK und PGO, auch gerade im Verkehrssektor. Maria Hampel-Fuchs, die Landtagspra-
20 sidentin in Wien, war damals von der OVP und sie wollte zeigen, dass sie etwas machen kann und
21 hat 1998 Landtage-Arbeitsgruppen zwischen Wien und Niederdsterreich eingerichtet. Thematisch
22 war sie nicht vom Fach, aber sie wusste, dass die Konstellation von einer schwarzen Landtags-
23 prasidentin in Wien und einem schwarzer Landtagsprasidenten in Niederdsterreich Mdglichkeiten
24 eréffnet. Beide Landeshauptleute haben das zugelassen. Die Burgenlander*innen waren auch da-
25 bei und dann sind zwei Landtage-Arbeitsgruppen geschaffen worden, die eine war Verkehr und
2 Raumentwicklung und die andere war Wirtschaft. Im Bereich Wirtschaft ist gar nichts gegangen.
27 Die haben sich einmal getroffen und sind wieder auseinander gegangen. Das lag auch an den
28 Personen, die sich nicht wirklich Arbeit antun wollten. Bei Verkehr und Raumentwicklung habe ich
29 damals noch als Gemeinderat den Vorsitz Gbernommen. Von Niederdsterreich war u. a. ein Bir-
30 germeister aus Laa/Thaya und wir haben uns Beamte dazu genommen. Aus dem Burgenland war
31 der jetzige Landesrat Christian llledits, der damals noch Landtagsabgeordneter war sowie Thomas
32 Perlaki, ein Raumplaner, der ein Biromitarbeiter von Landeshauptmann Hans Niessl war, dabei.
33 Ich war damals noch OROK-Geschéftsfilhrer und habe mich auch mit dem niederdsterreichischen
34 Verkehrsplaner Friedrich Zibuschka gut verstanden, der fachlich sehr versiert war. Mit Zibuschka
35 und Perlaki waren gute Kontakte zu den Landeshauptleuten da, damit war ein Fenster fir Koope-
36 rationen offen. Somit haben wir uns zusammengesetzt und das Thema durchgearbeitet. Zu dieser
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a7 Zeitist u. a. der Umfahrungsring um Wien, die S8 ins Marchfeld, Bahnausbau und die Stabilisierung
38 des VORs, mit Tarifstrukturreform entstanden. Wir haben uns gut verstanden und sind zu Ergeb-
39 nissen gekommen, die dann als schénes Paket in allen drei Landtagen beschlossen wurden und
40 der Auftrag an die Exekutive formuliert. Der Hauptbahnhof war damals allerdings noch nicht The-
41 ma. So ein Fenster kann auch aufgehen, wenn man den Wahlkalender gut im Auge hat. Jedes Mal
42 wenn in Niederdsterreich Wahlen sind, egal ob Gemeinde oder Landtag, kommt es zu Beschliis-
43 sen Uber die Verlangerung von StraBenbahnen Ulber die Stadtgrenze. Als es wieder einmal einen
44 einstimmigen Landtagsbeschluss dazu gab und Schwechat mitzahlen wollte, habe ich damals als
45 Stadtrat Landesrat Johann Heuras angefragt, wie wir konkret weiter tun sollen: ,Geh vergiss das,
48 ist ja nur ein Landtagsbeschluss!’, war dazu seine Antwort. Andere Themen, wo Zibuschka und ich
47 einer Meinung waren, wie das Reservieren der vierten Spur der Siidautobahn fir mehrfach besetz-
48 te PKWSs und Busse, konnten nicht realisiert werden, weil Erwin Préll dagegen war, das muss man
49 dann auch zur Kenntnis nehmen.

50 Eine weitere Erfolgsgeschichte der Zusammenarbeit ist der Verein Wien - Niederdsterreich, der  Geschichte,
51 damals entstanden ist, als am Bisamberg auf der niederGsterreichischen Seite, Bauland gewidmet — Instrumente
52 wurde und von Wien aus der Aufstand dagegen kam. Die Kronen Zeitung hat das damals Uber-
53 nommen. Daraufhin wurde der Verein Niederésterreich-Wien — Gemeinsame Entwicklungsrdume
54 gegriindet. Die Idee war, dass dieser Verein die Zahlungen Ubernimmt, welche die Gemeinden den
55 Grundstiickseigentiimer*innen wegen der Riickwidmung in Griinland nach NO ROG geben mils-
56 sen. Das war zun&chst die Hauptaufgabe des Vereins fiir 30 Jahre. Das ist mittlerweile erledigt.
57 Der Verein arbeitet aber weiter und wird weiterhin fir MaBnahmen zur Pflege und Erhalt des Erho-
58 lungsraums in der Region eingesetzt.

ss Neuber: An diesen Verein ist ja auch das Stadt-Umland-Management angebunden, an dessen Erfindung
60 Sie ja auch stark beteiligt gewesen sind.

e1  Schicker: Das war ein Herzensprojekt von mir. Auf der Landesebene hat der Austausch mit den Landtags- Instrumente (SUM),

62 Arbeitsgruppen bereits gut funktioniert, aber auf Gemeindeebene noch nicht so ganz. Die Psycho-  Politische

63 logie in der Politik ist so, dass Blirgermeister*in mit Blirgermeister*in spricht und nicht mit einem  Prioritatensetzung

64 Ortsvorsteher, aber gleichzeitig sagt der Bezirksvorsteher im 10. Bezirk: ,Mein Gemeindebau hat  Gesetzliche Grundlage
65 mehr Einwohner*innen als deine Gemeinde’. Das Ziel war also, eine Einrichtung zu schaffen, wo

66 Austausch auf dieser Ebene gut mdéglich ist und eine fachliche Begleitung stattfindet. Von der po-

67 litischen Landesebene in Niederdsterreich gab es ein Commitment und somit konnte das auf den

68 Weg gebracht werden. U. a. hat auch die OROK diese Initiative immer wieder als Beispiel hervor-

69 gehoben und das zeigt, dass das eine gute Sache war und auf dieser Ebene eine Gesprachsbasis

70 entstanden ist.

71 Neuber: Ein wichtiges Thema in diesem Zusammenhang ist die mangeinde Augenhéhe zwischen den
72 Partner*innen. Welche Mdglichkeiten haben Sie in lhrer Zeit als Stadtrat gesehen um dem entgegen
73 zu wirken?

74 Schicker: Im SUM war es da wichtig, dass beispielsweise die beiden zustandigen Landesrate anwesend  Machtstrukturen,

75 waren. Es braucht da denke ich auch das Verstandnis der kleinen Umlandgemeinden, dass der  Instrumente
76 Wiener Birgermeister nicht aus Ignoranz schwer greifbar ist, sondern das passiert auch deshalb,
77 weil er ja auch noch zuséatzlich Landeshauptmann ist.

7s  Neuber: Ein weiteres Projekt, wo Kooperation auf Bundeslandebene gut funktioniert hat, war der Bio-
79 sphérenpark Wienerwald. Wieso hat war das hier auf beiden Seiten der Grenze ein wichtiges An-
80 liegen?
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Schicker: Das war eines der Projekte, wo Wien auf niederdsterreichischer Seite des Wienerwaldes eine

weitere Zersiedelung einbremsen wollte. LH Préll, der — so wie BGM Haupl - zuvor Umweltlandesrat
war, hat diesen Schutz fir den Wienerwald ebenfalls gewollt. Den internationalen Schutz sahen
beide als geeignetes Instrument fir ihr Anliegen. Herausgekommen ist eine sanfte Einschrénkung,
aber immerhin eine Einschrankung.

Grundsétzlich ist wichtig zu verstehen, dass — wenn Projekte auf politischer Ebene realisiert werden
wollen — am Beginn eine vorbereitende Analyse und Prognose der Entwicklungschancen stehen
muss. Die ldeen muss man dann auf Halde haben und dann, wenn sich ein Fenster 6ffnet, weil
Politiker*innen da sind, die vernetzt sind und Uber den Tellerrand blicken, rasch umgesetzt werden
kénnen.

Neuber: Spielt es da flir die Stadt Wien eine Rolle ob Biirgermeister*innen in den Umlandgemeinden von

der SPO sind oder sind da die Hoheitsinteressen im Vordergrund?

Schicker: Natirlich bringt es Vorteile, wenn die Person von derselben Partei ist, das macht einen Unter-

schied, da redet man anders. Aber wie Sie richtig ansprechen: Es kann auch kontraproduktiv sein
und die persoénliche Gesprachsbasis wiegt die unterschiedliche Parteizugehdrigkeit auf.

Neuber: Wenn wir in die Zukunft blicken, welche Rolle kénnte das SUM oder die PGO in der Region

spielen?

Schicker: Das Paradoxe ist, dass die OROK keine Rechtsbasis hat und funktioniert und die PGO nicht so

gut, obwohl sie eine Rechtsbasis hat. Wie ich 1988, bei meiner Bestellung als OROK Geschafts-
fahrer, bei Franz Vranitzky einen Vorstellungstermin hatte, hat er mich gefragt: ,Warum willst du
das uUbernehmen, das sind eineinhalb Beschéftigte und sag mir bitte welchen Sinn das ergeben
soll?* Fur mich war klar, dass alle planenden Einrichtungen in Osterreich Daten brauchen, auf die
man sich verlassen kann und diese gemeinsame Datenbasis herzustellen. Das heif3t, wir konnten
die OROK unentbehrlich machen und das ist etwas, was man der PGO auch nahelegen wirde.
Eine Mdglichkeit wére beispielsweise, dass die drei Landesplanungsabteilungen jeweils einen Pro-
zentsatz ihres Budgets der PGO Ubertragen, damit diese flr die drei Lander die gemeinsamen
Planungsgrundlagen liefert, z. B. das Verkehrsmodell, die Statistik heruntergebrochen auf die Re-
gionen, die Pendlerstromanalysen, etc... . Dann wirde die PGO Bedeutung bekommen und dann
hatte ihre Existenz einen Sinn. Darauf muss man hinarbeiten und wenn man das Ulber kurz oder
lang nicht zusammenbringt, dann ist es vielleicht besser, dass man sich einigt, die PGO aufzuldsen.
Der andere Ansatz ware natirlich jenen Weg zu gehen, den Berlin gegangen ist, mit der gemeinsa-
men Landesplanung mit Brandenburg, aber wie sich das auswirkt, wird man in Wahrheit friihestens
in 15 Jahren sehen, wenn Berlin sich eine Zeit lang so entwickelt hat, wie man sich das von einer
Hauptstadtregion eines 80 Millionen-Staates erwartet.

Neuber: Wie sehr spielt da die unterschiedliche Geschichte von Wien und Niederdsterreich im Gegensatz

zu Berlin und Brandenburg fir die Umsetzung solcher Ideen eine Rolle?

Schicker: Ja, das spielt sicherlich eine groBe Rolle. Es spielt stark herein, dass Wien sich als Gemeinde

124

versteht, dass sich als Land gleichzeitig die Gesetze selbst macht. In Niederdsterreich hat man so-
wohl starke Gemeinden, als auch ein starkes Land. AuBerdem hat Wien den Vorteil, dass durch den
starken Magistrat, die Beamtenschaft die Politik vielfach freispielt, dh. bei uns wird kein*e Politiker*in
angepatzt, wenn beispielsweise eine Baubewilligung nicht passt. Das ist ein riesiger Unterschied.
Ein weiterer groBer Unterschied ist die Geschichte beim Raumordnungsgesetz. 1929 wurde die
Bauordnung fiir Wien beschlossen, wo im Planungsteil stand, dass alle vorlaufenden Plédne ab nun
als Flachenwidmungsplan gelten. Dadurch sind in Wien Flachenwidmungs- und Bebauungsplan

Politikfeld RO
Instrumente,
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Prioritatensetz
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zu einem Planungsinstrument zusammengewachsen. Das hat letztendlich auch dazu geflhrt, dass
bei uns der Stadtentwicklungsplan (STEP) ein so wichtiges Instrument der Planung wurde.

Neuber: Der Flachenwidmungsplan in Wien unterscheidet sich ja vom Fldchenwidmungsplan einer Um-

landgemeinde. Fiihren diese Unterschiede auch zu Konflikten?

Schicker: Da muss man sicher das Verstandnis erzeugen, dass Instrument nicht gleich Instrument ist.

Man kann im Wiener Stadtentwicklungsplan SiedlungsauBBengrenzen und solche Dinge festlegen
und diesen damit eher mit einem Flachenwidmungsplan einer Gemeinde vergleichen, wéhrend der
Bebauungsplan einer Umlandgemeinde eher mit dem Wiener Flachenwidmungs- und Bebauungs-
plan verglichen werden kann. Diese Unterschiede sind gravierend und mussen erklart werden, um
im Detail Missverstandnisse zu vermeiden.

Neuber: Meine abschlieBende Frage lautet: Wie wird die Region Wien 2040 aussehen?

Schicker: Das wird sicherlich mit der Entwicklung der Klimakrise einerseits und mit den Auswirkungen

der Corona-Krise andererseits zusammenhangen. Themen die sich sicherlich auch auf die Ver-
kehrsplanung auswirken werden, ist die starkere Digitalisierung bzw. eine anstehende Arbeitszeit-
verklrzung, die bis dahin kommen muss. Letzteres wiirde den regionalen Freizeitbedarf erh6hen.
In jedem Fall sehe ich wieder eine kleinrdumigere Vernetztheit auf uns zukommen, inklusive ge-
nossenschaftlichen Initiativen, die unsere Versorgung sichern. Das wird nicht nur das Problem des
hinteren Waldviertels sein, sondern auch von angrenzenden Wienerwaldgemeinden. Beim Verkehr
wird man darauf angewiesen sein, dass der 6ffentliche Verkehr sich massiv besser entwickelt, auch
wenn das jetzt in Corona-Zeiten eher wieder in eine andere Richtung ausschlagt: Die Eisenbahn
wird wieder zu einer bevorzugten Infrastruktur gemacht werden. Auch die Gestaltung der Woh-
nungen wird mehr Ricksicht auf Homeoffice und u.U. auch auf gréBeren Lagerungsbedarf von
Lebensmitteln und damit gréBere Kiichen nehmen missen.

Es wird jedenfalls einen intensiven Austausch und Kooperation zwischen Gemeinden der Region
mit Unterstltzung durch Bund und L&nder brauchen. Ob das in Form der vorhandenen oder mit
neuen Instrumenten erfolgt, ist dabei zweitrangig.

Neuber: Vielen herzlichen Dank fiir das Interview!

A.4.2. Kategorisierte Zusammenfassung

Kategorie Zusammenfassung Zeilennr.
Biosphéarenpark Wienerwald war den
Landeshauptleuten wichtig, deshalb 61-85

wurde das rasch und erfolgreich
umgesetzt.

Grundsatzlich ist wichtig zu verstehen,
dass - wenn Projekte auf politischer
Ebene realisiert werden wollen - am
Beginn eine vorbereitende Analyse und
Prognose der Entwicklungschancen
stehen muss. Die Ideen muss man dann 86-90
auf Halde haben und dann, wenn sich
ein Fenster 6ffnet, weil Politiker*innen
da sind, die vernetzt sind und iiber den
Tellerrand blicken, rasch umgesetzt
werden koénnen.
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Politische
Prioritatensetzung
(Raumordnungspolitik)

Selbe Parteizugehorigkeit von politischen
Akteur*innen bringt Vorteile, da redet man
anders. Ist aber kein Garant fiir gute
Kooperation.

93-96

Machtstrukturen

Ich kann mich noch sehr gut erinnern, wie
Fritz Schindegger, der damalsdas Zentrale-
Orte-Konzept fiur die Ostregion gemacht hat,
dieses solange umformulieren musste, bis

es so abgerundet war, dass die Politik dem
Zustimmen konnte. — Das ist schlecht!

14-16

,Geh vergiss das, ist ja nur ein Landtagsbeschluss;j
Politischer Wille der Landesregierung ist wichtiger
als Landtagsbeschliisse.

45-47

Politisches Gewicht erzeugt Verbindlichkeit,
Kommittent der Landesridte beim SUM war wichtig.

74-77

Koordination und
Kooperation

Die Herausforderungen zwischen einem stidtischen
Bundesland und einem eher l&ndlichen Bundesland
sehr unterschiedlich und bei Kooperation sind Konflikte
systemimmanent. Der springende Punkt ist, dass willige
Kooperationspartner*innen vorhanden sein miissen.

10-13

Geschichte

Kooperationen zwischen Wien und Niederdsterreich
in den spaten 1990erJahren kamen zu Stande, weil
die parteipolitischen Rahmenbedingungen passten.
Gemeinsame Landtags-Arbeitsgruppen haben den
Weg fiir viele Projekte geebnet.

19-38

Wien versteht sich als Gemeinde und mach sich als
Land gleichzeitig die Gesetze selbst.
Niederosterreich hat sowohl starke Gemeinden,

als auch ein starkes Land.

117-119

Gesetzlicher Rahmen

Ungleichgewicht von politischen Akteur*innen,
Bezirksvorsteher mit grofen,Einwohner*innenstarken
Bezirken haben laut Verfassung kaum ein

politisches Gewicht im Gegensatz zu
Biirgermeister*innen.

62-70

1929 wurde die Bauordnung fiir Wien beschlossen, wo
im Planungsteil stand,dass alle vorlaufenden Plidne ab
nun als Flachenwidmungsplan gelten. Dadurch sind
in Wien Flachenwidmungs- und Bebauungsplan zu
einem Planungsinstrument zusammengewachsen.

Das hat letztendlich auch dazugefiihrt, dass in Wien
der Stadtentwicklungsplan (STEP) ein so wichtiges
Instrument der Planung wurde.

122-126

Politikfeld RO / RP

Wichtigster Punkt: Es braucht eine solide,
durchgearbeitete und faktenbasierte Grundlagenarbeit,
sonst kommt es zu politischen Hau-Ruck-Aktionen.

4-6

Wien den Vorteil, dass durch den starken Magistrat,
die Beamtenschaft die Politik vielfach freispielt,

d.h. kein*e Politiker*in angepatzt, wenn
beispielsweise eine Baubewilligung nicht passt.

119-121

Flachenwidmungsplan in Wien ist nicht gleich
Flichenwidmungsplan in NO

129-134

126
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Es wird ein mehr an Kooperation brauchen,
Formalisierung welche Instrumente dasBewerkstelligen werden ist 148-150
zweitrangig.

Verein Wien — Niederdsterreich der zur Riickwidmung
von Bau- in Griinland gegriindet wurde, spielt heute
eine zentrale Rolle in der Kooperation von Wien und
Niederdosterreich.

SUM war ein Herzensprojekt, Austausch auf
Landtagsebene hat gut funktioniert, SUM 61-70
sollte dann auf Gemeindeebene ansetzen.

Die verwendeten Instrumente miissen sich durch
irgendetwas unentbehrlichMachen, damit sie an
Bedeutung gewinnen. Besonders die PGO hat das
Instrumente derzeit nicht.

Gemeinsame Landesplanung, wie in Berlin kénnte
ein interessanter Ansatz sein.

50-58

98-110

111-114

Leidensdruck / Klimakrise und Corona-Krise werden den

Notwendigkeit Leidensdruck fiir mehr Kooperation erhéhen 136-147
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A.5. Mag. Josef Taucher

A.5.1. Interview

Interview-Partner: Mag. Josef Taucher

Rolle des Interview-Partners: Klubvorsitzender der SPO Wien

Ort der Aufnahme: SPO-Klub im Wiener Rathaus, 1082 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 28. Mai 2020, 11.12 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 32min 35sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Weitere anwesende Personen: Mag.* Iris Simsa

Neuber: Vielen Dank fir das Interview, ich freue mich sehr. Diirfte ich sie zu Beginn bitten, dass sie

sich kurz vorstellen und besonders im Bezug auf Stadt- Umland-Themen ihre langjdhrige politische
Laufbahn kurz Revue passieren lassen?

Taucher: Josef Taucher elf oder zwélf Jahre in der Bezirkspolitik in der Donaustadt. Ich war viele Jahre
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Vorsitzender der Bezirksentwicklungskommission fir Blrgerbeteiligung, Integration, lokale Agenda
und habe dadurch auch das Stadt-Umland-Management fir den Nordosten mitbetreut und mit Re-
nate Zuckerstatter viel zusammengearbeitet.

Das Stadt-Umland-Management hat Rudi Schicker damals als Planungsstadtrat ins Leben gerufen,
um die Zusammenarbeit besser zu machen und besser zu gestalten als sie zum Teil gelaufen ist,
weil wir gesehen haben, dass die Verwaltungsgrenzen, oft die Grenzen des Handelns sind. Damit
hat man versucht auf diese informelle nicht verfasste Zusammenarbeit zu setzen. Auf dieser Ebene
geht einiges, wenn es gut vorbereitet ist, das hat uns auch Renate Zuckerstatter gezeigt, die viel
herum gefahren ist und mit den Biirgermeistern und Bezirksvorstehern geredet hat um Projekte
einzuhéngen.

Obwohl die Stadt Wien den gréBeren Teil des Stadt-Umland-Managements zahlt, das Uber den
Verein Wien-Niederdsterreich abgewickelt wird, ist es ein Problem, dass die kleinen Stadt-Umland-
Gemeinden Wien als den méchtigen Partner wahrnehmen, wodurch es zu einem gewissen Miss-
trauen und einer Asymmetrie kommt. Wobei ich das schwer beurteilen kann, denn ich habe immer
das Geflhl gehabt, dass wir versucht haben Verhandlungen auf Augenhéhe zu fliihren, aber ein
bisschen ein Vorbehalt gegen das groBe Wien, die Millionenstadt mit dem riesigen Budget war
da. Oft gab es auch ein Unversténdnis, dass ein Bezirksvorsteher fiir 120.000 Einwohner keinen
Vertrag mit einem Blrgermeister mit 1.200 Einwohnern - auch flr sehr kleine Projekte wie eine
Lagerwiese oder ein Bankerl - unterschreiben kann, denn letzterer ist von der Verfassung her eine
zeichnungsberechtigte und vertragsfahige Rechtsperson und ersterer ist eine Wiener Sonderform
und so in der Verfassung nicht vorhanden.

Naturlich gibt es auch klassische Interessenskonflikte. Ein Beispiel ist der Radweg ,Dampfross und
Drahtesel’, der entlang von Schienen und Bahnhéfen nach Strasshof hinaus fiihrt, wo ein Heiz-
haus und Eisenbahnmuseum steht. Damals sind die Burgermeister der Umlandgemeinden zu mir
gekommen und wollten, dass Wien diesen touristischen Freizeitradweg, der kein Alltagsradweg ist,
mitfinanziert. Als ich mir das angeschaut habe, habe ich gesehen, dass sie Wien in StiBenbrunn
beim Golfclub bei einen Acker streifen, wahrend er in Niederdsterreich an den Heurigen und Gast-
hausern entlang flihrt. Kurz: Wir hatten gar nichts davon gehabt und 120.000€ gezahlt. Bei den
Verhandlungen habe ich klar gemacht, dass ich mir schwer tue meinem Bezikrsvorsteher 120.000 €
herauszuverhandeln, wo wir in Wien und der Donaustadt nichts davon haben, wo nicht mal der Wirt
in SUBenbrunn etwas davon gehabt hatte, weil der Radweg 1,2 km von ihm entfernt vorbei fihrt. Da
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A.5. Mag. Josef Taucher

waren die Burgermeister der Umlandgemeinden stinksauer, weil sie meinten, dass das wichtig fur
sie ist. Bei ihnen fordert er die regionale Wirtschaft, ist in einem Folder Radland Niederdsterreich
und bei mir flhrt er nicht mal durch irgendein Ortsgebiet, sondern Uber einen Acker. Ja und so
entstehen dann manchmal auch die erwéhnten Animositéten.

Viele Jahre spéter haben wir gemeinsam an dem EU-Projekt ,LOS_DAMMA' gearbeitet, wo einige
Stadte wie Wien und Miinchen dabei sind. Da ging es darum einen Aktionsplan und ein Konzept fiir
neue Grinrdume auszuarbeiten und bei uns war der Schwerpunkt auf die Spange vom Bisamberg,
Uber Gerasdorf bis SiBenbrunn riber. In diesem Rahmen war der Radweg wichtig als Verbindung
zwischen Gerasdorf und Wien und da waren wir dann dabei, weil wir im Sinne des Regionalparks
,DreiAnger* etwas davon gehabt haben. Also es gibt dann schon immer wieder Wege um etwas zu
gestalten und umzusetzen, wenn man dran bleibt und es flir beide Seiten dann passt.

Ein weiterer Punkt ist, dass wenn es um Kooperationen geht, es zwischen den Umland-Gemeinden
vieles gibt - beispielsweise ,10 vor Wien' - und mit Wien nichts bzw. wenig, obwohl die Menschen
in Wien arbeiten und ihre Freizeit verbringen. Da gibt es einen schéne Grafik des Stadt-Umland-
Managements dazu. Da gibt es beispielsweise gemeinsame Partybusse der Gemeinden, der die
Menschen zur U-Bahn Station oder auf die Donauinsel bringt und wieder abholt, aber eine gemein-
same Busverbindung, welche die Menschen auch z. B. nach Hagenbrunn zum Heurigen bringt gibt
es nicht. Wir sehen, dass es nicht nur am grofBen Wien liegt, sondern, dass die kleinen Umland-
Gemeinden auch viel lieber miteinander und untereinander kooperieren.

Diese Diskussion hatten wir auch, als wir ein Anrufsammeltaxi-Dienst von Essling in Richtung Hain-
burg hinaus machen wollten, damit die Kids nicht mit dem Auto hinein fahren miissen und wo auch
Wien glaube ich zwei Drittel gezahlt hatte. Es war nicht mdglich eine gemeinsame Finanzierung
dafir aufstellen. Da héren wir dann auch immer wieder von den Blrgermeistern: ,Dann parken wir
euch zu, wenn ihr das nicht zahlts‘!

Ein weiteres Kooperationsprojekt war um 2010, als wir auf der Breitenleer StraBe den Kanal und
die StraBe neu gebaut haben und dann den benétigten Wirtschaftsweg fiir die Baufahrzeuge zu
einem Zweirichtungsradweg bis zur Siedlungsgrenze in Essling bauen. Auch da haben wir mit dem
Stadt-Umland-Management geschaut ihn bis nach Raasdorf zu verangern, eine Gemeinde mit viel
Zuzug. In Wien war es ein groBBer Kampf, weil der Radweg ins Nichts gefihrt hat. Wir haben ihn
bis zur Stadtgrenze umgesetzt, aber auf Raasdorfer Seite ist bis heute nicht gebaut worden. Das
ist schade, denn die Idee war, dass die Raasdorfer mit dem Rad nach Neu-Essling hinein fahren
kénnen und umsteigen, wo einige Busse ihre Schleife machen - Stichwort: Bike + Ride.

Neuber: Interessant! Wiirden Sie sagen, dass diese Schwierigkeiten auch etwas mit der Parteizugehd-

rigkeit der handelnden Personen zu tun haben?

Taucher: Das ist nicht nur eine Geschichte zwischen unterschiedlichen politischen Parteien, das habe ich

mit dem roten Blrgermeister in Grof3 Enzersdorf genau so. Der hat direkt an der Stadtgrenze einen
Acker umgewidmet und dort haben sich ein Transportunternehmen, eine Fliesenfirma und Weitere
ins neue Gewerbegebiet angesiedelt. Die Gemeinde hat dadurch {ber Millionen Euro Kommunal-
steuereinnahmen, aber keine StraBBe dort hin gebaut. Das heif3t, dass das Gewerbegebiet nur Uber
Wiener Siedlungsgebiet erreichbar ist und alle 40 t LKWs ab 5.00 Uhr in der Frih durch Esslinger
Siedlungsgebiet fahren. Er hat seit 10 Jahren keine StraBBe gebaut, obwohl wir angeboten haben
bei der AufschlieBung seines Gewerbegebiets, aus dem wir keine Einnahmen haben, gemeinsam
mit der ASFINAG mitzuzahlen. Bei der Umsetzung war es seine Aufgabe die Grundstiickseigentu-
mer zu kontaktieren, was er nie gemacht hat. Danach war ich dann so sauer, dass ich mit einem
LKW-Fahrverbot in diesem Gratzl gedroht und gleichzeitig dem Unternehmen angeboten habe in
die Seestadt zu ziehen. Das ganze Siedlungsgebiet ist dort mittlerweile mehrheitlich Blau, weil die
auf uns so angefressen sind, weil wir das nicht I6sen kénnen.
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An solchen Dingen hakt die Stadt-Umland-Kooperation dann, denn die haben Millionen Euro an
Steuereinnahmen dadurch und wir haben die kaputten StraBen und verargerten Burger*innen.

Neuber: Wenn ich das so hére, wirde es ja aus meiner Sicht Sinn machen, eine Plattform oder Instru-

ment zu haben, bei dem alle an einem Tisch sitzen und verbindliche Regionspolitik gemacht wird,
Uber heutige Systemgrenzen hinweg.

Taucher: Da sind wir einer Meinung. Ich glaube wir brauchen Governance-Strukturen, die in der Verfas-

sung verankert sind. Es musste verfasste politische Gremien geben, die gewéahlt werden, die etwas
Entscheiden kénnen und ein Budget haben. Da gébe es auf Regionsebene einen Parlamentaris-
mus, mit Mehrheiten und einem Budget, wo Projekte abgestimmt und verbindlich umgesetzt werden
kénnen.

Derzeit ist es ein informelles Reden, ein Wollen, ein Nicht-Wollen, ein Uberlegen. Da gibt es Vor-
haben, die teilweise sogar vereinbart und protokolliert sind, aber gegenseitig gibt es derzeit keine
Mittel, um das Vorhaben auf der jeweilig anderen Seite voranzutreiben. Ja, ich kénnte mich mit
Vorwidirfen in die Zeitung stellen, aber das wird die Zusammenarbeit auch nicht verbessern.

Neuber: Diese Situation scheint ja flir keine Seite zufriedenstellend zu sein und da stellt sich dann die

Frage, warum es noch nicht zu solchen oder anderen Verbesserungen der Situation, die ein ver-
bindlicheres Miteinander zur Folge haben, gekommen ist? Was ist ihre Meinung dazu?

Taucher: Ich denke, dass es auf Bundesebene eine Verfassungsanderung geben musste, doch fir die
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Bundesebene und die Parlamentarier sind solche Fragen kaum ein Thema, da sie auf einer ande-
ren Flughdhe sind. Die Probleme haben die Kommunen und zwar alle, v. a. die Landeshauptstadte.
Das Speckgiirtelphanomen ist keines alleine von Wien. Uberall konkurrieren Kommunen mitein-
ander um Betriebsansiedelungen. Dadurch entsteht eine unstrukturierte hassliche Landschaft, die
Uberall gleich aussieht. Ich bin Oststeirer und habe das selbst beobachtet. Wie ich als Kind durch
die Stadte gefahren bin, waren Leoben, Judenburg, Kapfenberg, Gleisdorf, etc... Gemeinden mit
einer eigenen Charakteristik, heute sehen alle gleich aus: Gewerbeparks am Stadtrand, autoaffin,
Uberall die gleichen Geschafte, wahrend die Ortskerne sterben. In Graz beispielsweise, wachst
der Speckgirtel Gber Hausmannsstatten und Gratkorn bis Gleisdorf hinaus immens und ist eine
Herausforderung und Problem fir die Raumordnung. Mein Gefiihl und Hypothese ist, dass die Par-
lamentarier flr diese Herausforderungen nicht die geeignete Flughéhe haben und das daher dort
kein Thema ist und wir Kommunalpolitiker*innen kénnen das Problem nicht &ndern.

Es sind viele der Meinung, dass wir entsprechende Governance-Strukturen brauchen. Streiten wer-
den wir dann Uber die Ausgestaltung, wie das beschickt wird, ob es ein Delegationssystem oder ein
Wahlsystem ist. Das wird sicherlich nicht einfach als schwarzes Niederdsterreich und rotes Wien
auf einen Nenner zu kommen, aber dass es so etwas braucht, da wird man einen Raumplaner,
einen Birgermeister oder Landesrat in Niederésterreich genauso fragen kénnen, wie die entspre-
chenden Leute in Wien, da gibt es groBen Konsens. Aber irgendwie geht es niemand wirklich an.
Man muss noch dazu sagen, dass wir nicht zum ersten Mal in den Stadtentwicklungsplan hinein
geschrieben haben, dass genau diese Governance-Strukturen gewiinscht und notwendig sind. So-
wohl Wien, als auch Niederdsterreich sind daflir, aber es kam nie zu einem Punkt wo konkret etwas
entworfen und daran gearbeitet wurde und sich dann die Lander um eine Beschickung kimmern.
Der Wille ist da, aber es scheitert offensichtlich am Endprodukt. Uns fehlt auch einfach die Struktur
daflir, welche die Arbeit dazu - auch politisch - weiter treibt. Es gibt auch keinen wirklichen Stadtrat
der flr das grenziiberschreitende zustandig ist. Wer hat wirklich die Kompetenz das zusammen
zu bringen. Es brauchte wohl daflir eine Abteilung, die Gesetzestexte dazu ausarbeitet und einen
politische Zusténdigkeit in Form eines Stadtrats.
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Neuber: Es gibt ja noch weitere Kooperationsformen, die mehr oder weniger gut funktionieren, wie die
PGO oder den VOR zum Beispiel. Kénnten diese ein Ausgangspunkt fir eine verstérkte Koopera-
tion sein?

Taucher: Ja, aber beim VOR ist die Lage eine andere, denn das ist eine GmbH und somit eine juristische
Person, da gibt es Vertrage und es herrscht Klarheit.

Neuber: Gibt es innerhalb der SPO zu diesem Thema eine Position. Beispielsweise als Beschliisse bei
Parteitagen oder in Form von Strategiepapieren?

Taucher: Als Stadt Wien haben wir in den Stadtentwicklungsplan als Strategiepapier diese Absichten und

Plane klar formuliert. Als SPO-Klub der Mandatare haben wir ein Strategiepapier zu Stadtentwick-
lung, aber auf Parteiebene fallt mir ad-hoc kein Beschluss ein.
Andere Player, wie die Arbeiterkammer, haben sich mit dem Thema auch viel beschaftigt und aus-
gearbeitet, besonders im Bezug auf Mobilitdt. Der Blick der Arbeiterkammer auf das Thema ist
wieder ein anderer und interessant. Fur die sind alle Menschen, die in Niederdsterreich wohnen,
aber nach Wien zum Arbeiten pendeln, Mitglieder. Da gibt es als gesetzliche Vertretung eine andere
Handlungsmotivation. Das ist bei der SPO anders, da gehéren die Mitglieder aus GroB Enzersdorf
beispielsweise der SPO Niederdsterreich.

Neuber: Spannend! Meine abschlieBende Frage: Mit welchen Personen sollte ich lhrer Meinung nach zu
diesem Thema unbedingt noch reden?

Taucher: Ich wirde an lhrer Stelle auf alle Falle mit Renate Zuckerstétter vom Stadt-Umland-Management
reden. Dann mit MA 18-Abteilungsleiter Andreas Trisko bzw. Planungsdirektor Thomas Madreiter.
Christof Schremmer von der OROK und Peter Biwald vom KDZ, die viel mit den Gemeinden zu-
sammenarbeiten, haben auch einen guten Uberblick. Wenn Sie mit einer Stadt-Umland-Gemeinde
reden wollen, ist sicherlich der Biirgermeister von Gerasdorf Andreas Vojta ein geeigneter Ge-
sprachspartner, der sehr an diesem Thema interessiert ist und mit dem Regionalpark ,DreiAnger
viel macht. Zuletzt hat er mit seiner Wirtschaft einen Konflikt durchgestanden, weil die Schotterba-
rone im Regionalpark-Gebiet nach Steinen schiirfen wollten und er sich vehement fiir das Naher-
holungsgebiet eingesetzt hat.

Generell habe ich das Geflhl, dass die Kooperationen beim Kapitel Umwelt und Klima gut funk-
tioniert und beim Thema Mobilitat sowie Flachenwidmung, also da wo es um die Kohle geht, sehr
schwierig ist. Es brduchte dazu einen Lastenausgleich, denn die Menschen nutzen bei uns die
Krankenhauser, Unternehmen nutzen unsere StraBen und verursachen Verkehr und Kosten und
Steuern zahlen sie aber in Niederdsterreich.

AbschlieBend mdchte ich noch den Gedanken mitgeben, dass ich auch flr die Umland-Gemeinden
Versténdnis habe, denn die sind auch oft in einem Sandwich. Da habe ich beispielsweise einmal
lAnger mit einem Burgermeister geredet, der mir erz&hlt hat, dass er einerseits Druck von seinen
Bauern, die im Gemeinderat sitzen, bekommt, dass ihre Felder zu Bauland umgewidmet werden
und andererseits von den oft neu zugezogenen Menschen aus der Stadt, die sich eine bessere
Infrastruktur, sanfte Mobilitat, 6ffentlichen Verkehr und einen neuen Kindergarten wiinschen. Auch
fir die Gemeinden andern sich die Mehrheitsverhaltnisse und Rahmenbedingungen mit dem Be-
vblkerungsdruck durch den Zuzug. Ich méchte betonen, dass ich groBes Verstandnis fir diese
schwierige Position habe.

Neuber: Ich denke, dass das ein schéner Schlusssatz ist. Vielen Dank, dass sie sich Zeit genommen
haben fiir ein Interview mit mir!
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A.5.2. Kategorisierte Zusammenfassung
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Kategorie

Zusammenfassung

Zeilennr.

Politische
Prioritatensetzung
(Raumordnungspolitik)

Politische Parteizugehorigkeit ist

ein Thema, aber das ist bei weitem
nicht alles. Konflikte beginnen und
enden nicht bei der Parteizugehorigkeit.

70-84

Soweit kein Parteitagsbeschluss da,
es fehlt auch ein Stadtrat fiir die Stadtregion

135-138

SPO Niederésterreich und SPO Wien
sind unterschiedliche Strukturen,

die sich gegenseitig strukturell nur
wenig beriihren.

138-143

Machtstrukturen

Wien wird als groflerer Partner wahrgenommen,
fithrt zu Misstrauen und einer Asymmetrie.

15-19

Koordination und
Kooperation

Asymmetrie ist schwer beurteilbar, denn das
Gefiihl war, dass die Verhandlungen auf
Augenhohe gefiihrt werden.

18-20

Projekte werden oft einseitig konzipiert und
Partner*innen erst spat eingebunden, das
fihrt zu Frustration und wenig Kommittment

26-39

Anstofl von Auflen, z. B. durch EU-Projekte,
bringen Steine ins Rollen.

40-46

Kooperationen finden oft unter den
Umlandgemeinden statt und weniger mit Wien

47-54

Geschichte

Gesetzlicher Rahmen

Verwaltungsgrenzen sind Grenzen des Handelns

9-11

Unverstdndnis bei Bezirksvorstehern mit vielen
Einwohner*innen, dass sieNicht der*die richtige
Ansprechpartner*in fiir Biirgermeister*innen
sind.

19-22

Politikfeld RO / RP

Es brauchte auf Bundesebene eine
Verfassungsidnderung, doch fiir die
Bundesebene und die Parlamentarier
sind solche Fragen kaum ein Thema.

100-104

Schwierige Position der Biirger-

meister*innen von Stadt-Umland-Gemeinden.
Druck von Bauern, die im Gemeinderat sitzen,
dass ihre Felder zu Baulandum gewidmet
werden und Druck von den neu zugezogenen
Menschen aus der Stadt, die sich eine

bessere Infrastruktur, sanfte Mobilitét,
offentlichenVerkehr und einen neuen
Kindergarten wiinschen.

160-168

Projekte werden konkret abgestimmt und
ausgemacht, es gibt aber keine Handhabe,
wenn ein*e Partner*in dann nicht will oder kann

60-67

Derzeit ist es ein informelles Reden,
ein Wollen, ein Nicht-Wollen, ein Uberlegen.

88-92

Bei GmbHs wie dem VOR herrscht Klarheit,
das ist einfacher

131-132
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Formalisierung
Bei Themen wo es weniger ums Geld geht,

funktioniert Kooperation besser. 155-159

SUM wurde gegriindet um die Zusammenarbeit
besser zu verbessern.

Es braucht Governance-Strukturen, die in der
Verfassung verankert sind. Wie diese beschickt
Instrumente werden und ausgestaltet sind ist eine andere 93-96
Frage, die es politisch zu 16sen gilt. Wird 113-116
nicht einfach beim roten Wien und schwarzen
Niederdsterreich.

8-10

Leidensdruck /
Notwendigkeit
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A.6. DI" lise Wollansky

A.6.1. Interview

Interview-Partnerin: DI'™ Ilse Wollansky

Rolle der Interview-Partnerin: ehem. Abteilungsleiterin Raumordnung und Regional-
politik (NO, bis 2019)

Ort der Aufnahme: Café Eiles, Josefstadter Strafle 2, 1080 Wien

Aufnahmezeitpunkt: 2. Juli 2020, 11.30 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 1h 11min 39sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Neuber: Vielen Dank, dass Sie sich Zeit fiir ein Interview genommen haben! Diirfte ich Sie einladen sich

kurz vorzustellen und auf ihre Karriere zurlickzublicken. Was waren die Highlights und Meilensteine,
auch besonders in der Stadt-Umland- Kooperation in der Region Wien?

Wollansky: Ich habe auf der BOKU Griinraumgestaltung — wie das damals hie3 — studiert. Wir waren
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glaube ich der zweite Jahrgang, der das zum Regelstudium machen konnte. Danach habe ich noch
ein Jahr in den USA Landschaftsarchitektur studiert und bin dann zuriick gekommen, wo ich dann
in Niederdsterreich in der Gesellschaft fiir Regionalforschung begonnen habe zu arbeiten. Das
war ein privates Unternehmen, das von zwei Beamten geflhrt wurde, die das als Nebenbeschafti-
gung betrieben haben. Dort haben wir uns im Wesentlichen mit Regionalplanung beschéftigt. Ende
der 1970er und Anfang der 1980er Jahre haben wir v. a. fir Oberdsterreich umfangreiche Regio-
nalplanungen gemacht, besonders fiir die an Niederdsterreich angrenzenden Bezirke. Wéhrend
des Studiums habe ich auch Ubungen an der TU gemacht und dort habe ich den Walter Pozarek
kennengelernt, der dort Assistent war. Spater habe ich ihn dann im Land Niederdsterreich wieder
getroffen, da wir natirlich als Blro viele Kontakte und Termine mit den Beamten hatten. Als sich
Walter Pozarek karenziert hat lassen um anderweitig tatig zu sein, hat er mich gefragt ob ich den
Job nicht gerne machen wirde und so bin ich in die Landesregierung hinein gerutscht, wo ich seine
Aufgaben tbernommen hatte.

Das Kooperationsthema war von Anfang an da, besonders auch mit den regionalen Raumord-
nungsprogrammen. Besonders nachdem Walter Pozarek das erste regionale Raumordnungspro-
gramm fiir Wiener Neustadt und Neunkirchen gemacht hat, war klar, dass das Wiener Umland sich
so dynamisch entwickelt, dass es eine Ubergeordnete Raumplanung braucht und nicht alles auf
Gemeindeebene passieren kann. Also lange bevor Brigitte Jilka und ich zur Uberzeugung kamen,
dass es ein Stadt-Umland-Management brduchte, hat man sich mit Stadt-Umland-Kooperationen
auseinander gesetzt, v. a. mit Deutschen Beispielen. Die ersten Studien, wie die Anderen das ma-
chen, hat es aus der PGO in den 1990er Jahren gegeben. Bei diesen Beispielen war es aber nie
s0, dass sich zwei Bundeslander organisieren mussten, es war immer eine Stadt und ihr Umland in
einem Bundesland. Dieser Umstand war dann letztendlich auch immer die Hiirde, warum es nie for-
male Konstruktionen gegeben hat. Die Einstellung der Politik dazu war: ,Wasch mir den Pelz, aber
mach mich nicht nass!* und wichtig war die Devise ,Nur keine Brédsel!". Folglich hat es v. a. dort gut
funktioniert, wo es klar themenspezifisch war, wie z. B. der Verkehrsverbund Ostregion (VOR), wo
die drei Bundeslander eine GmbH gegriindet haben oder beim Marchfeldkanal oder beim Biosphéa-
renpark Wienerwald: Ein Thema, wo ich eine GmbH griinden kann! Aber bei einer umfassenden
Planung, da ist einem einfach das Hemd ndher als der Rock. Weiters wichtig bei Kooperationen
ist sicher, dass es flr alle Beteiligten einen erkennbaren Vorteil geben muss. Dass jemand etwas
bezahlt, wovon er Nichts hat, kann nicht lange gut gehen, weil dann die Politik nachfragt, was wir
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davon haben und wir Beamten uns rechtfertigen miissen.
Angesichts der Hirden, die es gab, ist es jedenfalls ein Erfolg, dass es das SUM gibt und das
dieses auch flr das Bratislava-Umland-Management (BAUM) Modell gestanden hat.

Neuber: Wenn man auf der administrativen Ebene oftmals nicht weiter kommt, weil beispielsweise die
Politik bei manchen Themen auf der Bremse steht, hért man dann irgendwann auf visiondr zu
denken und arrangiert sich mit dem System?

Wollansky: Einerseits ja, sicherlich, andererseits probiert man doch auch immer wieder etwas Neues.
Das SUM ist sicherlich ein solches Beispiel. Dass ein Vehikel geschaffen wird, wohin beide Bun-
deslander Kompetenzen abgeben ist unrealistisch, somit versuchte man mit der Griindung des
SUMs das Beste aus der Situation zu machen und schaut, dass man dort gute Leute hat, die das
Vertrauen der handelnden Personen in Gemeinde und Bezirk haben. Mit dem Vertrauen der Politik,
steht und féllt so etwas. Wenn die Burgermeisterinnen merken, dass das Nichts bringt und man
selbst nicht mehr das machen kann, was man will, weil einem stéandig wer auf die Finger schaut,
dann wird so etwas wie das SUM keine Akzeptanz finden. Aber wenn sie den Mehrwert erkennen,
weil Kooperationen, ohne denen die Probleme nicht I6sbar sind, viel schneller hergestellt sind mit
Hilfe des SUMs beispielsweise, dann wird das funktionieren. Klar, zwischen Wien und den Gemein-
den gibt es immer eine schiefe Ebene, weil die Ansprechpartner*innen der Biirgermeister*innen in
der Stadt Wien immer Beamt*innen, in seltenen Féllen Bezirksvorsteher*innen, sind. Aber selbst
Letztere sind — auch wenn sie 300.000 Einwohner*innen haben — verfassungsrechtlich, planerisch
aber auch budgetar weniger méachtig, als beispielsweise der Biirgermeister von Grohofen mit 98
Einwohner*innen. Andererseits ist es auch klar, dass sich der Biirgermeister oder die Vizeblrger-
meisterin von Wien nicht regelméaBiig mit den Birgermeister*innen der Umlandgemeinden trifft um
irgendwelche Probleme zu besprechen, weil das einfach unter deren Wahrnehmungsschwelle liegt.
Die reden eher auf Landeshauptleuteebene: Haupl und Préll haben sich ja relativ gut verstanden,
wo auch einiges weiter gegangen ist, wie das bei den aktuellen Akteur*innen ist, kann ich nicht
beurteilen.

Neuber: Das hei3t, wenn es da auch auf persénlicher Ebene gut lduft, sozusagen ein Fenster offen ist,
dann geht mehr voran?

Wollansky: Ja, mit diesem Prinzip leben Beamt*innen. Das heiBt wir Uberlegen uns auf der Fachebene,
was wir fur die Zukunft fir sinnvoll erachten und wenn die politische Konstellation so ist, dass uns
jemand zuhdrt, dann bringen wir das vor. Aber wenn man genau weif3, dass das Interesse gegen
Null tendiert, dann hat es auch keinen Sinn, weil es verlorene Liebesmiih ist und der Aufwand
wirklich nicht lohnt. Das kann ich riickblickend sagen, weil wenn mir jemand nicht zuhért und bei
den Besprechungen sténdig telefoniert und aus dem Raum geht, dann wei3 ich, dass das Interesse
vielleicht nicht ganz so groB ist.

Neuber: Sie haben das Problem der mangelnden Augenhdéhe zuvor angesprochen, welche Méglichkeiten
gébe es denn um dieses Problem aufzulésen?

Wollansky: Ich glaube nicht, dass es dazu so viele neue Vehikel brauchte, weil davon gibt es genug. Und
noch eine neue GmbH zu griinden, wo ich eigentlich nicht genau weif3, was ich mit der machen
will — weil das gab es ja auch vor nicht allzu langer Zeit — bringt nicht viel, denn wenn ich keine
Inhalte habe, brauche ich keine Form. Ich muss zuerst immer wissen was ich tun méchte und dann
suche ich mir das passende Vehikel dafir, weil sonst ist es nach dem Motto: ,Ich weil3 zwar nicht
wo ich hin will, aber ich bin schneller dort!". In den letzten Jahren sind einige gute Instrumente
dazu gekommen, wie beispielsweise der Prozess der regionalen Leitplanung in Niederésterreich,
der eine neue Herangehensweise der Uiberértlichen Raumordnung und unter Einbindung der SUM
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Manager*innen auch ein Instrument zur Verbesserung der Kooperation darstellt. Die existierenden
Vehikel kénnen natirlich umstrukturiert und umgestaltet oder mit neuen Ebenen versehen werden.
Ich kénnte mir gut vorstellen, dass wenn der politische Wille bei den drei Landeshauptleuten da
ware und es eine regelméBige Mini-LH-Konferenz auf PGO-Ebene gabe, dann wére schon viel
gewonnen. Theoretisch ist ja diese politische Ebene vorgesehen, genauso wie in der OROK, aber
ich glaube das letzte Mal von Bruno Kreisky wahrgenommen wurde. Insofern hat es sicherlich auch
mit einem gewissen Selbstverstédndnis der Politik zu tun, ob solche Gelegenheiten erkannt und
genutzt werden. Wenn man sich die ganzen Kooperationen ansieht, die es zwischen Wien und
Niederdsterreich gibt, wie den Verein Niederdsterreich-Wien und PGO, dann sind die in der Ara
der Landeshauptleute Siegfried Ludwig und Helmut Zilk entstanden bzw. dann der Biospharenpark
Wienerwald zwischen Erwin Préll und Michael Haupl. Jetzt kann man nur hoffen, dass es wieder
eine Kooperationsbereitschaft gibt, um andere Dinge anzugehen, denn Themen wie Klimawandel
oder Demographie, wie ich mit einer alternden Bevélkerung umgehe, wirden das meiner Meinung
nach notwendig machen.

Neuber: Jetzt kénnte man das Problem der mangeinden Augenhéhe meiner Meinung nach auch mit

einem héheren Grad an Verbindlichkeit herstellen. Ist eine solche Verbindlichkeit unbedingt an eine
weitere, dann vierte, Verwaltungsebene gekoppelt, die ja, wie von Ihnen auch schon angesprochen,
immer wieder aufs Tapet gebracht wird?

Wollansky: Rein legistisch ist das schon miteinander verbunden, besonders fiir ein Thema wie Planung.

Um beim Beispiel des Biosparenparks Wienerwald zu bleiben, da gibt es ein gleichlautendes Lan-
desgesetz in Niederdsterreich und eines Wien. Das ist ein sehr konkretes Thema, aber Planung
betrifft eine Vielzahl an Aspekten und da kann ich mir nicht vorstellen, dass man die Gesetzge-
ber*innen dazu bringt, sich ein doch recht unbestimmtes Gesetz zu geben, mit dem sie zur Zusam-
menarbeit verpflichtet werden. Konkrete und punktuelle Ubereinkommen mit Gesetzeskraft gibe
es noch einige, die ich mir vorstellen kénnte, wie z. B. zum Thema Logistik, wo gemeinsam Stand-
orte ausgesucht und ausgebaut werden, aber da sind wir dann wieder bei den schon erwdhnten
gemeinsamen Planungs- und Errichtungs-GmbHs, die einen Gesellschaftsvertrag haben, den sie
abarbeiten. Sonst bin ich einfach schon in einer neuen Planungsebene, wo ich Kompetenzen aus
den Bundeslandern herausldsen und in das neue Gesetz hineinstellen misste. Da stliinde dann,
dass die Planung in der Ostregion XY macht und da sind wir dann schon wieder sehr nahe an der
vierten Verwaltungsebene, die keiner will.

Oder man schafft die Bundeslander ab, was ja auch kein Schaden ware meiner Meinung nach bei
einem 8 Millionen-Einwohner-Land. Niederdsterreich nimmt sich ja gerne Bayern als Vorbild her,
das 8 Millionen Einwohner hat. Das auf 1,5 Millionen Niederdsterreicher herunter zu brechen ist
kihn meiner Meinung nach, aber in der Politik geht das.

Neuber: In Anknipfung an die erwdhnte Mini-Landeshauptleutekonferenz: Die LH-Konferenz hat auch

kein eigenes Gesetz, dass diese vorsieht. Die mlissten sich also nicht treffen, tun es aber trotzdem,
obwohl sie unterschiedlicher Parteien angehéren. Da gibt es also einen Mehrwert, warum gibt es
diesen fir die drei LHs in der Ostregion (noch) nicht?

Wollansky: Ich muss gestehen: Das weil3 ich nicht! Denn in Wahrheit sind Wien und Niederdsterreich
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von der Bevélkerungszahl her die beiden Player in Osterreich. Aber ich glaube da geht es stark um
die Thematik ,Alle gegen Wien'. Also nach dem Motto: ,Wir lassen uns vom Bund in den Ldndern
nix anschaffen, weil da sind wir die Kaiser.” ...und die EU gibt es auch noch. Ich denke da steht
Wien oftmals stellvertretend fir die Bundespolitik, denn wenn wir uns Uber die Zeit die Mehrheits-
verhaltnisse ansehen, dann waren es tendenziell die schwarzen Lander und der rote Bund.
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Neuber: Aber auch bei der Griindung der beiden Bundesldnder spielte die Parteipolitik eine groBe Rolle!

Wollansky: Ja, das Trennungsgesetz 1921, wo sowohl Wien, als auch Niederdsterreich geschaut haben,

dass ihre Mehrheitsverhaltnisse nicht durcheinander kommen. Das spielt mit Sicherheit noch bis
heute eine gewisse Rolle. Um das zu sehen, muss man sich ja nur die Aussagen von Landespoliti-
ker*innen anhdren: Wenn eine Wirtschaftslandesrétin in Niederdsterreich stolz verkiindet, dass ein
Betrieb aus XY nach NO geholt werden konnte, dann spricht das Bande. Man miisste so ehrlich
sein und sagen, dass wenn das ein gut gehender Betrieb ist, der Arbeitsplatze schafft, dann kommt
das mit den eingenommenen Steuern durch den Finanzausgleich sowieso wieder allen zu Gute.
Somit ist es eigentlich egal, ob der Betrieb beispielsweise in der Ketzergasse auf der einen oder
anderen StraBenseite angesiedelt ist.

Neuber: Der angesprochene Finanzausgleich, ist auch ein beliebtes Thema, wenn es um Stadt-Umland-

Kooperationen geht. Kénnte eine Reform des Finanzausgleichs eine Mdglichkeit sein, wodurch eine
Initiative von Bundesebene Anreize fiir mehr Kooperation geschaffen werden kénnten?

Wollansky: In einer der letzten Novellen des Finanzausgleichsgesetzes (FAG), wurden Gemeindekoope-

rationen ja schon verankert. Das ist allerdings relativ kompliziert und wird meines Wissens von
den Gemeinden kaum genditzt. Also wenn beispielsweise die Gemeinden an der S8 im Marchfeld
kooperieren wollen, dann griinden sie eher eine eigene Sache, wie einen Gemeindeverband oder
eine GmbH, als dass sie eine Kooperation nach FAG eingehen wirden. Ich vermute, dass sie sich
da rechtlich und auch politisch-argumentativ leichter tun. Also rein prinzipiell gdbe das FAG da ei-
niges her, aber es ist auch klar, dass da noch viel Luft nach oben besteht. Und eine tiefgreifende
Reform, kann ich mir gegen den Willen der Lander nicht vorstellen.

Neuber: Welche Umsténde kénnten da ein Grund fiir ein Veto der Ldnder diesbeziiglich sein?

Wollansky: Ich glaube, dass das schlichtweg das Beharrungsvermégen der Lander ist. Jeder weifl3 wor-

an man ist und was man bekommt. Wenn ich den Schllssel fir den Finanzausgleich &ndere, dann
muss ich auch die Kriterien &ndern und wenn der Bevélkerungsschlissel beispielsweise nicht mehr
zahlt, dann gibt es zwangsweise Verlierer und Gewinner. Meine Erfahrung war aber, wenn immer
wir versucht haben irgendwelche Férderungen an die Realitdten anzupassen, dann war die politi-
sche Aussage: ,Es darf niemandem etwas weggenommen werden’. Da beif3t sich die Katze in den
Schwanz, denn wenn ich etwas wirklich neu denken méchte, dann gibt es welche die weniger und
andere die mehr bekommen werden. In Niederdsterreich ist es einmal klar, dass eine schwarze
Gemeinde nicht weniger bekommen darf, aber eine Rote vielleicht schon. So kann man aber keine
Forderrichtlinien gestalten. Also wahlt man den Weg, dass alle die bisher was bekommen haben,
weiter etwas Bekommen und vielleicht ein paar neue dazu kommen.

Dass der Bevélkerungsschlussel unsinnig ist, ist wohl mittlerweile ohnehin jedem klar, der Nach-
denken kann.

Neuber: Beim Stichwort Beharrungsvermdégen, kommt flir mich auch das Stichwort des Leidensdrucks

ins Spiel. Ist Ihrer Meinung nach der Leidensdruck fir einen mutigeren Schritt bei Stadt-Umland-
Kooperationen in der Region Wien noch nicht grol3 genug?

Wollansky: Ich denke, dass der finanzielle Leidensdruck noch nicht so grof3 ist, dass es Kooperationen

braucht. Vielleicht &ndert sich das jetzt mit den vielen Schulden die Corona-bedingt gemacht wer-
den.

Natirlich muss man die Politik auch insofern verstehen, als dass sie ja ihren potenzielle Wéh-
ler*innen Erfolge verkaufen missen — glauben sie zumindest. Und ein Erfolg ist eigentlich immer
etwas Monetéres, dh., dass es flr irgendetwas mehr Geld gibt. Ich weil3 nicht, bei wie vielen Men-
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schen man es als Erfolg verkaufen kann, wenn XX Prozent weniger CO, ausgestof3en wird, weil es
ja auch bedeutet, dass irgendetwas beschrankt werden muss. In meiner Wahrnehmung sind jene
MaBnahmen beliebt, mit denen ich Geld verteilen kann und solange das irgendwie geht, wird es
mit der Kooperation schwierig.

Dass der Leidensdruck ein Anlass fur Kooperationen ist, sieht man bei den Wiener Umlandgemein-
den an der Stdachse. Fir die ist klar, dass sie das Verkehrsproblem wenn, dann nur gemeinsam
bewaltigen kénnen und nicht jede Gemeinde fir sich. Auch wenn sie das gesamte Verkehrspro-
blem auch kooperativ nicht gemeinsam Ldsen kdnnen, ist das ein groBer Fortschritt und auch
Uiber vergleichsweise kleine kooperative Initiativen zwischen den Gemeinden freut man sich, wie
einen gemeinsamen Nachtbus oder eine gemeinsame Radwegplanung. Auch Kooperationen bei
den Betriebsflachen sind notwendig, denn ohne diesen wird die Bevolkerung aufbegehren, weil sie
beispielsweise jeden Morgen bei den Kreuzungen mit der B17 mindestens zehn Minuten im Stau
stehen. Aber so lange die Kooperation nicht so groBzlgig sind, wie es bei der Wirtschaftskoope-
ration im Marchfeld der Fall ist, wo es egal ist, in welcher Gemeinde sich der Betrieb letztendlich
ansiedelt, wird weiterhin jede Gemeinde darum buhlen, dass sich mdglichst viele Betriebe in der
eigenen Gemeinde ansiedeln.

Ich glaube bundeslandiibergreifend ist fir Wien Kooperation dann interessant, wenn es um Verkehr
geht, Stichwort: Pendler*innenproblematik. Das sieht man jetzt auch am Vorsto3 der Stadtratin Si-
ma zu den StraBenbahnverlangerungen in die niederdsterreichischen Umlandgemeinden. Wobei
ich sagen muss, dass ich da schon erstaunt war, denn bisher waren Straf3en- oder U-Bahnen ins
Wiener Umland undenkbar, denn bisher hat noch jeder Verkehrsstadtrat gesagt: ,/ch lass mir doch
die U-Bahn Garnitur in Niederédsterreich nicht voll machen, wenn dann die Wiener*innen nicht mehr
einsteigen kénnen!".

Derzeit wachst Wien, aber das musste ja als Dogma nicht immer so weiter getragen werden, son-
dern kénnte ja auch ins Umland verlagert werden. Aber auch die Umland-Gemeinden steigen auf
die Bremse beim Wachstum, das ist sicherlich ein wichtiges Thema fiir die Zukunft wo kooperiert
werden kénnte. Um hier Mdglichkeiten zu schaffen, haben wir von niederdsterreichischer Seite
immer wieder Ideen vorgebracht, dass sich die Stadt Wien wohnbaum&Big im Umland engagiert,
sprich besonders in den Haltestellenbereichen des OPNVs gezielt Flachen entwickelt. Womit einer-
seits der Verkehr kanalisiert werden kdnnte und andererseits in Wien nicht alles noch dichter und
noch héher verbaut werden misste. Nachverdichtung ist gut und schén, aber irgendwann habe ich
auch da eine Grenze erreicht.

Neuber: Die Nicht-Umsetzung solcher Ideen von fachlicher Ebene hat vielfach ja mit dem Nicht-Wollen

der politischen Ebene zu tun. Was sind da Ihrer Erfahrung nach die Angste der politischen Ak-
teurtinnen?

Wollansky: Da geht es natlrlich um die Lufthoheit. Um bei dem Beispiel des Wohnbauengagements

Wiens in Niederdsterreich zu bleiben: Da brauchte es schon sehr weit blickende Blrgermeis-
ter*innen, die gemeinsam mit der Stadt Wien gemeinsam Wohnbauflachen entwickelt, in Halte-
stellenndhe und autofrei, etc.. Besonders auch deshalb, weil natirlich die Angst der Bligermeis-
ter*innen besteht, dass dann Menschen zuziehen, die ich tendenziell eher nicht in der Gemeinde
haben will, weil sie anders wahlen oder aus anderen Griinden. Auch jetzt haben die Gemeinden
oft ein Mitspracherecht, wer die genossenschaftlichen Wohnungen in ihrer Gemeinde bekommt.
Da gibt es durchaus Menschengruppen, wo man will, dass die eher in Wien bleiben, weil sie v. a.
Kosten verursachen.

Neuber: Ich wiirde gerne noch einmal konkret auf das SUM zuriick kommen, ich denke, dass dort viel
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und wichtige Lobbyarbeit fiir Stadt-Umland-Kooperation gemacht wird und wurde, die oftmals am
Papier gar nicht zu erkennen ist. Wie ist da Ihre Einschédtzung zum SUM?
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Wollansky: Prinzipiell kann man sagen: Gébe es das SUM bisher nicht, misste man es erfinden. Es

hat jedenfalls eine andere Qualitat in der gegenseitigen Wahrnehmung gebracht. z. B. ist Wien fir
die Umlandgemeinden nicht mehr immer nur der Buhmann und umgekehrt sind die Bezirksvorste-
her*innen natlrlich auch Politiker*innen und verstehen daher auch die Sorgen und Néte aus dem
Umland. Fir mich war es immer wieder erstaunlich, wie schnell die Blrgermeister*innen unter-
schiedlicher Parteifarbe zu einander finden, das war fiir mich besonders beim BAUM zwischen den
niederdsterreichischen und burgenléndischen Amtskolleg*innen ersichtlich. Und natirlich hat der
Bezirksvorsteher in Liesing ahnliche Probleme wie der Blrgermeister in Médling, Vésendorf oder
Perchtoldsdorf.

Ein Mangel, den wir nie geschafft haben auszurdumen ist, dass das SUM nicht permanent im
Hinterkopf aller handelnden Akteur*innen ist, im Sinne von: ,Wenn ich ein Problem habe, rufe ich
Renate Zuckerstétter oder Andreas Hacker an!’. Oder anders gesagt, dass die Wahrnehmung fur
das SUM davon abhéngig ist, wo die beiden SUM-Manager gerade Klinken putzen bzw. wo wir
gerade einen regionalen Leitplanungsprozess am Laufen haben und sich die Gemeinden in diesen
Formaten treffen und austauschen kénnen. Auch die Zusammensetzung des SUM-Beirats verein-
facht nicht immer alles: Die politischen Vertreter*innen darin werden ja in Wien Uber die Klubs der
Regierungsparteien und in Niederdsterreich iiber den NO Gemeindebund (OVP) und den Verband
der sozialdemokratischen Gemeindevertreterinnen in NO (SPO) auf Vorschlag der jeweiligen Be-
zirksorganisationen der politischen Bezirke Bruck an der Leitha, Médling, Sankt Pélten Land, Kor-
neuburg und Ganserndorf bestellt. Ob das dann immer jeweils diejenigen sind, welche die Chancen
des SUMs gut erkennen kdnnen, ist eine andere Frage. Eine weitere Beobachtung ist, dass jene
Gemeinden, die von Anfang an beim SUM engagiert sind, mehr den Wert des SUMs erkennen,
als jene die sehr viel spater dazu gekommen sind. Und natirlich spielen die handelnden Perso-
nen eine bedeutende Rolle: Wenn Biirgermeister*innen die Chancen des SUMs erkennen, werden
diese das unter den Amtskolleg*innen entsprechend kommunizieren bzw. umgekehrt. Und diese
Dynamiken kénnen nicht von den beiden SUM-Managern aufgefangen werden, auch weil es eine
andere Ebene ist.

Wo man gemerkt hat, dass diese SUM-Aktivitdten wichtig sind, war als wir auch einmal nachge-
dacht haben, ob wir die SUM-Konferenzen bleiben lassen sollen, weil natirlich stellt man auch
permanent alles in Frage, besonders wenn es mihsam ist und es alles andere als rund lauft. Aber
da war einhellig die Meinung, dass das bleiben muss, weil es endlich ein Format gibt, wo alle mit-
einander Reden und Diskutieren kénnen. Auch die veranstalteten Exkursionen haben immer ein
sehr positives Feedback bekommen, obwohl das sehr herausfordernd war und ist.

Was das SUM auch noch auszeichnet, ist, dass (internationale) Entwicklungen der Fachwelt sehr
rasch erkannt, aufgegriffen und umgesetzt bzw. an die Leute herangetragen werden.

Neuber: Viele handelnde Akteur*innen haben ein positives Bild vom SUM und die Kooperationen laufen

gut, weil man eben auf Projekte kommt, die fiir beide bzw. mehrere Seiten wichtig sind, aber oft-
mals scheitern diese Projekte an der (bergeordneten Landesebene beiderseits der Grenze, auch
weil der politische Wille gerade nicht da ist. Gibt es hier Mittel und Wege, diese Problematik zu
entschérfen?

Wollansky: Ich fiirchte Nein! Denn dort wo ich die Gbergeordnete Ebene zur Realisierung eines Koopera-

tionsprojekts brauche, bin ich darauf angewiesen, dass diese freundliche Nasenlécher dazu macht
und wenn das nicht der Fall ist, dann ist das Projekt gelaufen. Die Griinde dafir kénnen vielfaltig
sein: Seltener weil die Projekte nicht gescheit sind und haufiger, weil das Vorhaben gerade nicht ins
politische Konzept passt oder weil man verargert ist auf den*die Partner*in im Nachbarbundesland.
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Auch hier geht es immer um die Zeitfenster die fir bestimmte Dinge manchmal offen sind. Und
grundsétzlich ist bei Kooperationen wichtig, dass ein Vorteil flr beide Seiten entsteht.

Neuber: Eine vorletzte Frage zu einem anderen Thema: Die Raumordnung und auch die Politik ist 2020
noch sehr ménnlich dominiert; Sie werden in vielen Runden und Arbeitsgruppen die einzige Frau
gewesen sein, besonders da Sie in leitender Funktion waren. Hat lhrer Erfahrung nach dieser Um-
stand, der mdnnlichen Dominanz einen Einfluss auf die Kooperationsbereitschaft ausgelibt?

Wollansky: Nein, das wéare mir nie aufgefallen. Ich halte Kooperation weder fir ein spezifisch ménnliches,
noch fir ein spezifisch weibliches Thema. Prinzipiell wirde ich aus meiner Erfahrung heraus sagen,
dass Frauen etwas uneitler sind als Manner, die gelegentlich etwas mehr mit den Flligeln schlagen
muissen — aber das ist vielleicht auch ein Klischee. Beispielsweise im SUM-Beirat habe ich die
handelnden Personen durchwegs so erlebt, dass sie zwar Alpha-Tiere sind — weil sonst wird man
nicht BUrgermeister*in — aber gut mit einander umgehen konnten. Aber vielleicht waren sie auch
gerade deshalb in diesen Steuerungsgruppen prasent.

Neuber: Schauen wir am Ende in die Zukunft: Wie wird die Region Wien und die Stadt- Umland-Kooperation
darin in 20 Jahren aussehen?

Wollansky: Ich hoffe, dass es bis dahin gelungen sein wird eine tatsachliche Kooperationskultur zu fin-
den, vielleicht auch etwas formaler als es jetzt der Fall ist. Nichts gegen die informelle Ebene, die
ist gut und richtig und die hat ihre Zeit und sie ist sicherlich besonders am Anfang eine gute Sa-
che, aber irgendwann muss es dann ein System geben, das mdglichst personen- und besonders
politiker*innenunabhangig wird. Dass die Realisierung von Kooperationen nicht vom Good-Will ein-
zelner Politiker*innen bzw. Beamt*innen bzw. wie gut diese miteinander kdnnen, abhangt. Wichtig
wird auch sein, dass das Ganze auf gescheite finanzielle Beine gestellt wird. Manche Entwicklun-
gen kann man nur erahnen, aber die Hoffnung besteht, dass die Menschen mit starker werdendem
Umweltbewusstsein die Gegebenheiten auch starker hinterfragen und kritischer werden. Wir sehen
gerade, dass Home-office flir viele gut mdéglich ist und nicht jeden Tag muss gependelt werden. Mit
der Digitalisierung ist sicherlich auch viel Veranderungspotenzial gegeben und somit werden sich
manche Probleme und Gegebenheiten in der Zukunft anders darstellen als heutzutage.

Und man soll die Hoffnung nicht aufgeben, vielleicht gibt es wirklich einmal eine Planungsgemein-
schaft, welche die gemeinsame Landesplanung fir Wien, Niederdsterreich und das Burgenland
macht. Auch die internationale Vernetzung der PGO hat noch Potenzial und Luft nach oben.

Neuber: Vielen herzlichen Dank fiir das Interview!

A.6.2. Kategorisierte Zusammenfassung

Kategorie Zusammenfassung Zeilennr.
Mottos der Politik: ,Wasch mir den Pelz,
aber mach mich nicht nassj,

,Nur keine Bréselj und

,Das Hemd ist mir ndher als der Rock®
Abgrenzung als politisches Stilmittel

ist wichtig, z. B. wenn ein Betrieb in 130-135
einen Ort geholt wurde.

Eine Prioritat ist, dass es bei neuen
Mafinahmen keine Verlierer*innen geben darf.
Deshalb sind Neuerungen so schwer
(Stichwort: Finanzausgleich)

28-33

148-160

140
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Politik will den Wahler*innen Erfolge

Politische verkaufen und Geld verteilen, das ist beliebt. 167-173
Prioritédtensetzung Lufthoheit als wichtiges Priorisierungsmerkmal. 9206-213
(Raumordnungspolitik) | Wo ich entscheiden kann, entscheide ich!

Besetzung von Gremien (Proporz) ist oft 998-943

wichtiger als der Inhalt (SUM-Beirat)

Einerseits gehort es zum Alltag sich mit dem
System zu arrangieren undAndererseits wird 42-44
doch immer wieder was Neues probiert

Die Machtstrukturen sind wichtig.
Machtstrukturen Projekte auf Gemeindebene, die keinen Anklang
auf der iibergeordneten Ebene finden, sind dann
gelaufen, aus unterschiedlichen Griinden

257-263

Kooperation war immer schon Thema, besonders
in den regionalen Raumordnungsprogrammen.

Koordination und Bei Kooperationen ist es wichtig, dass es fir alle
Kooperation Beteiligten einenErkennbaren Vorteil geben 34-36
muss.

18-19

»Wien“ steht oftmals stellvertretend fiir die
Bundespolitik. Uber die ZeitGesehen, waren die
Mehrheitsverhéltnisse so, dass es tendenziell

die schwarzen Lander und der rote Bund waren.
Das Trennungsgesetz 1921, wo sowohl Wien, als
auch Niederosterreichgeschaut haben, dass ihre
Mehrheitsverhéltnisse nicht durcheinander 127-135
kommen, spielt mit Sicherheit noch bis heute
eine gewisse Rolle.

124-125

Geschichte

Zwischen Wien und den Gemeinden gibt es
immer eine schiefe Ebene, weil die Verfassung 50-58
diese schafft.

Gesetze wie Finanzausgleichsgesetz werden nicht
komplett ausgeschopft, weil sie oft kompliziert 139-146
sind

Gesetzlicher Rahmen

Ich glaube bundeslandiibergreifend ist fiir Wien
Kooperation dann interessant, wenn es um
Verkehr geht, Stichwort: Pendler*innen-
problematik.

Wohnbauengagement Wiens im Umland war von
administrativer Seite gewiinscht, von politischer 193-201
Seite nicht so sehr.

186-192

Politikfeld RO / RP

Mit dem Vertrauen der Politik, steht und fallen
Vorhaben.

H&upl und Proll haben sich ja relativ gut
verstanden, da ist auch einiges weiter gegangen
Das Prinzip der offenen politischen Fenster ist
wichtig fiir Beamt*innen, d.h. auf der Fachebene
wird etwas vorbereitet, was fiir die Zukunft fiir
sinnvoll erachtet wird und wenn die politische
Konstellation so ist, dass jemandzuhort, dann
wird etwas vorgebracht.

46-47

60-61

64-70

141
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142

Formalisierung

Existierende Instrumente kénnten umstrukturiert
werden bzw. ihr komplettesPotenzial
ausgeschopft werden. Die PGO hétte eine
politische Ebene, die bis jetzt nicht wahr-
genommen wird.

(regelméBige Mini-LH-Konferenz)

120-125

Mehr Verbindlichkeit ist eng mit einer weiteren
Verwaltungsebene verbunden, da Raumordnung
ein komplexes Thema ist

99-111

Das SUM ist nicht standig im Hinterkopf der
Biirgermeister*innen

226-228

Formalisierung ist in Zukunft wiinschenswert,
Strukturen die Personen-Unabhéngig
funktionieren.

277-281

Instrumente

Das Studium von best practices v. a. aus
Deutschland war wichtig

20-30

FEin Instrument, wohin beide Bundesldnder
Kompetenzen abgeben istUnrealistisch, somit
versuchte man mit der Griindung des SUMs das
Beste aus der Situation zu machen und hat
Leute eingesetzt, die dasVertrauen der
handelnden Personen in Gemeinde und Bezirk
haben.

43-46

Instrumente diirfen nicht Mittel zum Zweck sein,
sondern brauchen Inhalte

73-81

Das SUM hat eine andere Qualitéit in der
gegenseitigen Wahrnehmung gebracht.

217-218

SUM-Konferenzen waren als Austauschplattform
sehr wichtig

244-251

Leidensdruck /
Notwendigkeit

Der finanzielle Leidensdruck ist noch nicht
grof} genug, Corona-Schulden kénnte diese
Situation verschéarfen.

164-166

Leidensdruck kann ein Gamechanger sein,
wie man es im Siiden Wiens sieht,Wo der
steigende Verkehr ein mehr an Kooperation
veranlasst hat.

174-185




A.7. Manfred Wurm

A.7. Manfred Wurm

A.7.1. Interview

Interview-Partner: Manfred Wurm
Rolle des Interview-Partners: ehem. Bezirksvorsteher von Wien-Liesing
(SPO, 1995-2012)
Ort der Aufnahme: Pizza Plus, Anton-Baumgartner-Strafie 44, 1230 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 10. Juni 2020, 11.30 Uhr
Dauer der gesamten Aufnahme: 1h 1min 13sek
Name des Aufnehmenden: David Neuber
Name des Transkribierenden: David Neuber

Neuber: Vielen Dank, dass Sie sich Zeit fir ein Interview genommen haben. Ich wiirde Sie zu Beginn

25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35

einladen lhre 17 Jahre als Bezirksvorsteher Revue passieren zu lassen und ein paar Meilensteine
und Highlights in der Stadt-Umland-Kooperation aus dieser Zeit zu nennen.

Wurm: Mein Name ist Manfred Wurm, geboren bin ich in Ybbstal in Niederdsterreich, bin dann nach

Perchtoldsdorf Gbersiedelt und dann weiter nach Wien gekommen. Ich habe zehn Jahre als Lehrer
fir Deutsch und Geographie gearbeitet und bin dann durch Zufall eigentlich in die Politik gekommen.
Unter Bruno Kreisky habe ich im Zentralsekretariat der SPO gearbeitet und 1983, als er abgetreten
ist, wurde ich SPO-Bezirkssekretar in Wien-Liesing. Spater wurde ich Wiener Gemeinderat und
1995 Bezirksvorsteher in Liesing. Das Amt habe ich bis 2012, also bis zur Pensionierung ausgeubt.
Als Bezirksvorsteher von Liesing ist man standig mit der unsichtbaren Stadtgrenze konfrontiert, die
eigentlich nur in Képfen —v. a. in der Verwaltung — zu finden ist. In den Képfen der Bevélkerung gibt
es zwar schon Nieder@sterreich und Wien, aber die Menschen arbeiten und verbringen ihre Freizeit
ganz selbstverstandlich auf beiden Seiten der Grenze, der Raum ist zusammengewachsen. Als ich
als Bezirksvorsteher begonnen habe, waren die Pendlerstréme vorwiegend noch von Niederdster-
reich nach Wien gerichtet, aber mittlerweile ist die umgekehrte Richtung ahnlich stark. Auch die
Shopping-City-Stid (SCS) war immer schon ein beliebtes Ziel der Liesinger Bevélkerung. Die Gren-
ze ist also eine virtuelle Grenze, die sich allerdings verwaltungstechnisch noch immer sehr stark
auswirkt und meiner Wahrnehmung nach manchmal starker als irgendwelche EU-Binnengrenzen
war.

Ich habe von Anfang an versucht mit den Umlandgemeinden Kontakt aufzunehmen und zu halten,
um Probleme gemeinsam durchzubesprechen. Als das Stadt-Umland-Management (SUM) mit Ma-
nager Andreas Hacker auf eine Initiative von Haupl und Préll gegriindet wurde, ist das bei mir sofort
auf Akzeptanz gestoBBen. Auf der Ebene von Haupl und Prdéll gab es eine freundschaftliche Basis,
auf der Probleme gut besprochen und L&sungen gefunden werden konnten. Andreas Hacker war
vor der Griindung des SUMs Regionsmanager des Industrieviertels. Das hat Niederdsterreich cle-
ver gemacht, auf Regionsebene Kooperationen ansto3en zu wollen, weil auch in Niederdsterreich
nicht alles eitel Wonne ist, was die Gemeindegrenzen Uberschreitende Zusammenarbeit anbelangt.
Diese Ausdehnung auf Wien mit der Griindung des SUMs habe ich fiir einen groBen Fortschritt
gehalten. Auf héchster Verwaltungsebene waren die treibenden Krafte Madreiter in Wien und Zi-
buschka in Niederdsterreich.

Schwierig wurde es v. a. dann, wenn es darum ging Dinge konkret umzusetzen, auch wenn die
Projekte, was den finanziellen Aufwand betrifft, nicht allzu gro3 waren. Da kamen dann oft — auch
von Wiener Seite, muss ich dazu sagen — sofort die Reflexe ,Das wollen wir eigentlich nicht!* oder
,Das sollen die Anderen zahlen!’, wie z. B. bei der Breitenfurter StraBe auf Wiener Gebiet, als ein
Beschleunigungsprogramm fiir Autobusse umgesetzt werden sollte. Da haben wir unter Koordina-
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tion des SUMs schon Plane ausgearbeitet gehabt, wie man BeschleunigungsmafBnahmen setzen
hatte kénnen und sind damit zur Stadt Wien gegangen, die uns gesagt haben ,Wenn Niederdster-
reich das will, dann soll Niederdsterreich das zahlen!’, wohl wissend, dass weder Niederdsterreich
in Wien, noch Wien in Niederdsterreich etwas Zahlen kann. Solche Geschichten haben immer wie-
der Kooperationen mithsam gemacht und torpediert.

Ganz generell hatte ich manchmal das Gefiihl, dass man das SUM eher als eine Spielwiese fir
Bezirksvorsteher auf Wiener Seite und Blrgermeister von Umlandgemeinden auf niederdsterreichi-
scher Seite gesehen hat, um sich gegenseitig den Frust abzubauen, nach dem Motto: ,Die sollen
sich dort was Uberlegen, die sollen was zum Tun haben und was dann konkret umgesetzt wird,
entscheiden dann sowieso wir!’ Diese Erfahrungen haben sich zu der an sich guten Kooperation
hinzugemischt, aber wir konnten dann immer wieder den einen oder anderen positiven Erfolg feiern:
Die Busspur haben wir beispielsweise letztendlich doch noch umsetzen kdnnen.

Neuber: Vielleicht kénnten Sie beim SUM noch etwas in die Tiefe gehen, was wurde da zu lhrer Zeit

gemacht?

Wurm: Insgesamt war die Arbeitim SUM sehr interessant, weil der Kontakt zu den niederdsterreichischen

144

Gemeinden, aber auch zur Beamt*innenschaft auf hdherer Ebene oder auch zu Landesrat*innen
viel enger wurde. Dennoch kam immer wieder Sand ins Getriebe. Mit dem SUM haben wir auch
immer wieder Exkursionen gemacht, beispielsweise nach Deutschland oder in die Schweiz. Das
waren gemischte Gruppen von Planungsleuten von den Lédndern Wien und Nieder6sterreich, Nie-
derdsterreichische Birgermeister*innen, ich als Bezirksvorsteher, manchmal Planungsbiros mit
denen wir zusammengearbeitet haben und SUM-Manager Andreas Hacker. Der Outcome war zwei-
erlei, einerseits haben wir viel Interessantes und Neues kennengelernt, mit welchen Zugangswei-
sen die gleichen Herausforderungen wo anders gehandhabt werden und andererseits hat natirlich
die Reisegruppe eine ganz andere Art der Beziehung bekommen, weil man sich auch privat ken-
nenlernen konnte. Inhaltlich konnten wir sehen, dass es von totaler Verschmelzung bis zu einer
losen Zusammenarbeit viele Méglichkeiten gibt. Das Thema der Verschmelzung haben wir fir die
Region Wien recht schnell abgehakt und die lose Zusammenarbeit favorisiert. Ich konnte dort auch
Einblicke in die Arbeit der Birgermeister*innen der Niederdsterreichischen Umlandgemeinden be-
kommen und sehen, dass die teilweise &hnliche Probleme mit den Uibergeordneten Stellen hatten,
namlich, dass diese nicht immer unterstiitzend waren und Entscheidungen ob kooperiert wird oder
nicht, als héchst politische — v. a. auch parteipolitische — Entscheidungen angesehen wurden. Rot
und Schwarz war in vielen Bereichen nicht kompatibel und ich denke da wird sich bis heute nicht
sehr viel gedndert haben, auch wenn ich nicht mehr den genauen Einblick habe.

Eine zweite erfolgreiche Kooperation und ein Lieblingsprojekt von mir war der Biosphérenpark Wie-
nerwald, wo ich im Leitungsgremium war. Das war eine sinnvolle Sache, wo auch die Kooperation
sehr gut gelaufen ist. Da war zwar die Zusammensetzung anders als im SUM, aber &hnlich: Die
Schirmherrschaft hat die Stadtratin und der Landesrat Gbernommen, es waren Menschen aus den
Verwaltungen, wie aus Wien von der MA 49 dabei, es waren Biirgermeister*innen der Wienerwald-
gemeinden dabei und ich fiir die Wiener Bezirksvorsteher*innen. Das war eine schéne und gute
Zusammenarbeit, wo etwas rausgekommen ist, auch weil der politische Wille da war, dass da et-
was am Ende als herzeigbares Ergebnis da sein musste. Dieser politische Wille, der von Anfang
an ersichtlich war, hat einen spirbaren Unterschied zum SUM gemacht, wo der Ansatz von Lan-
desebene verfolgt wurde: ,Was habt ihr fir Probleme, sucht Lésungen und wir schauen, dass wir
es dann umsetzen!’, wobei es dann gerade in der Umsetzungsphase immer wieder zu Problemen
gekommen ist.

In diesem Zusammenhang ist auch die aktuell durch die Wiener Stadtratin Sima vorgeschlagene
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Errichtung der Bahnverbindung nach Kaltenleutgeben zu erwéhne Dieses Thema wurde in den
vergangenen 25 Jahren immer wieder, v. a. vor Wahlen — sowohl in Wien, als auch in Niederdster-
reich — hervorgeholt und dann wegen der hohen Kosten immer wieder fallen gelassen. Ich vermute,
dass es auch dieses Mal wieder sterben wird, weil es nicht finanzierbar und auch technisch kaum
mehr umsetzbar ist, da man sinnvollerweise die bestehende Bahntrasse bis Kaltenleutgeben ver-
langern misste und dafiir die Grundstlicke aber fehlen.

Neuber: Wenn wir schon bei einem Blick zurlick sind, welche geschichtlichen Ereignisse halten Sie im
Zusammenhang mit der Stadt-Umland-Kooperation in der Region Wien fiir wichtig?

Wurm: Da ist sicherlich das Abtretungsgesetz 1954 und die Entwicklungen um und nach GroB-Wien zu
nennen. Die Alliierten haben darauf bestanden, dass Grof3- Wien wieder aufgeldst wird. Gerade im
damaligen Bezirk sind die Diskussionen dazu intensiv gelaufen, welche Gemeinden wieder nach
Niederdsterreich wollen und welche nicht. Liesing selbst, der heutige 23. Bezirk wurde erst 1938
eingemeindet und so hétte Liesing auch wieder zu Niederdsterreich kommen mussen, wenn es
nach den Alliierten gegangen wére. Letztendlich war es den Amerikanern und Russen aber nicht
so wichtig und so kam es 1954 zu Volksbefragungen, die dann die Basis fiir die aktuellen Grenzen
gebildet haben. Wobei auch Gemeinden mitten in Liesing, wie z. B. Mauer, nach Niederdsterreich
wollten, sind dann aber mit den anderen Liesinger Gemeinden nach Wien gekommen, weil das
als Einheit betrachtet worden ist. Besonders die Liesinger SPO-Mandatare haben sich stark flir
einen Verbleib bei Wien ausgesprochen, hervorzuheben ist dabei Johann Radfux, der auch erster
Liesinger Bezirksvorsteher wurde und Eduard Weikhart, der Abgeordneter zum Nationalrat und
Bezirksparteivorsitzender der SPO Wien-Liesing war.

Neuber: Inwieweit haben diese Gegebenheiten Ihrer Meinung nach Auswirkung auf die heutige Situati-
on?

Wurm: Ich denke, dass wir schon beobachten kénnen, dass es an einem regionalen Verstandnis bzw.
Bewusstsein bei den Menschen in Wien und Umgebung mangelt. Auch das Mapping war jahrelang
so, dass Karten von Niederdsterreich mit einem Loch und Plédne von Wien als Inselkarte dargestellt
wurden. Das flhrt letztendlich auch dazu, dass nur kooperiert wird, wenn es wirklich notwendig ist.

Neuber: Jetzt gibt es mit dem SUM und der PGO zwei Instrumente, wo man diesbeziglich ansetzen
kénnte. Besonders die PGO hat eine verfassungsrechtliche Basis, auf der etwas bewegt werden
kénnte. Woran scheitert es?

Wurm: Sowohl die Planungsgemeinschaft Ost, als auch das SUM sind zahnlos und mehr Verbindlichkeit
ist letztendlich nicht gewlinscht, obwohl in jedem Stadtentwicklungsplan und Landesentwicklungs-
konzept die Wichtigkeit von Kooperation betont wird. Letztendlich méchte jede*r Politiker*in nicht
auf das Recht verzichten je nach Lage entweder Nein oder Ja zu sagen. Das heif3t, dass diese Din-
ge nicht ausschlieBlich Planungstool, sondern auch Machtinstrumente sind und da immer wieder
Wahlen sind, die auf einer Politik des ,Wir sind die Stérkeren, wir bestimmen!* aufbaut, stockt das
Ganze immer wieder. Das gibt es natirlich auch im Kleinen, aber da sind die Auswirkungen dann
nicht so gravierend.

Neuber: Daran ankniipfend, wie war es fir Sie in diesem Spiel der Kréfte als Bezirksvorsteher? Verfas-
sungsrechtlich haben sie nicht die gleiche Stellung wie ein*e Biirgermeister*in im Umland, war die
Kooperation gut méglich?

2ygl. Schwarz, Rachbauer und Gebhart, 2020
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Wurm: Da gab es keine Probleme und das Auskommen war sehr gut. Den Birgermeister*innen muss ich

zu Gute halten, dass sie fir Kooperationen total offen waren und die Zusammenarbeit hat sowohl
auf persdnlicher, als auch auf sachlicher Ebene hervorragend funktioniert. Was Sie richtig anspre-
chen ist, dass die Bezirksvorsteher*innen kaum Kompetenzen haben und fir jede Entscheidung
den Magistrat brauchen. In grenziiberschreitenden Fragen wurde der Magistrat aber nur auf Wei-
sung von Stadtratsebene aktiv, wo dann naturlich das erwahnte politische Spiel wieder begonnen
hat. Mir ist schon klar, dass dann weitere Gesichtspunkte und finanzielle Uberlegungen mit einbe-
zogen werden mussen, aber Kooperationen sind so nicht erleichtert worden.

Grundsatzlich gilt, dass man sich in der Politik immer Verblindete suchen muss um etwas Bewegen
zu kdnnen und das habe ich in meiner Zeit als Bezirksvorsteher auch oft versucht und mit den Nie-
derdsterreichischen Burgermeister*innen ist mir das auch mehrmals gelungen, wir sind oft einer
Meinung gewesen. Dennoch waren uns immer wieder Grenzen gesetzt mit den Ubergeordneten
Stellen. Wir haben uns im SUM oft und stundenlang zu gemeinsamen Vorhaben und Herausforde-
rungen getroffen und diskutiert. Parteipolitische Differenzen sind in den Hintergrund getreten und
wir haben auf sachlicher Ebene L&sungen ausarbeiten kdnnen, dann war aber meistens Schluss.
Wir hatten gute Fachleute, die wertvolle Inputs gegeben haben, wie auch beispielsweise Friedrich
Zibuschka, den obersten Verkehrsplaner Niederdsterreichs. Wenn wir ihn dann gefragt haben, beim
Landesrat zu dieser oder jener Thematik vorzufiihlen, dann haben wir oft gehért: ,Naja, probieren
kann ich es ja!l’. Deshalb war flr uns eben oft das Geflihl da, dass das SUM ein Beschaftungs-
programm fiir uns Bezirksvorsteher*innen und Birgermeisterinnen war, um die Oberen nicht zu
sekkieren.

Trotz allem hatte es fir mich einen Sinn mich in diese Prozesse einzubringen und zu engagie-
ren, ich habe es jedenfalls nicht als verlorenen Aufwand gesehen. Das Problembewusstsein wurde
geschérft, wir konnten doch einiges an kleinen Projekten realisieren, die sich nachhaltig positiv
auswirken. Es lohnt sich jedenfalls sich zu engagieren. Letztendlich war es auch spannend mein
gewohntes Umfeld zu verlassen und mich mit Gbergeordneten Stellen auseinanderzusetzen, wo ich
auch die Grenzen des Mdglichen ausloten konnte.

Neuber: Das klingt fiir mich nach einer verzwickten Situation. Wie kénnte dieses Dilemma — wenn ich es

so nennen darf — Ihrer Meinung nach aufgeldst werden?

Wurm: Ich denke, dass wir genug Planungsinstrumente haben und es viele Mdglichkeiten gabe Koope-
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rationen umzusetzen, aber der Leidensdruck scheint mir noch nicht gro3 genug zu sein. Man wird
erst umdrehen, wenn man kurz vor der Wand steht. Um beim konkreten Projekt der Bahnlinie nach
Kaltenleutgeben zu bleiben: St. Pélten ist weit weg, das Wiener Rathaus ist auch weit weg. Die
Notwendigkeit ist offensichtlich nicht spirbar und man verwendet das Projekt lieber um sich gegen-
seitig das Bummerl zuzuschieben.

Ein anderes anschauliches Beispiel ist, dass die Wiener Seite den Niederdsterreichischen Ge-
meinden immer wieder vorgeworfen hat auf Teufel komm’ raus zu bauen, um ihre Einwohnerzahl
zu erhdhen, da unser Osterreichischer Finanzausgleich so intelligent ist, dass man pro Kopf Geld
bekommt und das noch dazu in Spriingen. Bei 2.000 Einwohner*innen ist beispielsweise ein so ein
Sprung, das heif3t, dass es finanziell einen groBen Unterschied macht, ob man 1.900 oder 2.001
Einwohner*innen hat. Das bedeutet, dass jede*r Biirgermeister*in daran interessiert ist mehr Képfe
zu haben, damit die Infrastruktur finanzierbar ist. Ein Kindergarten kostet einiges an Geld, aber es
ist nicht mehr ein so ein groBer Unterschied, ob er zweigruppig oder dreigruppig ist. Die Vorwirfe
waren zum Teil gerechtfertigt und zum Teil auch nicht, da die Gemeinden in Niederdsterreich zum
Teil schon ziemlich gebremst haben bei den Flachenwidmungen fiir Wohnbau, da auch von der
Gemeindebevdlkerung ein Wunsch zum Siedlungsstopp bzw. zur Siedlungsverlangsamung da war.
Als dann ein Projekt auf Wiener Seite, knapp an der Stadtgrenze kam, wollte ich nicht die Maxi-
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A.7. Manfred Wurm

malanzahl von Wohnungen widmen, damit wir unseren Beitrag zur Reduktion des Verkehrschaos
leisten. Gewidmet wurde dann die maximale GréBe, gegen meinen Wunsch und Willen. Das Argu-
ment war dann: ,Wenn es die Niederdsterreicher machen, dann machen wir es auch so!*

Wir haben die Instrumente, wie das SUM oder die Planungsgemeinschaft Ost, die gute Projek-
te macht, aber solange eine gesetzliche Verbindlichkeit nicht gegeben ist, wird es weiterhin nicht
wirklich funktionieren.

Neuber: Wie kénnte eine solche Verbindlichkeit beispielsweise aussehen?

Wurm: Die Verbindlichkeit miisste gesetzlich sein: Burgenland, Wien und Niederdsterreich missten bei-

spielsweise sagen, dass das was in der Planungsgemeinschaft Ost ausgearbeitet wird, zwar von
den Landtagen politisch abzusegnen, aber dann verbindlich ist. Das passiert aber derzeit nicht,
denn das was die PGO ausarbeitet hat empfehlenden Charakter und wenn die Empfehlungen ge-
rade ins politische Konzept passen, hebt man sie hervor und wenn nicht, dann finden sie keine
Beriicksichtigung. Meistens ist es halt so, dass es mindestens einer Seite gerade nicht ins Konzept
passt. Somit ist und bleibt die Einigkeit sehr fragil, weil es vom Willen der jeweils aktiven politischen
Akteur*innen abh&ngt und es keine gesetzlich-verbindliche Grundlage gibt.

Neuber: Sie haben ja gesagt, dass sie mit dem SUM auch Exkursionen nach Deutschland und und die

Schweiz gemacht haben, wieso funktioniert Regionspolitik dort besser?

Wurm: Die Beispiele, die wir in Deutschland gesehen haben, haben uns gezeigt, dass dort natlrlich auch

nur mit Wasser gekocht wird, dass es sich dort auch spief3t und auch nicht alles glatt lauft. Die Ver-
binde, die es dort gibt, sind teilweise schon Jahrzehnte alt und damit ist auch mehr Erfahrung und
auch schon einige Erfolge im Spiel. Bei uns ist die ganze Thematik, eine vergleichsweise junge
und wenn man optimistisch ist, kann man sagen, dass das in 20-30 Jahren vielleicht auch bei uns
gang und gebe ist. Wenn die Probleme gréBer werden, wird auch die Bereitschaft zur Kooperation
wachsen.

Wenn Regionen gemeinsame Plane machen und zuséatzlich noch ein finanzieller Abgleich gemacht
wird, wie wir es teilweise in Deutschland gesehen haben, ist das natirlich eine gute Sache. So
etwas ist aber in der Region noch nicht in Sicht. Wie schon angesprochen, wére eine andere L6-
sung beim Finanzausgleich, aber auch bei den Gewerbesteuereinnahmen sinnvoll. Gerade bei den
Gewerbeeinnahmen ware wichtig: Derzeit baut jede Gemeinde ein eigenes Gewerbegebiet, mit
teurer Infrastruktur, anstatt, dass sich Gemeinden zusammen tun und nur eine Infrastruktur errich-
ten und sich dann die Einnahmen aufteilen. Aber da es das noch nicht gibt, bauen wir nach wie vor
Einkaufszentren knapp an der Stadtgrenze.

Neuber: Kommen wir zu einem Thema, das auch in Liesing immer wichtig war und ist: der Verkehr.

Kénnte eine stdrkere Zusammenarbeit auch (ber das Thema Mobilitdt kommen, beispielsweise
liber den VOR?

Wurm: Ja, der Verkehr war in Liesing eigentlich immer Thema Nummer eins. Auch im Stadt-Umland-

Management war es natlrlich ein hei3 diskutiertes Thema, auch oft gemeinsam mit dem VOR.
Besonders die Erweiterung der Zone100-Grenze war ein haufiges Thema. Auch wenn mit der letz-
ten VOR-Tarifreform viele Ubergédnge flieBender gemacht wurden, bleibt die Thematik natirlich
trotzdem relevant. Die aktuelle Initiative des 7-2-3-Tickets der Ministerin Leonore Gewessler fir ein
flachendeckendes Ticketsystem scheint mir ein guter Ansatz zu sein, weil es die leidige Diskus-
sion mit den Zonengrenzen wegbringen kénnte und es wére ein gutes Instrumentarium um den
offentlichen Verkehr zu férdern.

Neuber: Quasi ein 365 € fiir den gesamten VOR?
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Wurm: Ja, ein leistbares flachendeckendes Ticket fur den VOR halte ich absolut fir eine Zukunftslésung!
Neuber: Eine abschlieBende Frage: Wie wird die Region Wien 2035 bzw. 2040 aussehen?

Wurm: Die Region wird weiter wachsen und ich denke, dass es doch zu Ldsungen kommen wird, die
eine starke Verbindlichkeit der Regionalplanung mit sich bringen, weil sonst das Ganze nicht mehr
funktionieren wird. Ich wiirde flachendeckende Initiativen von Bundesebene gut finden, weil sich die
dann entstehende Region Wien auch nicht von einem neuen Umland abgrenzen dirfte. Auch inter-
national wird sich die Frage stellen, wie sehr die Region Bratislava herein in Richtung Osterreich
wachsen wird. Das wird aber auch eng mit den politischen Entwicklungen zusammenhéngen.

Neuber: Herr Manfred Wurm, vielen herzlichen Dank fiir das Interview!

A.7.2. Kategorisierte Zusammenfassung

Kategorie Zusammenfassung Zeilennr.
Gefiihl ist da, dass das SUM eher als

eine Spielwiese fiir Bezirksvorsteher

auf Wiener Seite und Biirgermeister*innen

von Umlandgemeinden auf

niederosterreichischer Seite gesehen wurde,

um sich gegenseitig den Frust abzubauen
Kooperationsprojekte wie Straflenbahn

iiber die Stadtgrenze werden oft vor

Wahlen hervor geholt, scheitern dann aber

am Geld und tatsdchlichem politischen Willen
Engagement war eine Prioritét, da es das
Problembewusstsein geschéarft hat und

weil es spannend war das gewohnte Umfeld zu
verlassen.

Die hohere Landesebene hat oft kleine

Projekte verunmoglicht, auf beiden Seiten
Biirgermeister*innen der Niederdsterreichischen
Umlandgemeinden hatten teilweise dhnliche
Probleme mit den iibergeordneten Stellen, ndmlich,
dass diese nicht immer unterstiitzend waren und 63-66
Entscheidungen ob kooperiert wirdoder nicht, als
hochst politische — v. a. auch parteipolitische —
Entscheidungen angesehen wurden.
Kooperationsinstrumente sind nicht ausschliellich
Machtstrukturen Planungstool, sondern auch Machtinstrumente und
da immer wieder Wahlen sind, die auf einer Politik 116-119
des ,Wir sind die Stérkeren, wir bestimmenj
aufbaut, stockt das Ganze immer wieder.

Auf hoher Ebene war Kooperation moglich, das war
hilfreich fiir Kooperationen.

Biospharenpark Wienerwald war von oberster Stelle
gewiinscht, deshalb hatKooperation auch auf 70-80
Gemeindeebene gut funktioniert.

41-47

81-87

Politische
Prioritdtensetzung
(Raumordnungspolitik)

144-149

31-40

20-30

148



Koordination und
Kooperation
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Finanzausgleich und Konkurrenz um Betriebs-
ansiedelungen bzw. Einwohner*innen sind oft ein
Hindernis bei Kooperation

158-175

Geschichte

Das SUM geht aus einer Initiative von Nieder-
Osterreich hervor, die im Siiden von Wien versucht
haben auf Regionsebene Kooperationen anzustofen.

20-30

Das Abtretungsgesetz 1954 und die Entwicklungen
um und nach Grof-Wien zunennen. Die Alliierten
haben darauf bestanden, dass Grof}- Wien

wieder aufgelost wird.

Gerade im damaligen Bezirk sind die
Diskussionen dazu intensiv gelaufen, welche
Gemeinden wieder nach Niederosterreich wollen
und welche nicht. Liesing selbst, der heutige

23. Bezirk wurde erst 1938 eingemeindet und

so hétte Liesing auch wieder zu Niederosterreich
kommen miissen, wenn es nach den Alliierten
gegangen ware.

90-102

Es fehlt am regionalen Verstandnis bzw.

Bewusstsein bei den Menschen in Wien und
Umgebung.

Auch das Mapping war jahrelang so, dass Karten von
Niederosterreich mit einem Loch und Pline von Wien
als Inselkarte dargestelltWurden.

105-108

Gesetzlicher Rahmen

Wille zur Kooperation war bei Biirgermeister*innen da,
obwohl gesetzlich eine Schieflage herrscht
(Biirgermeister*innen zu Bezirksvorsteher*innen), eher
oft Probleme, weil fiir jede Entscheidung der Magistrat
gebraucht wird.

123-130

Politikfeld RO / RP

In den Képfen der Bevolkerung gibt es zwar schon
Niederdsterreich und Wien, aber die Menschen
arbeiten und verbringen ihre Freizeit ganz
selbstverstéandlich auf beiden Seiten der Grenze, der
Raum ist Zusammengewachsen. Diese Grenze wirkt
sich verwaltungstechnisch noch immer sehr stark
aus und manchmal starker als EU-Binnengrenzen

11-19

Um bei Kooperationen etwas voranzubringen,
braucht man Verbiindete

131-133

Initiativen vom Bund wie das 1-2-3 Ticket sind sehr
wiinschenswert.

205-214

Verschmelzung haben wir fiir die Region Wien recht
schnell abgehakt und dieLose Zusammenarbeit
favorisiert.

61-62

Sowohl die Planungsgemeinschaft Ost, als auch das
SUM sind zahnlos und mehrVerbindlichkeit ist
letztendlich nicht gewiinscht, obwohl in jedem
Stadtentwicklungsplan und Landesentwicklungs-
konzept die Wichtigkeit vonKooperation betont wird.
Letztendlich mochte jede*r Politiker*in nicht auf das
Recht verzichten je nach Lage entweder Nein oder

Ja zu sagen.

112-115
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Formalisierung

Die Verbindlichkeit miisste gesetzlich sein: Burgenland,
Wien und Niederosterreichmiissten beispielsweise
sagen, dass das was in der Planungsgemeinschaft Ost
ausgearbeitet wird, zwar von den Landtagen politisch
abzusegnen, aber dann verbindlich ist.

177-184

Instrumente

SUM hat Tiiren zu niederdsterreichischen
Biirgermeister*innen und der hohen
Beamt*innenschaft und Landesriat*innen geoffnet
und bei Exkursionen gab es zum Teil auch ein
privates Kennenlernen

50-60

Gefiihl war da, dass SUM ein Beschéftungsprogramm
fiir Bezirksvorsteher*innen und Biirgermeister*innen
war, um die Oberen nicht zu sekkieren.

140-143

Deutsche best-practice Regionen kochen auch nur mit
Wasser, haben aber tlw.Viel mehr Erfahrung und
deshalb lauft vieles runder.

187-201

Leidensdruck /
Notwendigkeit

Kooperiert wird nur, wenn es wirklich notwendig ist.

108

Planungsinstrumente und Moglichkeiten zur
Kooperationen gibt es genug, aber der Leidensdruck
scheint noch nicht grof§ genug zu sein.

152-157

150
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A.8. DI Renate Zuckerstitter

A.8.1. Interview

Interview-Partnerin: DI" Renate Zuckerstitter
Rolle der Interview-Partnerin: Managerin im Stadt-Umland-Management (SUM),
zusténdig fiir den nérdlichen Teil der Region

Ort der Aufnahme: SUM-Nord, Zschokkegasse 91 Lokal 1, 1220 Wien
Aufnahmezeitpunkt: 9. Juni 2020, 11.10 Uhr

Dauer der gesamten Aufnahme: 01h 15min 35sek

Name des Aufnehmenden: David Neuber

Name des Transkripierenden: David Neuber

Neuber: Vielen Dank fiir das Interview, ich freue mich sehr. Ich mdchte Sie zu Beginn bitten, dass Sie

w

sich kurz vorstellen und besonders im Bezug auf Stadt-Umland-Themen ihre langjédhrige Laufbahn
kurz Revue passieren lassen?

Zuckerstatter: Mein Name ist Renate Zuckerstatter. Ich bin von meiner Ausbildung her Raumplanerin

und habe auf der TU Wien Raumplanung studiert. Danach habe ich viele Jahre auf der generel-
len Ebene Verkehrsplanung gemacht. Zwischendurch war ich bei einer Wiener Gebietsbetreuung
im 17. und 18. Bezirk und war danach drei Jahre lang in der Stadt-und Regionalentwicklung ta-
tig. Parallel dazu habe ich eine Mediationsausbildung gemacht und war dann selbststéndige In-
genieurkonsulentin fir Raumplanung und Raumordnung. Zu dieser Zeit wurde das Stadt-Umland-
Management (SUM) im freien Dienstvertrag ausgeschrieben, ehe es nach einem Jahr, Ende 2006,
institutionalisiert wurde. Bei dieser Stelle hat es sich dann so ergeben, dass die verschiedenen
Richtungen meiner Laufbahn, mit Mediation, Verkehrsplanung, Raumentwicklung, Stadtteilarbeit
perfekt zusammengepasst haben.

Andreas Hacker, zustandig fiir das stdliche SUM, hat diese Tatigkeit seit den 1990er Jahren als
Regionalmanager fiir das Land Niederdsterreich ausgelibt. Daran sieht man auch, dass die Stadt-
Umland-Agenden von der niederdsterreichischen Seite ausgegangen sind. Er war dort aktiv, wo
das niederdsterreichische Raumordnungsprogramm fiirs stdliche Wiener Umland wirkt. Dort war
und ist es so, dass die Stadtgrenze Uberhaupt nicht mehr wahrnehmbar ist, z. B. die Ketzergas-
se in Wien-Liesing: Eine Straf3e, aber eine Seite gehort zu Wien, die andere zu Niederdsterreich.
Unterschiedliche Schulsprengel, unterschiedliche Bauordnungen, etc..., aber kein Unterschied in
der Lebenswelt der Menschen, die dort wohnen. Somit hat Andreas Hacker immer wieder versucht
Wien in seine Planungen miteinzubeziehen und daraus erwuchs fir die Stadt Wien das Interesse
da mitzuziehen und auch im Norden aktiv zu werden. Angefangen hat damit meine Vorgéngerin
Ulla Kremsmayer, die das drei Jahre lang Mitte der 2000er Jahre gemacht hat. Dass zu diesem
Zeitpunkt Bewegung in die Stadt-Umland-Kooperation gekommen ist, ist kein Zufall, denn bis zum
Fall des Eisernen Vorhangs bzw. zum EU-Beitritt Mitte der 1990er Jahre war Wien eine stagnieren-
de Stadt und erst um die Jahrtausendwende kam hier mit BiirogroBBimmobilien, Infrastruktur und
starkem Zuzug Bewegung in die Region Wien.

Unsere Zusammensetzung und Struktur des SUMs ist komplex. Wir sind Angestellte des Vereins
Niederésterreich/Wien — Gemeinsame Entwicklungsrdume, der mit dem Land Wien und dem Land
Niederdsterreich zwei Mitglieder hat. Diesem Verein sitzen Landes- bzw. Stadtrat*innen aus Wi-
en und Niederdsterreich vor. Ansprechpartner*innen sind aber jeweils die Mitarbeiter*innen in der
Verwaltung.

Neuber: Wenn sie nun 15 Jahre zuriickblicken, hat sich die Arbeit als SUM-Managerin letztendlich so

dargestellt, wie es am Anfang gedacht war?
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A. Anhang

Zuckerstatter: ,Wie es am Anfang gedacht war’ ist eine sehr treffende Formulierung, weil es ein bisschen
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unklar ist ,Wie es am Anfang gedacht war’! Wir haben uns gréBtenteils die Themen selbst gesucht,
aber der Grund, warum das SUM in dieser Form gegriindet wurde, war Konfliktmanagement. Denn
zu dieser Zeit sind Probleme gerne auch gleich in den Medien thematisiert worden und die Politik
hasst nichts mehr als Medienberichte, die sie nicht selbst lanciert hat. Insofern war und ist Konflikt-
management von Anfang an sehr wichtig und ich wende Techniken der Mediation téaglich an. Ich
sehe mich selbst keinesfalls als Politikerin. Meine Rolle ist eine allparteiliche und ich muss mich kei-
ner Wahl stellen. Aber es gibt in meinem Tun zweifelsohne eine starke Nahe zur Politik. Ich merke
in vielen Gesprachen mit Studierenden, aber auch in Fachkreisen, dass eine gewisse Politikferne
da ist. Auch fir mich war es am Anfang schwer zu verstehen, wieso man mit einer wissenschaftlich
und fachlich fundierten Sichtweise und mit Tatsachen, die auf der Hand liegen nicht durchdringt. Mit
der Zeit wird dann klar, dass es doch sehr verschiedene Kontexte gibt, ndmlich zumindest den fach-
lichen, den 6konomisch-finanziellen und den politischen Kontext. Erfolg im Planer*innen-Dasein hat
man, wenn man alle drei Kontexte im Blick hat, der Handlungsspielraum ist entscheidend.

Gerade im Kontext lhrer Thematik ist diese Erkenntnis entscheidend, denn man kann schon sa-
gen, dass hier unterschiedliche Welten aufeinander treffen. Die Raumplanungswelt in Wien ist eine
ganz andere als jene in Niederdsterreich und das ist der Verfassung und der Geschichte geschul-
det. Auch wenn der Zerfall des Habsburgermonarchie mehr als 100 Jahre zurlck liegt, muss man
verstehen, dass Wien und seine Verwaltung als Reichshauptstadt firr eine vier Millionen-Stadt kon-
struiert war und wir letztendlich noch heute davon profitieren — Wien ist wohl eine der am besten
verwalteten Stédte der Welt. Das heif3t es gibt mit dem Magistrat einen gro3en Apparat, der sich um
alles kimmert, die Politik trifft die Entscheidungen und teilt die Gelder und Budgetmittel zu. In Nie-
derdsterreich ist das ganz anders, auch dort sind die Blirgermeister*innen bzw. der Gemeinderat
die Baubehorde erster Instanz, aber da gibt es in der Regel keinen groBen Magistrat. Hinzu kommt,
dass die Wiener Umlandgemeinden im mitteleuropéischen Vergleich héchstens Kleinst-Stadte sind,
die gréBten sind Baden und Klosterneuburg mit rund 25.000 Einwohner*innen und die kleinste mit
der ich zu tun habe hat aktuell 98 Einwohner*innen. Der Biirgermeister der 98 Einwohner*innen-
Gemeinde ist aber genauso Baubehdrde erster Instanz, fur die értliche Raumordnung zustandig
und soll im Prinzip die gleiche Art von Entscheidungen treffen wie der Wiener Gemeinderat, der
einen ganzen Magistrat zur Entscheidungsvorbereitung hinter sich hat. Das sind schon sehr unter-
schiedliche Kontexte und eine der Aufgaben von Andreas Hacker und mir ist es fiir ein bisschen
Augenhdhe zu sorgen. Von der Verfassung her wére zwischen dem Wiener Blrgermeister und
dem Birgermeister der 98 Einwohner*innen-Gemeinde Augenhdhe gegeben, aber in der Reali-
tat kdme es nie zu einem solchen Treffen wo beispielsweise InfrastrukturmaBnahmen besprochen
werden wirden. Meiner Erfahrung nach ist es in anderen Staaten oft die Bundesebene, die eine
Kooperation befdrdert oder will, wie beispielsweise in der Schweizer Agglomerationspolitik, wo ein
Bundesraumordnungsgesetz den Rahmen und Ziele vorgibt und Geld ausschittet, wenn ein még-
lichst gutes Agglomerationskonzept vorgelegt wird. Die Bundesebene gibt es aber in Osterreich in
der Raumordnung nicht, die ist laut Verfassung Gemeindesache mit dem Land als Aufsichtsbehér-
de.

Um bei der Thematik wieder konkret auf die Region Wien zu kommen, mein Geflihl ist, dass sich
Niederdsterreich gar nicht so leicht tut mit der Zusammenarbeit der Gemeinde Wien mit ihren Um-
landgemeinden, was ja eigentlich unser Auftrag ist. Das Stadt-Umland-Management soll in der
Raumordnung die Zusammenarbeit Uber die Stadigrenze hinweg beférdern, was aber notwendi-
ger Weise eine Zusammenarbeit auf Gemeindeebene ist. Die Zusammenarbeit auf Landesebene
findet ja Uber die Planungsgemeinschaft Ost (PGO) oder den Verkehrsverbund Ostregion (VOR)
statt. Und wenn dann die Zusammenarbeit zwischen Gemeinde Wien und den Umlandgemeinden
gut funktioniert, welche Rolle hat dann das Land Niederdsterreich, das ja unser Auftraggeber ist?
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Das Land Niederésterreich gibt als Aufsichtsbehérde und Gesetzgeber natiirlich durch das Raum-
ordnungsgesetz vieles vor, das die Gemeinden umsetzen mussen. Dieses Gesetz muss aber so
formuliert sein, dass es fir den Bezirk Gmind genauso giiltig ist, wie fir den Bezirk Médling... und
dieser Spagat ist fast nicht zu schaffen.

Neuber: Wenn ich da einhaken darf, ganz naiv und utopisch gefragt: Wére es fiir Niederésterreich nicht

auch entlastend eine eigene Verwaltungsebene in der Region Wien zu haben, die sich auch um die
Raumordnung kiimmert?

Zuckerstatter: Auf fachlicher Ebene passiert das schon teilweise in der PGO mit Projekten wie der Stadt-

region+ (einem Projekt, wo ich glaube, dass das Land Niederésterreich nie die ganz gro3e Freude
hatte) und dem Gegenstiick PGO peripher. Aber natirlich, wenn man ein Projekt zur Férderung der
Stadtregion macht, braucht man jedenfalls ein Spiegelprojekt fiir die peripheren Raume.

Diese Stadt-Land-Disparitéaten haben eine sehr lange Tradition. Wenn ich ganz persénlich an mei-
ne Geschichte denke: Ich bin ein Kind von Wien, aber meine Familie kommt aus dem Weinviertel,
daher kenne ich beide Kontexte sehr gut. Das Gefiihl, dass Wien alles bekommt und die anderen
nur zuliefern dirfen ist meiner Meinung nach Jahrhunderte alt und spielt noch immer eine Rolle,
nicht offen ausgesprochen, sondern tradiert und unterschwellig. Die Bilder voneinander sind auch
gepragt von (Boulevard)Medien und Erzahlungen. Auch wenn sich die beiden Bundeslander seit
der Griindung 1922 vom Roten Wien und christlichsozialen Niederdsterreich bis heute stark veran-
dert haben, sind all diese erwahnten Dinge im Hintergrund da und haben Einfluss auf das grof3e
Ganze. Der Grundkonflikt scheint mir weiterhin ungelost.

Neuber: Wenn ich die Problematik des Zusammenarbeitens von einer anderen Seite betrachte, kénnte

auch gesagt werden, dass der Leidensdruck fiir eine verstérkte Kooperation noch nicht hoch genug
ist, stimmen sie dem zu?

Zuckerstatter: Ja, durchaus. Der Leidensdruck ist fur mich immer konnotiert mit dem Wort Notwendig-

keit. Wenn wir es wirklich wértlich nehmen, geht es ums Not wenden und die Not ist in vielen
Bereichen nicht akut splrbar. Da wir unsere Tatigkeit und Schwerpunkte sehr frei wahlen kén-
nen, wissen wir ganz gut, wo die Not am gréBten ist und das ist am ehesten bei der Mobilitat der
Fall. Ich sage einmal so, wenn es das Verkehrsproblem nicht gébe, dann wére der Stadt Wien die
Ausgestaltung der Siedlungsentwicklung im Umland weit weniger wichtig. Die Zersiedelung, die im
Wiener Umland in den 1970er und 1980er Jahren eingesetzt hat, flhrt bis heute zu einer grof3en
Verkehrsbelastung in Wien, Stichwort autoorientierter Verkehr.

Aber letztendlich kann man das nicht so genau sagen, denn im Bezug auf Leidensdruck und Not-
wendigkeit wére es hilfreich eine Ubergeordnete Instanz zu haben, eine die das volkswirtschaftliche
Gesamtinteresse und Ubergeordnete Themenbereiche wie den Klimawandel im Blick hat. Wenn
es so eine Ubergeordnete Instanz (wie in der Schweiz) gibt, dann wére ein Ausgleich viel leichter
mdglich und man ware gezwungen zu kooperieren. Die haben wir aber nicht. Somit bleibt es beim
Good-Will und einer losen Zusammenarbeit. Deshalb wehre ich mich auch gegen die pauschali-
sierenden Ausdriicke und Stehsatze wie ,man mdsste’ und ,wir sollten’, denn wer ist ,Wir'? Somit
bleibt es auch dabei, dass Menschen in der Politik, sowohl in Wien als auch in Niederdsterreich, die
Kooperationen im Blick haben und andere nicht. ,Die Politik interessiert das nicht’, kann man daher
nicht sagen und auch nicht alle ber einen Kamm scheren. Es héngt auch sicher damit zusammen,
dass die Raumordnung in der Prioritatenliste von Politiker*innen sehr weit unten angesiedelt ist,
auch weil die Thematik vielen fremd ist. Das habe ich auch beispielsweise daran gemerkt, dass ich
es schwer hatte zu erklaren, was ich denn eigentlich arbeite.
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128 Neuber: Das heif3t, dass es schwer ist Menschen in der Politik von der Wichtigkeit von Raumordnung zu

129 lberzeugen?

Politikfeld RO, 130 Zuckerstétter: Bei spezifischen Themen und Politikfeldern wie Siedlungspolitik, Verkehrspolitik oder Stand-

Politische 131 ortpolitik ist auf fachlicher und auch fach-politischer Ebene viel méglich und auch viel Verstandnis

Prioritdtensetzung 3, und Know-How da, doch wenn es zu Wahlen kommt, dann ist es oft schnell vorbei mit der sachori-
133 entierten Vernunft. Denn dann wird die Wahler*innenstimme plétzlich zur entscheidenden Wéhrung
134 und die Raumordnung hat selten direkten Einfluss auf diese W&hrung. Letztendlich muss man es
135 herunterbrechen und sagen, die Wahler*innen wahlen den*die Blrgermeister*in in ihrer Heimatge-
136 meinde und sie wahlen sie*ihn dafiir, dass sie*er das Beste flir ihre Gemeinde herausholt und es ist
137 oft schwer zu erklaren, dass das Beste fur die Gemeinde eine Kooperation mit den Nachbargemein-
138 den ist. Das kann man schwer, v. a. auch medial und mit einfachen Worten, vermitteln und deshalb
139 ist es eher lastig und eher schwierig und spielt letztendlich kaum eine Rolle. Hinzu kommt, dass wir
140 nach meinem Gefiihl ununterbrochen Wahlen haben und selbst die Bundesprasidentenwahl spielt
141 eine Rolle, wenn es um die Zusammenarbeit beispielsweise zwischen Wien und Niederdsterreich
142 bzw. den Gemeinden geht. Im politischen Spiel kann man leider noch immer viel in der Abgrenzung
143 zum Anderen und im Erzeugen eines ,Wir-Geflhls gewinnen.

Politikfeld RO, 144 Mein Verstandnis darliber wie Politiker“innen agieren hat sich auch geéandert. Urspriinglich dachte

Politische 145 ich, dass man in die Politik geht, um etwas verandern zu wollen, doch so ist es gar nicht gedacht

Prioritédtensetzung 4 in unserer Demokratie, denn Politikerinnen reprasentieren Parteien und missen eine Vielzahl von
147 Interessen vertreten, sind also eher wie ein Softball, der in der Mitte ist und von allen Seiten Druck
148 und Bewegung bekommt. Die Wéhrung ist hier die Macht. Sie brauchen die Macht, um etwas tun zu
149 kénnen, missen aber das tun, was Macht bringt und erhalt, um weiterhin aktiv bleiben zu kénnen.
150 In diesem Kreislauf bleibt dann oft liegen, was gesamtgesellschaftlich und fachlich verninftig und
151 notwendig ware.

152 Neuber: Ich nehme den Ball auf und stelle fest, dass in vielen anderen Stadtregionen, wo diese Kreisldufe

153 vielleicht genauso wirken, dennoch eine starke Regionspolitik gemacht wird: Stuttgart zum Beispiel!
154 Sie haben in den Stuttgarter Nachrichten einmal die Zusammenarbeit im Ballungsraum Stuttgart
155 mit der direkt gewdhlten Regionalversammliung und den Kompetenzen des Regionalverbands bei
156 Planung, Wirtschaftsférderung und Nahverkehr fiir beispielhaft erklér@ Kurz: Ist das was es in
157 Stuttgart gibt auch einmal fir Wien méglich?
Instrumente, 158 Zuckerstatter: Ich glaube nicht. Ich kann natiirlich nicht in die Zukunft blicken und weif3 nicht, wel-
Formalisierung, 159 cher ,schwarze Schwan’, also unvorhersagbare Dinge mit groBer Verdnderungsmacht, wie jetzt
Politische 160 die Corona-Krise, noch kommen wird bzw. welche krisenhaften Situationen der Klimawandel noch
Prioritdtensetzung, g erzeugen wird. Natiirlich kénnte es auch zu einer Mittelknappheit der Haushalte kommen, die dann
Politikfeld RO 162 eine andere Form der Mittelverteilung einfordert. Aber ohne diese massiven Einflisse sehe ich es
163 nicht kommen. Wenn man sich die Geschichte der Region Stuttgart ansieht, wird man feststellen,
164 dass es diese Regionspolitik nicht geben wiirde, wenn es nicht in den 1980er Jahren zu einem mas-
165 siven Einbruch bei der Industrie gekommen wére. Dort wollte einerseits die Wirtschaft ganz stark
166 diese Zusammenarbeit und andererseits das Land Baden-Wirttemberg, dass ihre Hauptstadt gut
167 da steht. In der Region Wien gibt es aber diese Industrie in der Form nicht und Wien ist auch nicht
168 die Hauptstadt von Niederdsterreich. Letzteres ist sicherlich auch nicht ganz unwichtig, denn man
169 hat in den letzten 30 Jahren versucht, sich selbst eine Identitat zu geben und vom Drumherum von
170 Wien zu einem eigenen Bundesland mit eigener Hauptstadt zu werden. Somit war es wohl in dieser
171 Zeit der Identitatsfindung und des Aufbaus einer eigenen Landeshauptstadt strategisch auch nicht
172 forderlich, Mittel in die Region einer Millionenstadt zu geben.

3vgl. Durchdenwald, |2018
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Neuber: Im Jahr 2015 wurden Videobeitrdge zum Stadt-Umland-Management gedreht und u. a. Inter-

views unter dem Titel ,Gemeinsam fir die Stadtregion® mit handelnden Akteur*innen aus Politik und
Verwaltung in Wien und Niederdsterreich gefﬁhrﬂ Am Ende wird dort die Frage gestellt ,Reise in
die Zukunft: 2035. Wien und die Umgebung. Was sehen sie?’ Jetzt, fiinf Jahre spéter: Gibt es 2035
ein mehr an verbindlicher Kooperation in der Region Wien?

Zuckerstatter: Ich sehe es nicht, denn wir bekommen keine Signale dafiir. Aber wir wiirden uns das

schon die langste Zeit sehr wiinschen. Fir uns ware es schon ein Fortschritt wenn wir fir Stadt-
Umland-Projekte so etwas wie ein Projektbudget hatten, dann kdnnten wir investierend tatig sein.
Aus den Gemeinden heraus sehe ich es nicht kommen. Wobei, da bin ich vielleicht schon zu lange
dabei und ich bin zu abgeklart, sodass mir die neuen Zugange und Ideen fehlen. Denn man muss
dazu sagen, dass das, was wir tun, ein Bohren harter Bretter ist und manches dauert wirklich Jahre,
aber dann erdffnet sich oft pldtzlich ein Zeitfenster und es ist sehr schnell etwas mdéglich. Somit,
vielleicht kann es dann plétzlich auch sehr schnell gehen. Ich kénnte nicht einmal sicher sagen, wer
eher der Treiber dafiir sein misste, also ob eher Top-down oder Bottom-up. Letztendlich ist auch ein
Regionsmodell wie es Stuttgart hat noch nicht ganz vom Tisch, aber ein Punkt der zusatzlich noch
sehr dagegen spricht ist, dass wir noch eine Verwaltungsebene einziehen. Wir wahlen auf Bezirk-
sebene (in Wien), Gemeindeebene, Landesebene, Bundesebene, sind aber als Osterreich in etwa
nur so grof3 wie Bayern. Um die Zusammenhénge in der regionalen Zusammenarbeit verstehen zu
kénnen, braucht man eine Anleitung: Es gibt die né. Hauptregionen, Leader-Regionen, die Klein-
Regionen, es gibt den Verkehrsverbund, etc... Als ich mich am Anfang meiner Tatigkeit bei den
Gemeinden vorgestellt habe, war ich neben dem Kleinregionsmanagement und dem Weinviertel-
Regionsmanagement, das dritte Regionsmanagement, das sich fir ungefahr das gleiche Gebiet
vorgestellt hat und es war sehr schwer zu vermitteln, warum es mich jetzt auch zusétzlich noch
braucht. Hier noch eine politische Ebene einzuziehen macht es glaube ich nicht unbedingt einfa-
cher. Weiters wére es ja nur sinnvoll so eine Ebene zu haben, wenn auch Kompetenzen auf diese
Ebene abgegeben werden und das sehe ich letztendlich nicht, ohne dass eine - wie schon erwahn-
te - dringende Notwendigkeit bestlinde. Ich glaube, dass die Gemeindeautonomie etwas Heiliges
und in der Geschichte bzw. im Denken stark Verankertes ist und niemand von sich aus daran etwas
verandern wirde. Wir hatten ja einen Verfassungskonven wo letztendlich auch nichts herausge-
kommen ist. Ich glaube evolution&r wird sich diese Situation nicht grundlegend &ndern.

Neuber: Aktuelle Forschungen, wie jene von Gérgl, Déringer, Herburger und Heif3,/2018b: 13 zeigen ja,

dass es v. a. Kooperationsformen zwischen den Umlandgemeinden und weniger zwischen Wien
und den Gemeinden stattfinden. Kénnte ein immer stédrkeres Kooperieren im Umland nicht auch
evolutiondr zu einem Verschieben der Kréfte flihren?

Zuckerstatter: Wenn gegenuber dem groB3en Wien nicht lauter Einzelgemeinden sprechen sondern ver-

starkt mit einer oder zumindest weniger Stimmen gesprochen wird, kann natirlich etwas bewirken
und die aktuelle regionale Leitplanung des Landes Nieder{sterreich geht ja schon in diese Rich-
tung. Denn wenn 60 Umland-Gemeinden mit Einzelmeinungen im freien Spiel der Kréfte in Ver-
handlungen mit Wien treten, werden wohl v. a. deren Interessen berlicksichtigt werden. In diesem
Kontext ist folgendes Beispiel, das ich mit begleiten durfte, ein positives: Die Wirtschaftskooperation
Marchfeld. Hier hat mich das Land Niederdsterreich ersucht, ob wir hier nicht eine Gemeindeko-
operation Zustande bringen kénnten. Das hat dann Ende 2018, Anfang 2019 zur Griindung eines

4vgl. GEGENBLICK Multimedia & Kommunikation, [2015
5 Anmerkung: Der Osterreich-Konvent hat von 30. Juni 2003 bis 31. Janner 2005 iiber Vorschlége fiir
eine grundlegende Staats- und Verfassungsreform beraten. (vgl. Osterreichisches Parlament, 2008)
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A. Anhang

Gemeindeverbandes gefiuhrt, bei dem sich die Gemeinden bei Neuansiedlungen die Kommunal-
steuer aufteilen. In einem weiteren Schritt fihrt es vielleicht auch dazu, dass gemeinsam Standorte
entwickelt werden. Auch hier war Anfangs die Frage warum ich als SUM-Managerin hier aktiv bin,
weil ich ja zur Halfte von der Stadt Wien finanziert bin. Aber hier war schon meine Hintergrundagen-
da, dass der Standort der Ostregion langfristig gestérkt werden soll, wovon ja auch Wien profitiert.
Denn wenn sich Unternehmen in Zukunft ansiedeln wollen, wird man ihnen ein Standortportfolio
anbieten kénnen miissen und den Unternehmen ist es prinzipiell egal ob das in Wien oder Nieder-
Osterreich ist und die Wertschdpfung passiert so und so in der Region. Ich sehe es nicht als Erfolg
wenn eine Gemeinde aus Niederdsterreich ein Unternehmen aus Wien abzieht und umgekehrt. Im
kleinen Spiel der Krafte ist das vielleicht ganz lustig, aber volkswirtschaftlich gesehen &ndert das
Nichts, denn wir brauchen Investitionen von AuBBen. Sollten einmal in Wien wirklich die Flachen
knapp werden, wo ich schatze, dass das 2030 bis 2035 der Fall sein wird, dann wird man in der
Standortfrage zusammenarbeiten missen und es wird fur die Wirtschaftsagentur Wien in Zukunft
leichter sein auf einen Gemeindeverband zuzugehen, als mit jeder Gemeinde extra in Verhandlun-
gen zu treten.

Vielleicht noch einmal kurz zu den politischen Dynamiken, denn das konnte ich auch bei dieser Wirt-
schaftskooperation bzw. Gemeindeverband gut beobachten. Denn mit den Birgermeister‘innen
kann man sehr oft und sehr gut fachlich reden, nur in den jeweiligen Gemeinderaten herrschen dann
andere Dynamiken. Deshalb haben wir gleich zu Beginn versucht alle Fraktionen in den Gemein-
den ins Boot zu holen, da es auch im Gemeinderat fiir eine solche Kooperation einer %-Mehrheit
bedarf. Insofern kdnnte man schon auch sagen, dass es mit der richtigen Strategie im Kleinen geht
und vielleicht ginge es auch im GrofB3en, wenn man einen mutigeren Schritt nach Vorne geht. Es
bleibt aber die Frage offen, wer diesen tun kénnte oder sollte?

Neuber: Diese Frage kommt dem Kern meines Forschungsinteresses schon sehr nahe, ndmlich: Welche

Rolle spielen einzelne (politische) Akteur*innen und was kénnen sie bewegen?

Zuckerstatter: Ja, klar, ich arbeite nicht mit Reprasentanzen oder Institutionen, sondern mit Menschen

und da gibt es wie Uberall engagiertere und weniger engagierte bei der Thematik. Insofern muss
man auch sagen, dass es das SUM ohne das Engagement von Stadtrat Rudi Schicker und Fritz
Zibuschka und noch einiger anderer nicht geben wiirde. Letzter war Gruppenleiter in der Raumord-
nung und sehr eng mit Landeshauptmann Préll, wo er auch sehr viel durchsetzen und mitsprechen
konnte. Der wollte auch. Und die Anregung daflir haben sie sich in Hannover geholt. Insofern waren
es schon Einzelpersonen die das initiiert haben.

Neuber: Welche Rolle kénnte das SUM bei der Bewusstseinsbildung und beim Neudenken der Strukturen

spielen?

Zuckerstéatter: Ich denke, da dirfen wir unsere Rolle nicht Uberschatzen, das wird wo anders entschie-
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den. Da spielt in Wien auch der Planungsdirektor und die Baudirektorin eine Rolle, aber letztendlich
muissen das die Landeshauptleute und die Blrgermeister*innen entscheiden. Die Vorteile missen
die Ressourceninanspruchnahme Uberwiegen, denn man darf nicht vergessen: Zusammenarbeit
braucht Ressourcen, v. a. Zeitressourcen und das ist in der Politik und auch in der Wirtschaft so
ziemlich die knappste die es gibt.

Ganz konkret nochmals auf meine Rolle angesprochen, wiirde ich jedenfalls sagen, dass ich das
fir die Leute mache, aber in der taglichen Arbeit sehr wenig mit den Leuten wirklich zu tun habe.
Ich habe auch die Dame aus Horn, die jeden Tag zur Arbeit nach Wien pendelt, nicht gefragt, ob sie
das so will. Die wiirde wahrscheinlich lieber in ihrer Umgebung arbeiten. Da missen wir dann schon
gut aufpassen, dass wir unsere Arbeit und unser Anliegen nicht zu wichtig nehmen. Letztendlich
muss das ganze Werkl funktionieren und das erwarten sich die Leute!
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261 Neuber: Das nehme ich gerne als Schlusssatz! Vielen herzlichen Dank fiir lhre Zeit und das spannende
262 Interview!

A.8.2. Kategorisierte Zusammenfassung

Kategorie Zusammenfassung Zeilennr.
Mitgrund der Griindung von SUM

waren Zeitungsberichte von Konflikten und
Politik hasst nichts mehr als Medienberichte,
die sie nicht selbst lanciert hat.

Bei spezifischen Themen und Politikfeldern,
wie Siedlungspolitik, Verkehrspolitik oder
Standortpolitik ist auf fachlicher und auch
fach-politischer Ebene viel moéglich und auch
viel Verstdndnis und Know-How da, doch wenn
es zu Wahlen kommt, dann ist es oft schnell
Politische vorbei mit der sachorientierten Vernunft.
Prioritdtensetzung — Erzeugen eines ,Wir* -Gefiihls ist wichtig.
(Raumordnungspolitik) | Machterhalt als politische Prioritét 144-151
Verfassung will eine gleiche Ebene von
Biirgermeister*innen, aber die Realitédt sieht

ein starkes Gefille. Wiener Biirgermeister*in

ist auch Landeshauptperson.

Koordination und Vorteil ware, wenn SUM investierend tétig
Kooperation sein kénnte und Projekte zur Kooperation fordern.
Andreas Hacker, zustidndig fir das stidliche SUM,
hat diese Tétigkeit seit den1990er Jahren als
Regionalmanager fiir das Land Niederdsterreich
ausgeiibt. Daran sieht man auch, dass die
Stadt-Umland-Agenden von der nieder-
Osterreichischen Seite ausgegangen sind.

SUM hatte wenige Vorgaben zu Beginn seiner Existenz 36-49
Auch wenn der Zerfall des Habsburgermonarchie
mehr als 100 Jahre zuriick liegt, muss man verstehen,
dass Wien und seine Verwaltung als Reichshauptstadt
fiir eine vier Millionen-Stadt konstruiert war und wir
letztendlich noch heute davon profitieren — Wien ist
wohl eine der am besten verwalteten Stddte der Welt.
Das heifit es gibt mit dem Magistrat einen grofien
Apparat, der sich um alles kiimmert, die Politik trifft 53-62
die Entscheidungen und teilt die Gelder und Budget-
mittel zu. In Niederdsterreich ist das ganz anders,
auch dort sind die Biirgermeister*innen bzw. der
Gemeinderat die Baubehorde erster Instanz, aber da
gibt es in der Regel keinen grolen Magistrat. Hinzu
kommt, dass die Wiener Umlandgemeinden im mittel-
européaischen Vergleich héchstens Kleinst-Stadte sind.
1922 vom Roten Wien und christlichsozialen
Niederdsterreich hat sich bis heute stark verdndert. 100-103
Aber der Grundkonflikt scheint weiterhin ungeldst.

40-43

130-143

Machtstrukturen 66-70

180-185

14-16
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Geschichte

Spezielle Geschichte von Wien und Niederdsterreich

ist wichtig um den Ist-Zustand zu verstehen, keine
Industrieregion die am Boden liegt wie in Stuttgart der
1980er Jahre. Aulerdem: Identitédtsfindungsprozess von
Niederosterreich ab 1990er Jahre ohne Wien.

165-172

Gesetzlicher Rahmen

Stadtgrenze am Beispiel Ketzergasse in Wien-Liesing:
Eine Strafle, aber eine Seite gehort zu Wien, die andere
zu Niederdsterreich. Unterschiedliche Schulsprengel,
unterschiedliche Bauordnungen, etc..., aber kein
Unterschied in der Lebenswelt der Menschen, die dort
wohnen.

18-21

Der Biirgermeister der 98 Einwohner*innen-Gemeinde
ist aber genauso Baubehorde erster Instanz,fiir die
ortliche Raumordnung zusténdig und soll im Prinzip die
gleiche Art von Entscheidungen treffen wie der Wiener
Gemeinderat, der einen ganzen Magistrat zur
Entscheidungsvorbereitung hinter sich hat.

62-65

In anderen Staaten oft die Bundesebene, die
eine Kooperation beférdert oder will, wie
beispielsweise in der Schweizer Agglomerations-
politik, wo ein Bundesraumordnungsgesetz den
Rahmen und Ziele vorgibt und Geld ausschiittet,
wenn ein moglichst gutes Agglomerationskonzept
vorgelegt wird. Die Bundesebene gibt es in
Osterreichischen Raumordnung nicht, die ist laut
Verfassung Gemeindesache mit dem Land als
Aufsichtsbehorde.

70-75

Politikfeld RO / RP

Gemeindeautonomie ist etwas Heiliges und in
der Geschichte bzw. im Denken stark
verankertes ist und niemand von sich aus daran
etwas Verdandern wiirde.

199-202

Wenn 60 Umlandgemeinden geschlossen mit
einer Stimme sprechen wiirden, wére viel
mehr moglich.

207-210

Wirtschaftskooperation bzw. Gemeindeverband:
Mit den Biirgermeister*innen kann man sehr
oft und sehr gut fachlich reden, nur in den
jeweiligen Gemeinderdten herrschen dann
andere Dynamiken. Deshalb gleich zu Beginn
der Versuch alle Fraktionen in den Gemeinden
ins Boot zu holen, da es auch im Gemeinderat
flir eine solche Kooperation einer 2/3-Mehrheit
bedarf. Insofern mit der richtigen Strategie im
Kleinen geht es und vielleicht ginge es auch im
Groflen, wenn man einen mutigeren Schritt nach
Vorne geht.

230-237

158

Rahmenbedingungen sind so, dass es Menschen
in der Politik gibt, sowohl in Wien als auch in
Niederosterreich, die Kooperationen im Blick
haben und andere nicht.

122-127
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Instrumente mit starker Verbindlichkeit sind nur
denkbar, wenn Dinge mit grofler Veranderungs-
macht auf die Region zukommen 158-172
(vielleicht Corona oder Klimawandel), sonst nicht
in Sicht (Stadtregion).

Keine Signale fiir ein mehr an Verbindlichkeit,

wére aber von Seiten des SUM sehr wiinschenswert.

Formalisierung

178-180

Unsere Zusammensetzung und Struktur des
SUMs ist komplex. SUM-Manager. Sind
Angestellte des Vereins Niederdsterreich — Wien,
gemeinsame Entwicklungsrdume, der mit dem
Land Wien und dem Land Niederdsterreich

zwei Mitglieder hat. Diesem Verein sitzen
Landes- bzw. Stadtrat*innen aus Wien und
Niederosterreich vor. Ansprechpartner*innen
sind aber jeweils die Mitarbeiter*innen in der
Verwaltung.

SUM: Gefuhl ist, dass sich Niederosterreich

gar nicht so leicht tut mit der Zusammenarbeit
der Gemeinde Wien mit ihren Umlandgemeinden,
weil welche Rolle spielt das Land dabei?

Die Zusammenarbeit auf Landesebene findet

ja liber die Planungsgemeinschaft Ost (PGO) 80-82
oder den Verkehrsverbund Ostregion (VOR) statt.
Gegen eine Verwaltungsebene wie in Stuttgart z. B.
spricht die Kleinteiligkeit in der Region 187-195
— noch mehr Wahlen

29-33

76-78

Instrumente

Leidensdruck / Notwendigkeit fiir Kooperation vielfach nicht da,

Notwendigkeit am stérksten noch beim Thema Mobilitat. 107-114

159
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A.9. Muster der Zustimmungserklarung und Datenschutzmitteilung
fur die Interviewpartner*innen

Zustimmungserklarung / Datenschutzmitteilung

Sehr geehrte*r Interviewpartner*in,

Herzlichen Dank, dass Sie sich bereit erklért haben, als Experte fiir ein Gesprach fiir die Abfassung
meiner Masterarbeit mit dem Arbeitstitel ,, Region Wien - Eine Utopie?“ an der Universitdt Wien
zur Verfiigung zu stehen.

Gemdll Datenschutzgesetz (§ 7 Abs 2 Ziffer 2 DSG) muss fiir ein derartiges Interview Ihre
Zustimmung eingeholt werden, da die Aussagen unter Nennung Ihres Namens in der Masterarbeit
verwendet (zitiert) werden.

Die Inhalte des Interviews werden transkribiert. Sie erhalten die Abschrift vor der Verwendung zur
Freigabe. Das Transkript des Interviews wird der Arbeit im Anhang beigefiigt. Abschlussarbeiten
miissen laut Universitdtsgesetz veroffentlicht werden (durch Aufstellen in der National- und
Universitétsbibliothek), sie sind {iblicherweise auch online zugénglich.

Die Daten konnen von dem Betreuer (Univ.-Prof. Dr. Axel Priebs) bzw. den Begutachter*innen der
wissenschaftlichen Arbeit fiir Zwecke der Leistungsbeurteilung eingesehen werden. Die erhobenen
Daten diirfen gemall Art 89 Abs 1 DSGVO grundsatzlich unbeschrénkt gespeichert werden.

Sie konnen die Zustimmung zur Verwendung dieses Interviews jederzeit widerrufen, alle Aussagen,
die bis zu diesem Zeitpunkt in der wissenschaftlichen Arbeit verwendet wurden, sind allerdings
rechtskonform und miissen nicht aus der Arbeit entfernt werden.

Weiters besteht das Recht auf Auskunft durch den Verantwortlichen an dieser Studie tiber die
erhobenen personenbezogenen Daten sowie das Recht auf Berichtigung, Loschung, Einschrankung
der Verarbeitung der Daten sowie ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung sowie des Rechts
auf Dateniibertragbarkeit.

Wenn Sie Fragen zu dieser Erhebung haben, wenden Sie sich bitte gern an den Verantwortlichen
dieser Untersuchung: David NEUBER, BSc ( ~~ Kontaktdaten ~~ ), Student der Studienrichtung
Raumforschung und Raumordnung an der Universitdt Wien.

Fiir grundsétzliche juristische Fragen im Zusammenhang mit der DSGVO/FOG und studentischer
Forschung wenden Sie sich an den Datenschutzbeauftragen der Universitdt Wien, Dr. Daniel
Stanonik, LL.M. (verarbeitungsverzeichnis@univie.ac.at).

Zudem besteht das Recht der Beschwerde bei der Datenschutzbehérde (bspw. Uber dsb@dsb.gv.at).

Ich stimme der Verwendung meiner personenbezogenen Daten im Rahmen der genannten
wissenschaftlichen Arbeit hiermit zu.

Wien, 2020

Inteviewpartner*in
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A.10. Verwendete Software, Hardware und Standards

Tabelle 12.: Verwendete Software, Hardware und Standards zur Erstellung dieser Mas-

terarbeit.

Formatierungsvorlage
Masterarbeit inkl. Titelseite

Weblinks / URLs

Formatierungsvorlage
Interview-Transkripte

Betriebssystem
Textverarbeitung

Textsatz
Literaturverwaltung
Kommandozeileninterpreter
Bildbearbeitung
Geoinformationssystem
PDF-Viewer

Transkription
Tonaufnahmegerite

Fotokamera

Vorlage Latex|(Zip Datei; 85 KB) (MSc) des
StudienServiceCenters Mathematik der Universitdt Wien

Sofern moglich, wurden alle verlinkten URLs dieser
Abschlussarbeit im Internet Archive gespeichert.

(nicht Permalinks wie DOI, URN, HDL)

Transkription in BTEX (PDF; 390 KB)
von Michael RoBner, www.réfner.de, 2011-04-11

Ubuntu 20.04 LTS (Kernel: 5.4.0-52-generic)
TeXworks, Version 0.6.3 (Debian)

pdfTeX 3.14159265-2.6-1.40.20 (TeX Live 2019/Debian)
JabRef 3.8.2

GNU bash, version 5.0.17(1)-release

Inkscape 0.92.5 (2060ec1{9f, 2020-04-08)

QGIS 3.10.4-A Coruna

Document Viewer 3.36.7

parlatype 1.6.2

OnePlus 6 (Android 10) und Allreli USB voice recorder

OnePlus 6 (20 MP)
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https://ssc-mathematik.univie.ac.at/fileadmin/user_upload/s_ssc_mathematik/MSc/Mastervorlage.zip
https://web.archive.org/
http://www.xn--rner-vna1l.de/Essays/TransLaTeX.pdf

	Danksagungen
	Zusammenfassung
	Abstract
	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Einleitung
	1.1 Forschungsinteresse
	1.2 Ziele der Arbeit
	1.3 Aufbau der Arbeit

	2 Theoretisch-konzeptioneller Rahmen
	2.1 Stadtregionen – Was, Warum, Wieso?
	2.1.1 Organisationsformen und Kooperationsstrukturen

	2.2 Akteurszentrierter Institutionalismus
	2.3 Planungstheorie und Policy-Forschung
	2.3.1 Drei Ebenen der Planungstheorie – Polity, Policy und Politics
	2.3.2 Policy-Forschung – Politikfelder und ihre Trennlinien
	2.3.3 Politische und administrative Akteur*innen im Raumordnungssystem – Ein (Mis)match
	2.3.4 Koordination in der Raum- und Regionalplanung

	2.4 Hinführung zur Forschungs- bzw. Wissenslücke

	3 Empirische Vorgehensweise
	3.1 Forschungsfragen
	3.1.1 Operationalisierung der Forschungsfragen

	3.2 Methodik: Eine qualitative Interviewstudie
	3.2.1 Datenerhebung durch Leitfaden-gestützte Expert*innen-Interviews
	3.2.2 Datenanalyse mittels qualitativer Inhaltsanalyse


	4 Ergebnisse der empirischen Forschung
	4.1 Rahmenbedingungen – ‚Es herrscht eine starke Kleinteiligkeit!‘
	4.1.1 Geschichtliche Rahmenbedingungen
	4.1.2 Gesetzliche Rahmenbedingungen

	4.2 Prioritätensetzung – ‚Nur keine Brösel!‘
	4.2.1 Strategien von politischen Akteur*innen
	4.2.2 Policy-Windows
	4.2.3 Wahlen und ihre Logiken

	4.3 Governance-Formen – ‚Derzeit ist es ein informelles Reden!‘
	4.3.1 SUM und PGO – Die zwei Instrumente der Region Wien
	4.3.2 Verbindlichkeit – Das Zauberwort in der Policy Arena
	4.3.3 Zukunft und Entwicklungsmöglichkeiten


	5 Quintessenz der Ergebnisse
	5.1 Persönliche Bewertung und Handlungsempfehlungen

	Literatur- und Quellenverzeichnis
	Literaturverzeichnis
	Medienquellenverzeichnis
	Onlinequellenverzeichnis

	A Anhang
	A.1 DI Thomas Madreiter
	A.1.1 Interview
	A.1.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.2 Dipl. Päd.in Monika Obereigner-Sivec
	A.2.1 Interview

	A.3 DI Walter Pozarek
	A.3.1 Interview
	A.3.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.4 DI Rudolf Schicker
	A.4.1 Interview
	A.4.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.5 Mag. Josef Taucher
	A.5.1 Interview
	A.5.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.6 DIin Ilse Wollansky
	A.6.1 Interview
	A.6.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.7 Manfred Wurm
	A.7.1 Interview
	A.7.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.8 DIin Renate Zuckerstätter
	A.8.1 Interview
	A.8.2 Kategorisierte Zusammenfassung

	A.9 Muster der Zustimmungserklärung und Datenschutzmitteilung für die Interviewpartner*innen
	A.10 Verwendete Software, Hardware und Standards


